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Tagesordnung: 
 
1. Protokollkontrolle der 16. Sitzung 
 
2. Beschluss über die Struktur und über das Vorgehen zur Erstellung des Ab-

schlussberichts der EK 5/2 
 

3. Ergebnisse der 13. Sitzung der AG Aufgabenerfassung 
 

darunter: 
• Diskussion und Beschluss zum weiteren Vorgehen zur interkommunalen Funk-

tionalreform. Ggf. Vergabe eines Gutachtens 
• Diskussion und Beschluss zur Kommunalisierung von Landesaufgaben 
• Weiteres Vorgehen 

 
4. Diskussion und Beschluss über Kriterien für Modellvarianten der kommunalen 

Gebietsstrukturen 
 
5. Vortrag zu Modellen und rechtlichen Rahmenbedingungen zu Mitwirkungs- 

und Beteiligungsmöglichkeiten der Bürgerinnen und Bürger 
• Herrn Prof. Dr. Jan Ziekow, Lehrstuhl für öffentliches Recht, insbesondere all-

gemeines und besonderes Verwaltungsrecht, HfV Speyer 
 

in Verbindung mit: 
• Prüfung einer Beauftragung des Parlamentarischen Beratungsdienstes für ei-

ne Begutachtung zu den in Brandenburg vorhandenen Mitwirkungs- und Betei-
ligungsinstrumenten 

 
6. Sachstand zur Vergabe eines Gutachtens zur Evaluation der Zukunftsfähigkeit 

vergangener Reformen. Ggf. Beschluss über weiteres Vorgehen 
 
7. Beschluss zur Durchführung einer Informationsreise nach Rheinland-Pfalz 
 
8. Beschluss zur Durchführung einer auswärtigen Sitzung 

 
9. Sonstiges 
 

darunter: 
• Sachstand zu den Arbeitsaufträgen der Landesregierung 
• Vorläufige Planung und Vorbereitung der 18. Sitzung der EK 5/2 
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Festlegungen und Beschlüsse 
 

1. Die Tagesordnung wurde mit Änderungen einstimmig beschlossen (12:0:0). 
Der mit Einladung vom 10. Januar 2013 als TOP 6 vorgesehene 
Beratungspunkt „Beschluss über die Struktur und über das Vorgehen zur 
Erstellung des Abschlussberichts der EK 5/2“ wir als neuer TOP 2 vorgezogen. 

 
2. TOP 1: (Protokollkontrolle) 

Das Protokoll der 16. Sitzung der EK 5/2 wurde bei einer Enthaltung einstim-
mig beschlossen (11:0:1). 

 
3. TOP 2: (Beschluss über die Struktur und über das Vorgehen zur Erstellung 

des Abschlussberichts der EK 5/2) 
Der von den Koalitionsfraktionen eingereichte Antrag „Grundsätze zur Funkti-
onalreform“ (Anlage 3) wurde zurückgestellt und soll in der 18. Sitzung der EK 
5/2 am 15. Februar 2013 erneut aufgerufen werden. 
 
Die EK 5/2 hat bei einer Enthaltung einstimmig beschlossen (11:0:1), den Par-
lamentarischen Beratungsdienst des Landtages Brandenburg zu beauftragen, 
die Auswirkungen eines Systemwechsels vom monistischen zum dualistischen 
Modell kommunaler Aufgabenwahrnehmung darzustellen (Anlage 4). Das Er-
gebnis des Gutachtens soll der EK 5/2 bis zur nächsten Sitzung am 15. Feb-
ruar 2013 vorgelegt werden. 
 
Der Vorsitzende und das Kommissionssekretariat der EK 5/2 werden auf 
Grundlage der eingereichten Anträge zur Struktur des Abschlussberichts (An-
lage 1 und 1a) die Arbeit am Abschlussbericht beginnen. Kommissionsmitglie-
der, die am Abschlussbericht mitarbeiten wollen, wurden gebeten, dies frühzei-
tig beim Vorsitzenden anzuzeigen, um Dopplungen zu vermeiden. 
 
Ein erster Teilentwurf des Abschlussberichts soll im Juni 2013 vorliegen. So-
weit möglich, werden einzelne schon fertiggestellte Kapitel bereits vorher in 
der EK 5/2 behandelt. Die Schlussabstimmung über den Bericht ist für den 27. 
September 2013 vorgesehen. 
Minderheitenvoten können sowohl zu einzelnen Kapiteln als auch zum gesam-
ten Bericht abgegeben werden. Nach der Schlussabstimmung am 27. Sep-
tember 2013 ist eine Frist von vier Wochen für die Einreichung von Minderhei-
tenvoten vorgesehen. 

 
4. TOP 3: (Ergebnisse der 13. Sitzung der AG Aufgabenerfassung) 

Der Arbeitsauftrag der Arbeitsgruppe Aufgabenerfassung wurde erfüllt. Die EK 
5/2 hat einstimmig beschlossen (12:0:0), dass Frau Prof. Dr. Proeller (Univer-
sität Potsdam) mit der Erstellung eines Gutachtens zur interkommunalen 
Funktionalreform beauftragt werden soll (Anlage 7). Der Vorsitzende und das 
Kommissionssekretariat der EK 5/2 werden die weitere Abstimmung mit der 
Gutachterin sowie mit den Kommissionsmitgliedern Herrn Böttcher und Herrn 
Dr. Humpert vornehmen. 
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Die Diskussion und der Beschluss über die Kommunalisierung von Landes-
aufgaben wurden auf die 18. Sitzung der EK 5/2 am 15. Februar 2013 vertagt. 
Die ursprünglich für die 18. Sitzung vorgesehene Diskussion zu den Struktu-
ren der Landesverwaltung wurde ebenfalls vertagt und erst im Anschluss an 
den Beschluss über die Kommunalisierung von Landesaufgaben erneut aufge-
rufen. 

 
5. TOP 4: (Diskussion und Beschluss über Kriterien für Modellvarianten der 

kommunalen Gemeindestrukturen) 
Der Vertreter der Landesregierung wurde gebeten, die vier von Prof. Dr. 
Bogumil in seinem Gutachten betrachteten Szenarien von Modellen einer 
Kreisstruktur in Brandenburg anhand der Kriterien Ortsnähe, Sachnähe, Iden-
tität, finanzielle Leistungskraft, Verwaltungskraft und Wettbewerbsfähigkeit zu 
untersuchen (siehe auch Beschluss der EK 5/2 vom 26. Oktober 2012, ange-
passt durch Beschluss vom 23. November 2012). Diese Kriterien sollen an-
hand konkreter Berechnungen zu Fläche, Einwohnerzahl, Anzahl der Mitarbei-
ter der Landkreise, Finanzkraft, Anzahl der Verwaltungsträger und die max. 
Entfernungen innerhalb der möglichen Kreise in Form einer tabellarischen 
Übersicht untersetzt werden. Dabei sollen aktuelle und, soweit dies möglich 
ist, für das Jahr 2030 prognostizierte Daten genutzt werden. Die Berechnun-
gen sollen der EK 5/2 bis zur 18. Sitzung am 15. Februar 2013 vorgelegt wer-
den. 
 
Die vom Ministerium des Innern des Landes Brandenburg vorgeschlagene Un-
tersetzung der Kriterien für mögliche künftige Gebietsstrukturen der Landkrei-
se und Gemeinden in Brandenburg (Anlage 9) soll in der 18. Sitzung der EK 
5/2 erneut aufgerufen werden. 
 

6. TOP 5: (Vortrag zu Modellen und rechtlichen Rahmenbedingungen zu 
Mitwirkungs- und Beteiligungsmöglichkeiten der Bürgerinnen und Bürger) 
Das Kommissionssekretariat soll der EK 5/2 eine Übersicht über die Mitwir-
kungs- und Beteiligungsinstrumente in den deutschen Kommunen und Bun-
desländern möglichst bis zur 18. Sitzung vorlegen. Die Behandlung des An-
trags des Vorsitzenden zur Beauftragung des Parlamentarischen Beratungs-
dienstes zur Begutachtung zu den in Brandenburg vorhandenen Mitwirkungs- 
und Beteiligungsinstrumenten wird erst nach Zulieferung des Kommissions-
sekretariats erneut aufgerufen.  
 

7. TOP 6: (Sachstand zur Vergabe eines Gutachtens zur Evaluation der 
Zukunftsfähigkeit vergangener Reformen) 
Die EK 5/2 hat mehrheitlich beschlossen (10:2:0), dass sie auf die Vergabe ei-
nes Gutachtens zur Evaluation der Zukunftsfähigkeit vergangener Reformen 
verzichtet und legte fest, dass sie sich in den vergangenen Sitzungen ausführ-
lich mit der Bewertung vergangener Reformen beschäftigt hat und deshalb 
diesen Arbeitsauftrag des Einsetzungsbeschlusses der EK 5/2 als erledigt an-
sieht. 
 
Für den Abschlussbericht soll eine Textpassage formuliert werden, in der die 
bisherigen Beratungsergebnisse zur Bewertung vergangener Reformen darge-
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legt werden und das Vorgehen zur Bearbeitung dieses Arbeitsauftrages erläu-
tert wird. 

 
8. TOP 7: (Beschluss zur Durchführung einer Informationsreise nach Rheinland-

Pfalz) 
Die EK 5/2 hat einstimmig beschlossen (12:0:0), vom 29. bis 30. April 2013 ei-
ne Informationsreise nach Rheinland-Pfalz durchzuführen. Der Programmvor-
schlag des Vorsitzenden (Anlage 16a) wurde einstimmig bestätigt (12:0:0) und 
dahingehend erweitert, den Vorsitzenden als auch das Geschäftsführende 
Vorstandsmitglied des Gemeinde- und Städtebundes Rheinland-Pfalz bei der 
Informationsreise anzuhören. Der Vorsitzende wird einen entsprechenden An-
trag auf Genehmigung der Reise an den Präsidenten des Landtages Bran-
denburg stellen. Die Kommissionsmitglieder wurden gebeten, bis zum 01. 
Februar 2013 ihre verbindliche Teilnahmeerklärung beim Kommissionssekreta-
riat einzureichen. 
 

9. TOP 8: (Beschluss zur Durchführung einer auswärtigen Sitzung) 
Die EK 5/2 hat einstimmig beschlossen (12:0:0), am 15. März 2013 eine aus-
wärtige Sitzung in Heiligengrabe (Ostprignitz-Ruppin) durchzuführen. 

 
10. TOP 9: (Sonstiges) 

Für die 18. Sitzung der EK 5/2 am 15. Februar 2013 wurden folgende Bespre-
chungspunkte festgelegt: 
 

• Präsentation und Diskussion der Ergebnisse der Untersetzung der 
Modellvarianten für kommunale Gebietsstrukturen durch den Vertreter der 
Landesregierung 

• Fortsetzung Diskussion und ggf. Beschluss über Kriterien für Modellvarianten 
• Ergebnisse des Gutachtens des Parlamentarischen Beratungsdienstes des 

Landtages Brandenburg zu den Auswirkungen eines Systemwechsels vom 
monistischen zum dualistischen Modell kommunaler Aufgabenwahrnehmung 

• Fortsetzung Diskussion und ggf. Beschluss zur Kommunalisierung von 
Landesaufgaben 

• Erneute Prüfung der Beauftragung des Parlamentarischen Beratungsdienstes 
für eine Begutachtung zu den in Brandenburg vorhandenen Mitwirkungs- und 
Beteiligungsinstrumenten 

• Sachstand Arbeitsaufträge Landesregierung 
• Sachstand der Planung der auswärtigen Sitzung und der Informationsreise der 

EK 5/2 
 

Weitere Vorschläge für die Tagesordnung der 18. Sitzung sind bis zum 01. Febru-
ar 2013 einzureichen. 
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Aus der Sitzung 
 
Vorsitzender: 
 
Herzlich willkommen zur heutigen Beratung der Enquete-Kommission 5/2. Ich darf 
alle parlamentarischen und nicht-parlamentarischen Mitglieder zu unserer 17. öffent-
lichen Beratung begrüßen. Ich begrüße ebenso herzlich alle interessierten Zuhörer 
und die Vertreter der Medien. Unsere Kommissionsmitglieder Frau Prof. Dr. Färber 
und Herr Große haben sich für die heutige Sitzung entschuldigen müssen. 
 
Ihnen liegen vor die Einladung mit der Tagesordnung vom 10. Januar 2013, der An-
trag von Herrn Prof. Dr. Hönnige vom 17. Januar 2013 (Anlage 1a) sowie eine Tisch-
vorlage mit der Übersicht der bisherigen Besprechungspunkte unter dem Tagesord-
nungspunkt 9, Sonstiges (Anlage 2). 
 
Herr Prof. Dr. Ziekow von der Hochschule in Speyer wird etwas später hier eintreffen, 
deshalb beginnen wir heute nicht, wie sonst üblich, mit der Anhörung, sondern ich 
schlage Ihnen vor, den Beginn der Anhörung von Herrn Prof. Ziekow möglichst flexi-
bel zu handhaben und ihn unmittelbar nach seinem Ankommen anzuhören - natür-
lich, wenn der Tagesordnungspunkt abgeschlossen ist -, und diesen Tagesordnungs-
punkt dann in der Tagesordnung aufzurufen. Ich werde das jeweils ansagen und bitte 
Sie, keine Einwände vorzubringen, denn wenn niemand etwas dagegen hat, können 
wir so verfahren und sind nicht an die formale Reihung der Tagesordnung gebunden. 
 
Herr Prof. Hönnige bittet in seinem Antrag, den Tagesordnungspunkt 6 als Tagesord-
nungspunkt 2 vorzuziehen. Das ergibt auch wegen der dort getroffenen Begründung 
Sinn. Herr Prof. Hönnige, wollten Sie das noch einmal besonders begründen? 
 
Herr Prof. Dr. Hönnige: 
 
Das Grundargument, den Punkt vorzuziehen, ist natürlich, dass das Auswirkungen 
auf die mögliche weitere Diskussion hat und deshalb zuerst eine Verständigung ge-
funden werden sollte, wie wir mit dem Abschlussbericht grundsätzlich verfahren, na-
türlich ohne auf die Inhalte einzugehen, um letzten Endes mit der heutigen Sitzung 
weiter fortzufahren. 
 
Vorsitzender: 
 
Gibt es dazu Fragen oder Einwendungen? - Das sehe ich nicht. Dann ziehen wir den 
Tagesordnungspunkt vor und Herr Prof. Ziekow wird zu seiner Stellungnahme aufge-
rufen, wenn er bei uns sein kann. Wenn Sie mit dieser Änderung der Tagesordnung 
einverstanden sind, bitte ich Sie jetzt um das Handzeichen. - Danke schön. Gibt es 
Gegenstimmen? - Stimmenthaltungen? - Damit einstimmig so beschlossen. 
 
Ich rufe Tagesordnungspunkt 1 auf: 
 
 Protokollkontrolle 
 
Dazu liegt Ihnen der Entwurf des Protokolls der 16. Sitzung vom 20. Dezember 2012 
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vor. Es sind uns im Vorfeld der heutigen Sitzung keine Änderungswünsche zugegan-
gen. Haben Sie heute Änderungsbedarf anzuzeigen? - Das ist nicht der Fall. Damit 
kommen wir zum formalen Beschluss über das Protokoll. Wer es so bestätigen kann, 
den bitte ich um das Handzeichen. - Gegenstimmen? - Stimmenthaltungen? - Bei 
einer Enthaltung so bestätigt. 
 
Ich schließe Tagesordnungspunkt 1 und rufe Tagesordnungspunkt 2 auf: 
 

Beschluss über die Struktur und über das Vorgehen zur Erstellung des 
Abschlussberichts der Enquete-Kommission 5/2 

 
Dazu liegen Ihnen vor mein Schreiben vom 14. Januar 2013 mit dem Vorschlag für 
die Struktur und den Zeitplan für den Abschlussbericht (Anlage 1), ein Antrag der Ko-
alitionsfraktionen vom 17. Januar 2013 mit einem Beitrag zum Abschlussbericht zu 
Grundsätzen zur Funktionalreform (Anlage 3) und, wie schon angesprochen, der An-
trag von Herrn Prof. Hönnige vom 17. Januar 2013 mit Änderungs- und Ergänzungs-
vorschlägen für die Struktur des Abschlussberichtes (Anlage 1a). 
 
Wir haben die Situation, dass es unterschiedliche Vorschläge sowohl zur Struktur als 
auch zum Vorgehen der Erstellung des Abschlussberichtes gibt. Wir sollten zuerst 
über die Struktur, dann über das Vorgehen und zum Schluss über den Textvorschlag 
der Koalitionsfraktionen sprechen. 
 
Es liegt Ihnen zur Struktur des Abschlussberichtes, wie von Herrn Prof. Gebhardt als 
Leiter der Arbeitsgruppe Aufgaben und mir avisiert, ein Vorschlag vor, und Herr 
Prof. Hönnige hat dazu Änderungen und Ergänzungen vorgeschlagen. Herr Hönnige, 
möchten Sie Ihren Vorschlag einmal vorstellen? - Herr Büttner hatte sich zuerst ge-
meldet. Bitte schön. 
 
Abgeordneter Büttner (FDP): 
 
Herr Vorsitzender, Sie haben gerade gesagt, die Koalitionsfraktionen haben den An-
trag „Grundsätze zur Funktionalreform“ vorgelegt. Dieser Antrag ist weniger als 
24 Stunden vor Beginn dieser Sitzung bei uns eingegangen. Es tut mir leid, aber ich 
sehe mich nicht in der Lage, heute über diesen Antrag zu beraten und zu diskutieren. 
Insofern bitte ich, ihn auf die nächste Sitzung zu legen. Ich finde, in weniger als 
24 Stunden vor einer Sitzung einen solchen Antrag vorzulegen, trägt nicht dazu bei, 
dass man ihn hier vernünftig bearbeiten kann. 
 
Vorsitzender: 
 
Herr Dr. Scharfenberg dazu. 
 
Abgeordneter Dr. Scharfenberg (DIE LINKE): 
 
Herr Büttner, Sie haben natürlich völlig Recht. Es ist aber nicht daran gedacht, heute 
diese Vorlage hier zur Entscheidung zu stellen, sondern sie wird mit der Absicht ein-
gebracht, dass wir uns vielleicht im Februar gemeinsam einen Standpunkt dazu bil-
den können und dann einen Beschluss fassen. 
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Vorsitzender: 
 
Könnten wir es so bearbeiten, Herr Büttner? 
 
Abgeordneter Büttner (FDP): 
 
Damit kann man gut leben, ja. 
 
Vorsitzender: 
 
Gut, dann haben wir das so vereinbart. - Herr Prof. Hönnige, bitte. 
 
Herr Prof. Dr. Hönnige: 
 
Ich würde einfach in Kürze etwas dazu sagen, ohne ihn jetzt im Detail durchzugehen. 
Erstens ist er seitenmäßig deutlich kürzer als das Papier der Koalitionsfraktionen und 
liegt auch in entsprechender Form vor. Was ist die Grundsatzintention dahinter ge-
wesen? Der Vorsitzende hat dankenswerterweise einen Vorschlag für die Struktur 
eingereicht, den wir bereits auch in der Sitzung in Forst schon einmal andiskutiert 
hatten. Ich finde, das ist eine exzellente Struktur, und mein Vorschlag baut im Prinzip 
auf dieser Struktur auf und ergänzt sie noch um einige Punkte, die an dieser Stelle 
auch begründet sind. Im Wesentlichen geht es darum, dass noch einmal das Thema 
Rahmenbedingungen und Gründe für die Reform etwas prominenter gemacht wer-
den. Das hat auch etwas mit Erfahrungen zu tun, die ich bisher bei Präsentationen 
des Zwischenberichtes der Kommission gemacht habe, dass es vielen Leuten noch 
nicht klar ist, welches die grundlegenden Probleme sind und warum man sich über-
haupt mit dem Thema auseinandersetzen muss. 
 
Der zweite Punkt, den ich ergänzend vorschlagen würde, ist, dass man das Thema 
Kriterien für die Bildung von Modellen noch etwas prominenter macht, also: Welche 
Grundsätze sollte die Kommission im Einzelnen ausbauen? Das ist eine strukturelle 
Ergänzung. Mehr gibt es an dieser Stelle zum Thema Struktur auch nicht zu sagen. 
 
Vorsitzender: 
 
Danke schön. - Mein Vorschlag ist, dass wir diese beiden Vorschläge als Arbeits-
grundlage, wenn Sie keine Einwendungen haben, für uns so vereinbaren und sie 
heute damit zur Kenntnis zu nehmen und das Kommissionssekretariat und ich mit 
der Arbeit am Abschlussbericht starten. Das hat jetzt nicht zur Folge, dass Sie in der 
nächsten Sitzung zum ersten Kapitel oder zu allen Kapiteln schon einen ersten Text-
entwurf bekommen, sondern Sie wissen, dass das sehr umfangreich sein wird und 
wir nicht nebenbei, also nicht wertend, sondern zusätzlich zu der Arbeit direkt für die 
Kommissionssitzungen beginnen. Das heißt, diejenigen, die Zuarbeiten erstellen 
wollten, sind ab heute gebeten - wenn wir so verfahren -, diese dann auch zu liefern. 
Zögern Sie nicht bis zur Juni-Sitzung, sondern liefern Sie sie, wenn sie fertiggestellt 
sind, und wir würden dann mit der Arbeit auf der Grundlage dieser beiden Papiere 
beginnen. - Herr Böttcher, bitte. 
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Herr Böttcher: 
 
Herr Vorsitzender, zu beiden Vorschlägen wäre zu sagen, dass sich Ihr Vorschlag 
mehr am Einsetzungsbeschluss orientiert. Das würde ich grundsätzlich befürworten. 
Der Vorschlag von Herrn Prof. Hönnige hat einen wesentlichen Nachteil. Er betrach-
tet nicht - das müssen wir sicherlich auch bei Ihrem Vorschlag noch einmal überprü-
fen, ich möchte das jetzt schon einmal anmelden -, dass wir die Strukturierung da-
nach vornehmen sollten: beginnend mit der Landesverwaltung, über die Landkreise -
 die kreisfreien Städte tauchen interessanterweise bei beiden Vorschlägen überhaupt 
nicht auf - und dann auf die kreisangehörige gemeindliche Ebene. Ich denke, das ist 
ein ganz wesentlicher Aspekt dabei, weil viele Dinge durcheinanderlaufen, auch die 
Frage der Strukturierung. Herr Prof. Hönnige. Sie haben bei 3. Die Aufgabenzuord-
nungen vorgesehen, dann kommt eine ganze Weile etwas anderes, und bei 7. 
kommt dann wieder Aufgabenzuordnung, ebenso bei 9. Ich denke, wir sollten uns 
sehr intensiv am Einsetzungsbeschluss orientieren, weil er in sich logisch ist. 
 
Vorsitzender: 
 
Herr Dr. Humpert, danach Herr Dr. Scharfenberg, bitte. 
 
Herr Dr. Humpert: 
 
Zwei Anmerkungen von meiner Seite vorab. Zunächst einmal ist in dem Schreiben 
von Herrn Prof. Hönnige unter Ziffer 2 aufgeführt, dass Minderheitenvoten - die natür-
lich niemand will, aber die natürlich nicht auszuschließen sind -, jeweils gestückelt bei 
den jeweiligen Mehrheitsmeinungen oder im Bericht dann verteilt werden sollten. Ich 
würde sagen, das ist zu eng gefasst. Man muss schon jemandem, der ein Minderhei-
tenvotum abgeben will, die Möglichkeit geben, entweder zu Einzelfragen Stellung zu 
nehmen. Diese könnte man als gekennzeichnetes Minderheitenvotum in den Text 
einbauen. Oder es ist auch denkbar, dass jemand eine geschlossene Überlegung zu 
der Gesamtbewertung abgeben will. Auch diese Möglichkeit muss gegeben sein, so-
dass man ein solches Minderheitenvotum hinten anhängt, und dass man hier den 
Ansatz so gestalten sollte, dass man die Möglichkeit eröffnet, innerhalb des Textes 
jeweils gekennzeichnet, Minderheitenpositionen punktuell zu äußern, und im Übrigen 
dann natürlich die Möglichkeit beibehält, wie es üblich ist, ein komplettes Votum ab-
zugeben, gegebenenfalls als Minderheitsvotum bei Gerichtsurteilen. Im Verfassungs-
gerichtsurteil zur Kreisneugliederung in Mecklenburg-Vorpommern war das sehr 
deutlich zu sehen. Das ist üblich und das sollte man durchaus so machen. - Das ist 
der eine Punkt, der das Formale betrifft. 
 
Der andere Punkt betrifft das Inhaltliche. Was mir auffällt, ist, dass die Gliederung 
von Herrn Prof. Hönnige in einem ganz wesentlichen Punkt von dem abweicht, was 
uns das Landtagsplenum als Einsetzungsauftrag quasi als Aufgabe mit auf den Weg 
gegeben hat. Unter Ziffer 6 des Einsetzungsbeschlusses heißt es: "Die Grundlage für 
eine Gebietsreform ist eine Funktionalreform.“ Das heißt also im Klartext formuliert, 
wir müssen Klarheit über die Aufgabenzuordnung finden und schaffen und daraus 
ableiten, welche Leistungsfähigkeitsanforderungen für die jeweilige betroffene Ebene 
daraus abzuleiten sind. 
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In der Struktur ist das anders gemacht. Da steht beispielsweise, bezogen auf die 
Landkreise, unter Ziffer 5, Denkmodelle für neue Verwaltungsträger auf der kreisli-
chen Ebene, und erst unter Ziffer 7 wird dann das Thema Aufgabenzuordnung, auch 
Neuzuordnung aufgegriffen. Ich denke, das muss man umgekehrt gestalten, um die-
se Folgerung, die auch von der Logik her geboten ist, einhalten zu können. 
 
Vorsitzender: 
 
Herr Dr. Scharfenberg. 
 
Abgeordneter Dr. Scharfenberg (DIE LINKE): 
 
Ihre beiden Beiträge zeigen schon: Wenn wir so herangehen würden, eine Einzeldis-
kussion zu diesen Vorschlägen durchzuführen, würden wir uns verzetteln. Deshalb 
lautet der Vorschlag des Vorsitzenden, es als Arbeitsgrundlage zur Kenntnis zu neh-
men. Wir beschließen heute keine Struktur des Abschlussberichtes, sondern wir ge-
ben heute die Auslassung, dass auf dieser Grundlage die Arbeit beginnen kann. Ich 
denke, es ist auch deutlich geworden, dass sich der Vorschlag des Vorsitzenden am 
Einsetzungsauftrag orientiert; hier gibt es eine enge Orientierung, und Herr Hönnige 
hat hier ergänzende Vorschläge gemacht, die man dann zuordnen kann, aber nicht 
zuordnen muss. Die Diskussion sollte dann weitergeführt werden, denke ich. Wichtig 
ist, dass wir heute unter diesen Voraussetzungen den Auftrag erteilen, dass ab sofort 
am Abschlussbericht gearbeitet wird, und wir werden noch genügend Gelegenheit 
haben, über die Vorschläge zu diskutieren. 
 
Vorsitzender: 
 
Herr Prof. Hönnige, bitte. 
 
Herr Prof. Dr. Hönnige: 
 
Ich würde mich dem anschließen, was Herr Scharfenberg gerade sagte. Die Grundin-
tention, das hatte ich bereits gesagt, ist eine Ergänzung des Vorschlages des Vorsit-
zenden. Ich habe zu Herrn Böttcher eine andere Meinung. Der Vorschlag sagt auch 
dezidiert, dass ein aufgabenbezogener Ansatz gewählt wird, und die Kommunen 
werden aus gutem Grund - weil letzten Endes natürlich die kommunale Selbstverwal-
tung Trägerschaft unseres politischen Systems ist - noch deutlich vor dem Land be-
handelt. 
 
Aber ich würde mich Herrn Scharfenberg anschließen und sagen, wir haben hier 
zwei Grundlagen, an denen wir uns orientieren und die wir weiter diskutieren können. 
Wir haben auch gesehen, dass es noch mehr Vorschläge und andere Meinungen 
dazu gibt, und es wird die Kunst sein, diese langsam zu integrieren. Es wäre ein Feh-
ler zu sagen, wir beschließen heute eine Struktur, und diese ist dann zementiert. 
Denn sie wird sich natürlich im Verlauf der Zeit erweitern und sie wird vielleicht auch 
wachsen und man wird das eine oder andere Thema, wenn wir noch weitere Sitzun-
gen haben, ein wenig tiefer hängen. 
 
Vorsitzender: 
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Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich schlage vor, dass wir die Diskussion zur 
Struktur an dieser Stelle beenden und zum Thema Zeitplan kommen. Den Zeitplan, 
das hatten wir in der vergangenen Beratung besprochen, werden wir nach der Ge-
nehmigung der Verlängerung der Vorlagefrist an den Landtag so handhaben, dass 
Sie im Juni einen ersten Entwurf für den Bericht zur Besprechung vorgelegt bekom-
men und wir die Schlussabstimmung für den 27. September 2013 vorsehen. Das ist 
sicherlich eine Zeit, in der politisch sehr engagiert diskutiert wird - zu anderen Fra-
gen -, aber da die eben von Herrn Humpert angesprochenen Minderheitenvoten zeit-
gerecht eingereicht werden können und dafür vier Wochen angemessen sind, müs-
sen wir die Schlussabstimmung am 27. September 2013 durchführen, um bis Ende 
Oktober Minderheitenvoten einarbeiten zu können, denn nur mit Ihnen gemeinsam 
kann ich den Abschlussbericht beim Präsidenten des Landtages einreichen. Können 
wir so verfahren? Wir hatten es aber schon mehrfach, zumindest teilweise, hier be-
sprochen. Gibt es dazu Redebedarf - Nein. Ich danke Ihnen. 
 
Nun haben wir den Textbeitrag zum Thema „Grundsätze der Funktionalreform der 
Koalitionsfraktionen“ (Anlage 3). Wir hatten gesagt, dass er hier eingebracht wird, 
nicht zur Abstimmung, sondern zur weiteren Beratung. Deshalb frage ich, wer für die 
antragstellenden Einreicher das Wort wünscht. Gibt es dazu eine Kurzvorstellung? -
Herr Dr. Scharfenberg, bitte. 
 
Abgeordneter Dr. Scharfenberg (DIE LINKE): 
 
Ich kann etwas dazu sagen. Die Forderung, dass sich diese Kommission zu einer 
Funktionalreform ganz klar positioniert, ist allseits geäußert worden. Ich denke, das 
ist eine wichtige Möglichkeit, die auch genutzt werden muss. Wir haben versucht, 
Grundsätze für eine Funktionalreform zu formulieren, die wirklich deutlich machen, 
dass es uns ernst ist, hier einen echten Fortschritt zu erreichen, der dann auch prä-
gend für dieses Land sein kann. Der Grundsatz einer umfassenden Funktionalreform 
und einer echten Kommunalisierung, das sind Ansprüche, die sehr hoch sind, aber 
wenn man sich hier keine hohen Ziele stellt, wird man nichts erreichen können. Sie 
sehen, dass das auch weitgehend ausformuliert ist. Es ist wichtig, dass Sie sich eine 
Meinung dazu bilden. Ich denke, es wird wahrscheinlich noch einige Änderungen 
geben; aber es wäre gut, wenn wir uns in der nächsten Sitzung einigen könnten, 
dass das vom Grundsatz her in den Abschlussbericht einfließen soll. Das wäre dann 
eine wichtige Festlegung für das weitere Vorgehen. 
 
Vorsitzender: 
 
Herr Gebhardt, bitte. 
 
Herr Prof. Dr. Gebhardt: 
 
Ich halte diese Vorstellung, dass wir uns in der nächsten Sitzung auf diese Grundsät-
ze einigen könnten, für sehr ambitioniert, schon allein wegen eines Punktes. Ich halte 
es nicht für ausgeschlossen, aber ich verbinde mit dem, was ich sage, auch eine 
Prüfbitte. In diesem Grundsatzpapier taucht im Grunde ein radikaler Systemwechsel 
auf von einem monistischen zu einem vollständig dualistischen Aufgabenverständnis. 
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Welche Konsequenzen das insgesamt haben könnte, ist für mich nicht zu über-
schauen, insbesondere auch mit Blick auf die Finanzierungsgrundlage der kommuna-
len Ebene. Das müsste zumindest einmal geprüft werden, und zwar so rechtzeitig, 
dass wir dazu in der nächsten Sitzung aussagefähig sind, oder möglicherweise 
müsste man auf diesen Punkt verzichten. 
 
Vorsitzender: 
 
Frau Nonnemacher, danach Herr Humpert, bitte. 
 
Abgeordnete Nonnemacher (GRÜNE/B90): 
 
Danke schön, Herr Vorsitzender. - Ich wollte vorab sagen, dass ich dieses Papier, 
diese Grundsätze zur Funktionalreform, sehr beachtlich finde. Ich muss sagen, ich 
bin von vielen Dingen, die dort angesprochen werden, sehr angetan. Insbesondere 
kommt das der Intention unserer Fraktion entgegen, dass wir über die Selbstverwal-
tungsaufgaben versus der Pflichtaufgaben zur Erfüllung nach Weisung hier mal nä-
her diskutieren, gerade unter dem Demokratieaspekt, dass nur bei wahren Selbst-
verwaltungsaufgaben auch die entsprechenden demokratisch legitimierten Vertreter 
in den Gemeinden und auf Kreisebene einbezogen werden und wir ja nicht die Land-
räte stärken wollen, sondern die demokratisch gewählten Vertreter. Das finde ich im 
ersten Ansatz sehr begrüßenswert, es sind sehr viele interessante Grundsätze auf-
genommen worden. 
 
Beim ersten Überlesen in dieser sehr kurzen Zeit finde ich es gut, dass das vorgelegt 
wird. Aber ich würde mir auch, wie es Herr Prof. Gebhardt angemahnt hat, wün-
schen, dass man gerade bei der Frage der Aufgabenübertragung noch ein klein we-
nig juristischen Sachverstand bemüht. Ich denke, das ist verfassungsrechtlich nicht 
ganz so einfach, diese Aufgabenübertragung festzulegen. Vielleicht könnte zur 
nächsten Sitzung dazu noch eine entsprechende Stellungnahme gefasst werden. 
 
Vorsitzender: 
 
Herr Humpert, bitte. 
 
Herr Dr. Humpert: 
 
Der Text beinhaltet, wie Prof. Gebhardt eben schon sagte, einen Prüfauftrag, das 
bisherige Aufgabenzuordnungsmodell, das sogenannte monistische Modell, gegebe-
nenfalls durch ein dualistisches Aufgabenmodell zu ersetzen. Das ist, wenn man es 
genau betrachtet, ein kommunalverfassungsrechtlicher Paradigmenwechsel extrem 
grundlegender Art. In Brandenburg war es so, dass man sich von Anfang an an die-
sem monistischen Aufgabenmodell orientiert hat, und nur dieses monistische Aufga-
benmodell gibt es am Ende her, dass wir Pflichtaufgaben zur Erfüllung nach Weisung 
haben, die auch eigentlich den Selbstverwaltungsaufgaben zuzuordnen sind. 
 
Wenn wir uns davon trennen würden, hätten wir nur noch den eigenen Wirkungs-
kreis, den übertragenen Wirkungskreis, und das, was vorn steht – Pflichtaufgaben 
zur Erfüllung nach Weisung - gäbe es so gar nicht mehr. Das würde gar nicht mehr 
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gehen. Das heißt also, hier erscheint es mir extrem problematisch, einen solchen 
Weg zu beschreiten. Ich würde mir wünschen, bevor wir das in der nächsten Sitzung 
vertieft diskutieren, dass wir uns sehr gezielt und sehr nachhaltig aufarbeiten lassen, 
was das eigentlich bedeutet. Das sind die Tiefen des kommunalen Verfassungsrech-
tes, und diese hätte ich vorher schon gern von den Wirkungen her im Einzelnen aus-
geleuchtet, bevor wir hierüber in der nächsten Sitzung einen Beschluss fassen kön-
nen. 
 
Vorsitzender: 
 
Herr Schippel, bitte. 
 
Abgeordneter Schippel (SPD): 
 
Von der Sache her sagt ein Grundsatz ja immer, dass es ausschließlich ist. Insofern 
glaube ich aber, dass die bisherige Diskussion ergeben hat, dass wir gerade, was die 
Landkreisebene betrifft, insoweit schon ein Manko haben, dass die Frage der Ausfül-
lung von Aufgaben, die Kreistagsabgeordnete haben, weil es ebenfalls um finanzielle 
Dinge geht, mehr und mehr, gelitten hat. Wenn man den Grundsätzen folgen will, die 
allgemein immer genannt werden, auch von den Spitzenverbänden, dass die Frage 
der demokratischen Mitwirkung gefährdet ist usw., muss man natürlich darüber 
nachdenken, ob man in diesem Bereich auch Veränderungen durchführen kann. 
Nichtsdestotrotz halte ich es für vernünftig, zu prüfen. Diese Prüfung kann aber an-
hand der einzelnen Aufgaben erfolgen. Es wird doch nichts übertragen, was verfas-
sungsrechtlich überhaupt nicht möglich ist. Insofern gibt es die Liste, und man sollte 
eine Spalte einführen: Es ist möglich oder nicht möglich. Ganz einfach. 
 
Die andere Frage ist, dass durch diese Reform letzten Endes die Finanzierung von 
Aufgaben im Großen und Ganzen nicht berührt wird, weil das Konnexitätsprinzip be-
sagt, ich muss das Geld mitgeben. Das nützt alles nichts. Deshalb finde ich das 
Ganze nicht so verbissen, würde mich dem aber anschließen, dass man das bis zum 
nächsten Mal macht, denn sonst kommen wir an einer anderen Stelle wieder nicht 
weiter. Wenn wir uns streiten: Was passiert dort? Ist es grundsätzlich möglich - ja 
oder nein? -, dann kommen wir zu keinem Abschluss. 
 
Vorsitzender: 
 
Was die Prüfung solcher Fragen betrifft, gibt es die Möglichkeit, auf drei Varianten 
zuzugreifen. 
 
Erstens. Wir geben ein Gutachten in Auftrag. Zweitens. Wir bitten die Landesregie-
rung um Zuarbeit und drittens, haben wir einen Parlamentarischen Beratungsdienst 
im Haus, den wir um eine bzw. drei Stellungnahmen bitten könnten. 
 
Wir müssten uns jetzt darauf verständigen - da ich viel Kopfnicken bei den Prüfvor-
schlägen gesehen habe -, welche der Varianten wir in Anspruch nehmen. Ich nehme 
an, dass wir als Enquete-Kommission nicht zuerst auf die Zuarbeit der Landesregie-
rung setzen werden. Wie wollen Sie es haben? Ich konnte natürlich jetzt nicht vorprü-
fen, inwieweit bis zur nächsten Tagung der Parlamentarische Beratungsdienst die 
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drei großen Fragen abräumen kann. - Herr Humpert. 
 
Herr Dr. Humpert: 
 
Zur Äußerung von Herrn Schippel: Mir geht es nicht darum, die einzelnen Aufgaben 
zu betrachten. Es geht um eine grundsätzliche Weichenstellung bei der Ausgestal-
tung des Kommunalverfassungsrechts, und die Kommission muss schon wissen -
denn das ist Expertenwissen -, worüber wir wirklich entscheiden. Ich habe viele Fra-
gezeichen in den Gesichtern gesehen, als das Thema angesprochen wurde. Vor die-
sem Hintergrund halte ich eine grundsätzliche Klarheit für notwendig. Was bedeutet 
das? Das könnte sinnvollerweise der Parlamentarische Beratungsdienst aufarbeiten, 
sodass man auch Klarheit gewinnt, und im Zweifel kann er auch hier zusehen, wo-
rum es geht. Das wäre in der Tat ein vernünftiger Weg. 
 
Vorsitzender: 
 
Herr Gebhardt, bitte. 
 
Herr Prof. Dr. Gebhardt: 
 
Im Grunde auch noch mal die Unterstützung dessen, was Herr Humpert sagte. Es 
geht nicht um die einzelnen Aufgaben, sondern darum, dass 20 Jahre Verfassungs-
gerichts-Rechtsprechung in diesem Land auf einem monistischen Aufgabenver-
ständnis aufsetzen und durchdekliniert haben, was Pflichtaufgaben zur Erfüllung 
nach Weisung sind - mit allen Konsequenzen. Es geht darum, dass auch der verfas-
sungsändernde Gesetzgeber bei Einführung des strikten Konnexitätsprinzips von der 
Geltung eines monistischen Ansatzes ausgegangen ist, und ich vermag wirklich nicht 
zu beurteilen, was ein solcher Paradigmenwechsel, ein solcher Systemwechsel auch 
an Interpretationsspielräumen im Nachgang für all die betroffenen Rechtsvorschrif-
ten, aber auch für die Rechtsprechung eines Landesverfassungsgerichts bedeuten 
könnte. 
 
Die Alternative ist, da ich auch nicht genau weiß, was tatsächliches Motiv für diesen 
Vorschlag ist, alles ein wenig tiefer zu hängen und zu sagen, wir können uns auch 
über einen vielleicht längeren Zeitraum auch dieser Frage einmal zuwenden - was 
nicht die Arbeit an den einzelnen Übertragungsvorschlägen hindert. Damit wird ja 
nicht in irgendeiner Weise die Arbeit an den Aufgabenübertragungen aus der AG und 
auch im Hinblick auf die interkommunal denkbaren Aufgabenübertragungen unmög-
lich gemacht. Das kann ja durchaus geschehen. Dieser Vorschlag ist sehr interes-
sant, aber weder vermag ich zu sehen, welche Vorteile aus einer Wiederbelebung 
eines solchen rein dualistischen Ausgabenansatzes erwachsen sollten, noch, wie 
gesagt, welche Konsequenzen dies hat. Es ist also wirklich eine Frage von ganz 
grundsätzlicher Bedeutung. 
 
Vorsitzender: 
 
Herr Böttcher, bitte. 
 
Herr Böttcher: 
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Die Ansichten, die hier zuletzt geäußert wurden, teile ich. Ich will es nicht wiederho-
len. Ich denke, es bestand Einigkeit darin, dass eine Überprüfung hinsichtlich der 
Wirkung erforderlich ist. Was mich hierbei interessiert, auch vor dem Hintergrund, 
dass ich dieses Papier prinzipiell in seiner Gesamtstrukturierung für sehr positiv hal-
te, was wir aber heute nicht zu Ende diskutieren müssen: Sie sind an zwei Stellen 
schon mal von abweichenden Meinungen ausgegangen. Mir ist nicht ganz nachvoll-
ziehbar, was das in einem solchen Papier zu suchen haben soll, beispielsweise bei 
Punkt 1.2.4, Politische Grenzen. Die Mitglieder XY der Enquete-Kommission weisen 
[...] da und darauf hin. Es wird ja noch andere Meinungen geben. Auf solch einem 
Papier würde ich mögliche Minderheitsmeinungen herauslassen. Es sollte durch-
strukturiert sein, und wenn dann eine abweichende Meinung dazu besteht - okay, das 
wird sich im Entscheidungsprozess ergeben. Aber das muss hier nicht von vornhe-
rein so ein wenig impliziert werden. 
 
Vorsitzender: 
 
Herr Dr. Scharfenberg. 
 
Abgeordneter Dr. Scharfenberg (DIE LINKE): 
 
Das ist zum Beispiel so ein Punkt, Herr Böttcher, deshalb haben wir noch einmal vier 
Wochen Zeit, darüber nachzudenken: Was gehört hinein und was gehört nicht hin-
ein? Herr Hönnige hat im Zusammenhang mit dem Strukturabschlussbericht auch die 
Frage der Minderheitenvoten aufgeworfen; das steht dahinter. Ob man das nun hier 
hineinnehmen muss oder ob das keinen Sinn ergibt, können wir beim nächsten Mal 
abschließend diskutieren. 
 
Was die Frage der Begutachtung monistisches/dualistisches Modell betrifft, so sollten 
wir uns jetzt einigen, wer das auf schnellstem Wege, also bis zur nächsten Sitzung, 
anfertigen könnte. Die Frage ist: Könnte das unter Umständen sogar das Kommissi-
onssekretariat machen? Würden Sie sich dazu imstande sehen? Bzw. der nächste 
Zugriff ist natürlich der Parlamentarische Beratungsdienst, das ist klar. Denn ich wür-
de es an dieser Stelle nicht für sehr sinnvoll halten, dass das MI dies macht. Das 
würde ich jetzt offenlassen wollen. Wir müssten uns jetzt hier einigen. Dass noch-
mals eine Stellungnahme gemacht werden muss, damit bin ich sehr einverstanden. 
 
Vorsitzender: 
 
Herr Prof. Gebhardt. 
 
Herr Prof. Dr. Gebhardt: 
 
Noch einmal: Das ist ein insgesamt gutes Papier; das klingt in allen Beiträgen durch. 
Wir sollten dieses beim nächsten Mal, unter Aufarbeitung der Hinweise, die noch 
kommen mögen, beschließen. Ich würde es nicht als Meilenstein formulieren, aber 
doch als einen wichtigen Punkt für die weitere Arbeit, mit Ausnahme dieses Funda-
mentalthemas - monistisch - dualistisch. Vielleicht können wir uns darauf verständi-
gen - ich bin nicht ganz sicher, ob das auch ein Parlamentarischer Beratungsdienst in 



Landtag Brandenburg P-EK2 5/17 S. 16 

Enquete-Kommission 5/2  18.01.2013 
17. Sitzung  Stenogr. Dienst/du/le 

dieser kurzen Frist sachgerecht bearbeiten kann -: Wenn man das tatsächlich analy-
siert haben will - wobei mir, wie gesagt, die Motive sowie die rechtlichen Folgewir-
kungen unklar sind, und vor allem ist mir völlig unklar, welche Vorteile mit einem sol-
chen Paradigmenwechsel erreicht werden könnten. Unter diesen Gesichtspunkten 
kann man den Parlamentarischen Beratungsdienst bitten, einmal zu einem solchen 
Systemwechsel Stellung zu nehmen. Allerdings sollten wir jetzt vermeiden, dass viel-
leicht durch die längere Bearbeitungszeit das Papier insgesamt auf die lange Bank 
geschoben wird. 
 
Vorsitzender: 
 
Gut. Es kristallisiert sich heraus, dass wir den Parlamentarischen Beratungsdienst 
zur Hilfe benötigen. Dazu brauchen wir einen konkreten Beschluss, sonst kann ich 
das nicht veranlassen. Ich werde auch mit den Kollegen sofort besprechen, wie zeit-
nah sie was bearbeiten können. Wir haben ja möglicherweise den Vorteil, dass es in 
den nächsten vier Wochen eine Woche Parlamentsruhe gibt und Sie vielleicht zu an-
deren Arbeiten kommen. Ich kenne aber die bisherige Auftragslage nicht; das habe 
ich im Vorfeld nicht geprüft. 
 
Sie müssten mir jetzt aber sehr klar an die Hand geben - Herr Dr. Humpert, vielleicht 
hatten Sie das vorhin schon formuliert -, was geprüft werden soll. Dann kann ich das 
in die Wege leiten. 
 
Es war die Rede davon, dass die grundsätzlichen Konsequenzen dieses Paradig-
menwechsels dargestellt werden. Herr Gebhardt sprach eben von verfassungsrecht-
lichen Auswirkungen. Das ist sicherlich ein Punkt, bei dem Sie anzeigen werden, 
dass dies vielleicht doch mehr Zeit braucht; das weiß ich nicht. Ich will die Arbeitsfä-
higkeit des Parlamentarischen Dienstes damit nicht schmälern; er hat in der Regel 
gut zu tun. Aber mindestens die Ziffer 1 könnten wir zur nächsten Sitzung geliefert 
bekommen. 
 
Wollen wir das in diesem zweistufigen Verfahren so in Auftrag geben, dass wir darum 
bitten, dass im ersten Punkt die grundsätzlichen Auswirkungen eines solchen Wech-
sels dargestellt werden und wir zweitens darum bitten, mögliche verfassungsrechtli-
che Auswirkungen aufzulisten? Eine Wertung müssten wir dann vornehmen. Dann 
werden wir auch zur Kenntnis nehmen, ob der Parlamentarische Beratungsdienst die 
wissenschaftliche Kraft dazu hat oder ob er anzeigt, dass das möglicherweise je-
mand anderes tun sollte. 
 
Ich bitte Sie nun um eine formale Abstimmung, damit ich das einleiten kann. Wer die-
sen Auftrag (Anlage 4) so aussprechen möchte, den bitte ich um das Handzeichen. -
Danke schön. Es sieht sehr einstimmig aus, aber möchte sich jemand dagegen aus-
sprechen oder sich enthalten? - Bei einer Enthaltung so beschlossen. 
 
Wir bemühen uns, dass es zur nächsten Sitzung vorliegt und dass sich die Bedenken 
des Kollegen Schippel nicht erfüllen, sondern dass wir zeitnah weiterarbeiten kön-
nen. 
 
Gibt es unter Tagesordnungspunkt 2 dazu weiteren Redebedarf? - Heute nicht. 
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Ich schließe Tagesordnungspunkt 2 - neu - und rufe Tagesordnungspunkt 3 - neu - 
(Tagesordnungspunkt 2 - alt) auf: 
 
 Ergebnisse der 13. Sitzung der AG Aufgabenerfassung 
 
 darunter: 
- Diskussion und Beschluss zum weiteren Vorgehen zur interkommunalen Funk-

tionalreform, ggf. Vergabe eines Gutachtens 
- Diskussion und Beschluss zur Kommunalisierung von Landesaufgaben 
- Weiteres Vorgehen 
 
Da mich dazu Anfragen erreicht haben, will ich noch einmal sagen: Wenn ich in der 
Tagesordnung Beschlussfassung ausweise, so dient das dazu, dass ein Beschluss 
möglich ist. Weil mehrere Mitglieder der Kommission zu Recht darauf hingewiesen 
haben, wenn eine Beschlussfassung in der Tagesordnung nicht ausgewiesen ist, 
kann sie nach unserer Geschäftsordnung nicht stattfinden. Das heißt nicht, dass ich 
etwas definitiv zur Beschlussfassung zwingen will, sondern nur, dass es möglich 
wird. Es gab einige Anfragen, warum ich möglicherweise Hektik auslöse. Das werde 
ich irgendwann tun müssen, denn wir müssen zu einer Entscheidung kommen. Aber 
es dient wirklich nur der Ermöglichung. Das heißt nicht, dass ich auf einer Beschluss-
fassung bestehen werde. 
 
Zu diesem Tagesordnungspunkt liegen Ihnen Schreiben des MUGV vom 
27. November 2012 zur Zuständigkeitsverlagerung auf den Gebieten der Tierseu-
chenbekämpfung und der Verwendung tierischer Nebenprodukte (Anlage 5) vor so-
wie ein Schreiben von mir vom 11. Januar 2013 zu den Ergebnissen der Arbeitsgrup-
pensitzung (Anlage 6), die Übersicht des Kommissionssekretariates zu kommunali-
sierbaren Landesaufgaben vom 15. Januar 2013, ein Beschlussantrag von mir vom 
16. Januar 2013 zur Beauftragung von Frau Prof. Dr. Proeller (Anlage 7a), Schreiben 
zum Gutachten von Herrn Prof. Dr. Bogumil, Kapitel Forstverwaltung, von Dr. Simon 
vom 9. Dezember 2012 (Anlage 8). 
 
Wie Sie meinem Schreiben entnehmen können, müssen wir heute sowohl über die 
interkommunale Funktionalreform beraten als auch aus Sicht der Enquete-
Kommission zu kommunalisierbaren Landesaufgaben diskutieren. Zu diesem Thema 
haben Sie auch ein Schreiben eines interessierten Bürgers erhalten, der sich zum 
Kapitel Forstverwaltung im Gutachten von Prof. Dr. Bogumil äußert. Außerdem haben 
Sie ein Schreiben des MUGV zur Zuständigkeitsverlagerung, wie ich sie angespro-
chen habe, erhalten. Beide nehmen wir hiermit formal zu unseren Unterlagen. 
 
Bevor uns Herr Prof. Gebhardt über die vergangene Sitzung der AG Aufgabenerfas-
sung berichten wird: Gibt es Diskussionsbedarf zu diesen beiden Schreiben, die wir 
hier formal nur zu unseren Unterlagen nehmen? - Das ist nicht der Fall. Ich danke 
Ihnen. Das Wort geht nun an Herrn Prof. Gebhardt, der uns über die vergangene Be-
ratung informiert. 
 
Herr Prof. Dr. Gebhardt: 
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Die letzte Sitzung der AG Aufgabenerfassung hatte das Thema Interkommunale Auf-
gabenübertragungen zum Gegenstand. Sie wissen, wir haben im vergangenen 
Sommer zunächst einmal beschlossen, die Gespräche zwischen den kommunalen 
Spitzenverbänden über diese Frage zu ermöglichen, um schon einmal ein wenig 
herausarbeiten zu lassen, inwieweit möglicherweise Schnittmengen bestehen und 
inwieweit eine Art Konsens im weitesten Sinne darüber erzielt werden kann, welche 
Aufgaben dem Grunde nach überhaupt kommunalisierbar sein mögen. 
 
Wir sind im Hinblick auf die Verlagerung möglicher Aufgabenpakete von der Landes-
ebene auf die Landkreis- und/oder gemeindliche Ebene so verfahren, dass wir im 
Anschluss an die sehr kommunalfreundlich formulierten Empfehlungen einen Gut-
achtenauftrag an den Kollegen Bogumil vergeben haben, der das Ganze noch einmal 
- er ist durchaus als ein sehr kritischer Geist im Hinblick auf diesen Funktionalreform-
prozess bekannt - mit einer etwas kritischen Sichtweise beleuchtet hat. Die Ergeb-
nisse sind auch bekannt. Dementsprechend bietet es sich natürlich an, nun auch Kol-
legin Proeller zu bitten, die Problematik der interkommunalen Aufgabenverlagerung 
auch noch einmal als externe Sachverständige unter Einbeziehung dieses Befundes, 
der Ergebnisse aus den Gesprächen der kommunalen Spitzenverbände, zu begut-
achten. Das ist alles, was man sagen kann. Das ist insoweit auch das Arbeitsergeb-
nis. Es macht aus meiner Sicht keinen Sinn, dass die AG Aufgabenerfassung nun 
weitere Runden dreht und versucht, noch eigene Bewertungen zu dem Thema Inter-
kommunale Aufgabenübertragung vorzunehmen, sondern man sollte sich als Enque-
te insgesamt auf der Grundlage eines weiteren, vielleicht auch letzten Gutachtens 
auch interkommunal auf die Aufgabenpakete verständigen. - Danke. 
 
Vorsitzender: 
 
Möchten sich die Vertreter der Spitzenverbände dazu äußern? - Gibt es Redebe-
darf? - Herr Böttcher. 
 
Herr Böttcher: 
 
Die generelle Feststellung, dass es kein Ergebnis zwischen den kommunalen Spit-
zenverbänden gegeben habe, ist so nicht richtig, Herr Vorsitzender. Ihnen liegen die 
Vorgänge dazu vor. Ich denke aber, wir brauchen die Debatte an dieser Stelle nicht 
weiterzuführen. Ich will nur für alle, die es nicht kennen, nochmals klarstellen: Es hat 
ganz gute Ansätze gegeben, das muss man sagen. Darauf kann man aufbauen, und 
unter Hinzuziehung von Frau Prof. Proeller, die hoffentlich mit ihrer schweizerischen 
Herkunft auch die kommunale Aufgabenerfüllung positiv begleiten wird, können wir 
dann zu weiteren Ergebnissen kommen. Dass es da überhaupt nichts gegeben habe, 
ist insofern nicht korrekt. Sie haben alle Unterlagen dazu vorliegen. 
 
Vorsitzender: 
 
Weitere Wortmeldungen? - Herr Schippel. 
 
Abgeordneter Schippel (SPD): 
 
Ich will mich zu dem Ergebnis nicht äußern. Meine Erwartungen wurden nicht über-
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troffen. 
 
 (Heiterkeit) 
 
Aber was die Frage des Gutachtens oder der Arbeit von Frau Prof. Proeller betrifft, so 
gibt es schon einen Punkt, den man aus meiner Sicht in die Beauftragung einbezie-
hen sollte: Das ist zumindest der Dialog mit den Spitzenverbänden, denn ich glaube, 
das ist an dieser Stelle wichtig, weil die Zeit fehlen wird, um dort zu 100 % in die Tie-
fe zu gehen. Das andere ist: Soweit ich informiert bin, ist ihr Arbeitsvolumen be-
grenzt, sodass sie gegebenenfalls in die Lage versetzt werden müsste, mit einem 
weiteren Mitarbeiter arbeiten zu können. Das müsste irgendwo mit festgehalten wer-
den. 
 
Vorsitzender: 
 
Gut. Wir haben, wie vereinbart, mit Frau Prof. Proeller vor dieser Sitzung bereits über 
einen möglichen Gutachtenauftrag und ihre Tätigkeit gesprochen. Sie und ihr Team 
stehen uns grundsätzlich für diese Auftragsbearbeitung zur Verfügung. Sie können 
allerdings aufgrund ihrer Arbeitsbelastung und der eingeschränkten Möglichkeit, auf 
Mitarbeiter zuzugreifen, voraussichtlich erst im Mai zur Beratung vorliegen. Das müs-
sen wir wissen. Das kann mit unserem Sitzungsplan kollidieren, da wir am 
17. Mai 2013 bereits abschließend über die Gemeindeebene diskutieren wollen. Es 
ist also möglich, dass es noch in den Juni hineinverlagert wird. Das wissen wir aber 
erst, wenn es vorliegt oder nicht vorliegt bzw. wann es vorliegt. Ich muss jetzt schon 
darauf hinweisen, dass sie den Auftrag gern bearbeiten will. Sie müsste uns dann die 
Notwendigkeit anzeigen, auf weitere Verstärkung zuzugreifen. Darum würden wir uns 
dann kümmern. Sie müssen aber wissen, dass Sie möglicherweise im Mai sehr kurz-
fristig die Unterlagen geliefert bekommen und wir sehr ambitioniert arbeiten müssen. 
Ansonsten wird das eventuell in den Juni hineinragen. 
 
Wir müssen über die Beschlussvorlage formal abstimmen. Wenn sich kein weiterer 
Diskussionsbedarf ergibt, würde ich sie so aufrufen und darauf eingehen, was Kolle-
ge Schippel gerade formulierte und darum bitten, dass es uns so schnell wie möglich 
geliefert wird. 
 
Ich rufe die Beschlussvorlage (Anlage 7a) zur Abstimmung auf. Gibt es aus dem Ge-
sagten Änderungsbedarf? - Nein. Die Frage der Abstimmung mit den kommunalen 
Spitzenverbänden würde ich ans Herz legen. Das gibt der jetzige Text bereits her und 
wir müssen es nicht nochmals hineinnehmen. Wenn Sie es aber wollen, tun wir es 
natürlich. Wie sehen Sie es? Reicht Ihnen das? Es steht jetzt im Protokoll. Wir sind 
dieser Auffassung. Ich gebe Ihnen natürlich das Protokoll mit, und die kommunalen 
Spitzenverbände stellen sich dem Dialog gern. Dann können wir das noch abarbei-
ten. 
 
Wenn es unter diesen Bedingungen Zustimmung zum Antrag gibt, dann bitte ich um 
das Handzeichen. - Danke. Gibt es Gegenstimmen? - Das ist nicht der Fall. Stimm-
enthaltungen? - Damit einstimmig so beschlossen, wie es Ihnen vorliegt. 
 
Zum Thema Kommunalisierung von Landesaufgaben liegt Ihnen eine Liste mit Vor-
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schlägen der Arbeitsgruppe sowie die Bewertung von Prof. Dr. Bogumil vor (Anlage 
6). Wir können heute hier über die Aufgaben diskutieren, welche von der Arbeits-
gruppe als kommunalisierbar eingestuft und von Prof. Bogumil bewertet wurden. Die 
übrigen Vorschläge, die zum Beispiel zu einer verstärkten Länderkooperation mit ei-
nigen Aufgaben führen, können wir dann im Rahmen der Debatte über die Landes-
verwaltungsstrukturen erörtern. Die Frage ist, wie wir über die Kommunalisierung 
diskutieren und entscheiden. Wir können die zur Kommunalisierung vorgeschlagenen 
Aufgaben jeweils einzeln, so wie sie in der Übersichtstabelle angeordnet sind, disku-
tieren und beschließen. Wir können aber auch zu einigen Aufgaben auf noch ausste-
hende Zulieferungen warten, das heißt, heute entweder nur teilweise oder nicht zur 
Diskussion aufrufen. Wir haben einige große Aufgabenblöcke auch zur Stellungnah-
me, wenn ich so sagen darf, bei der Landesregierung zur Prüfung erbeten und müss-
ten uns nun darüber verständigen, wie wir das bearbeiten wollen. - Herr 
Prof. Hönnige, bitte. 
 
Herr Prof. Dr. Hönnige: 
 
Ich habe mir die Liste durchgelesen. Ich bin kein Mitglied der AG Aufgabenerfassung, 
was natürlich dazu führt, dass man immer einen bestimmten Informationsnachteil 
hat, und würde es im Moment für problematisch ansehen, auf heutiger Basis zumin-
dest Entscheidungen zu treffen, und selbst die Diskussion wird mir in einzelnen 
Punkten schwerfallen, um in die Tiefe zu gehen. Das wird dem einen oder anderen 
Mitglied, der ebenfalls nicht in der AG ist, ganz genauso gehen, weil es doch relativ 
tief und spezialisiert in die einzelnen Aufgabenbereiche hineingeht. Insofern würde 
ich tendenziell eher dafür plädieren, heute im Einzelnen nicht zu sehr darüber zu dis-
kutieren. 
 
Vorsitzender: 
 
Frau Nonnemacher, danach Herr Humpert. 
 
Abgeordnete Nonnemacher (GRÜNE/B90): 
 
Wir haben bei der Diskussion des Bogumil-Gutachtens festgestellt, dass die großen 
Brocken an kommunalisierbaren Aufgaben im Bereich der Forstverwaltung und des 
Straßenbaues liegen. Dort sind Zulieferungen in Auftrag gegeben worden und ich 
wollte nachfragen, wann damit zu rechnen ist. 
 
Im Übrigen: Der Punkt, dass wir uns auf Anregung von Prof. Bogumil beschlossen 
hatten, der gesamten Problematik der Wasserwirtschaft anzunehmen, könnte eben-
falls noch ein größerer Punkt sein. Ich wollte nachfragen, wie es mit entsprechenden 
Zulieferungen aussieht und wann diese zu erwarten sind. Ich halte es für problema-
tisch, jetzt diese Liste sehr detailliert durchzugehen; denn die Kommunalisierungen 
sind ein Gesamtpaket, und wenn die größten kommunalisierbaren Aufgaben jetzt 
noch nicht näher beleuchtet sind, finde ich das ein wenig schwierig. Ich bitte also um 
Auskunft darüber, wie es um den Stand der Abarbeitung dieser Zulieferungen steht 
und wann damit zu rechnen ist, dass wir das im Gesamtpaket betrachten können. 
 
Vorsitzender: 
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Ich hätte es sonst unter Tagesordnungspunkt 9, siehe Tischvorlage, abgefragt, aber 
ich bitte den Vertreter der Landesregierung, sich vielleicht schon in diesem Punkt zu 
äußern. Herr Humpert war aber bereits aufgerufen; danach würden Sie das Wort be-
kommen 
 
Herr Dr. Humpert: 
 
Ich kann es ganz kurz machen. Ich kann meinen beiden Vorrednern ausdrücklich 
zustimmen und wäre dankbar, wenn wir heute eine Information darüber bekommen, 
wie sich der Bearbeitungsstand in diesen Bereichen, bei denen „Zulieferungen aus-
stehend“ vermerkt ist, gegenwärtig darstellt. 
 
Vorsitzender: 
 
Nun geht das Wort an Herrn Keseberg als Vertreter der Landesregierung. 
 
Herr Keseberg (Vertreter der Landesregierung): 
 
Was die Prüfung der Kommunalisierung der Forstverwaltung betrifft, denke ich, wer-
den wir im März das Papier vorlegen können, das die Landesregierung dazu erarbei-
tet. Was die Straßenverwaltung betrifft, so ist Herr Prof. Bogumil vom MIL beauftragt 
worden, ein Gutachten vorzulegen. Es wird im April vorliegen. 
 
Was die Wasserverwaltung angeht, sind wir in der Landesregierung noch in der Dis-
kussion. Da ist noch kein Gutachten vergeben. 
 
Vorsitzender: 
 
Vielen Dank. - Frau Nonnemacher und Herr Humpert nochmals. 
 
Abgeordnete Nonnemacher (GRÜNE/B90): 
 
Herr Keseberg, wann ist damit zu rechnen, dass der Diskussionsprozess innerhalb 
der Landesregierung abgeschlossen sein wird? Wir stehen ja doch unter erheblichem 
Zeitdruck. 
 
Vorsitzender: 
 
Herr Humpert, bitte. 
 
Herr Dr. Humpert: 
 
Ich möchte unmittelbar ergänzen, denn wir haben zwei Positionen: Wir haben in der 
Liste, die Sie uns übersandt haben, unter Ziffer 49 den Bereich Abwasservorhaben, 
Angelegenheiten der Trinkwasserversorgung. Das ist ein ganz konkreter Aufgaben-
bereich, den wir in der AG Aufgabenerfassung diskutiert haben, und in der Klausurta-
gung in Cottbus, in der auswärtigen Sitzung, haben wir das ganze Systemfeld noch 
breiter gefasst. Das heißt, es gibt zwei große Elemente, die dabei zu betrachten sind, 
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und ich würde aus meiner Sicht sehr deutlich machen, dass hier Handlungsbedarf 
besteht und der Diskussionsprozess, ob man überhaupt in der Landesregierung et-
was macht, nunmehr hoffentlich bald zum Abschluss kommt, damit wir Ergebnisse 
bekommen. So oder so muss die Landesregierung doch wissen, wie sie sich so ei-
nem Thema stellt. 
 
Vorsitzender: 
 
Herr Keseberg, können Sie dazu noch ausführen? 
 
Herr Keseberg: 
 
Ich bin sehr zuversichtlich, dass dieser Klärungsprozess bald abgeschlossen wird, 
und ich werde Sie schriftlich - und nicht erst in der nächsten Sitzung - dazu unterrich-
ten. 
 
Vorsitzender: 
 
Danke schön. - Wie wollen wir unter diesen Rahmenbedingungen weiter vorgehen? 
Es macht offensichtlich wenig Sinn, über die einzelnen Punkte, die möglicherweise in 
Wechselwirkung stehen, jetzt schon zu sprechen. - Herr Böttcher, bitte. 
 
Herr Böttcher: 
 
Auch wieder auf den Einsetzungsbeschluss zurückkommend: Die Frage, wer zukünf-
tig welche Aufgaben erledigt, hat die Priorität weiterer Betrachtungen. Insofern kann 
ich mich dem nur anschließen. Wann will die Landesregierung „aus dem Knick“ 
kommen? Der Einsetzungsbeschluss ist klar. Die Vorlage der Koalition unterstreicht 
das nochmals sehr ausdrücklich. Insoweit macht es mich immer stutzig, wenn eine 
Landesregierung hoch ausgestattet und in jedem Ministerium auch noch mit Rechts-
abteilung besetzt ist und wir in diesem Lande nur noch in der Lage sind, über Gut-
achten klarzukommen. Diese Kritik muss ich natürlich auch für uns einstecken, gar 
keine Frage. 
 
 (Abgeordneter Schippel: Vorangestellt!) 
 
- Nein, nicht vorangestellt. Wir dürfen uns auch mal eine kleine Sache leisten, 
Herr Schippel, wohingegen alles, was auf Landesebene läuft - bis hin zu Gesetzent-
würfen -, nur noch über externe Gutachten läuft. Dabei muss man vor dem Hinter-
grund der Kosten die Frage stellen: Wo sind eigene politische Entscheidungs- und 
Gestaltungsprozesse zu verzeichnen? 
 
Vorsitzender: 
 
Gut. Dann wäre jetzt unser Vorschlag, wenn angezeigt ist, dass wir bis zum nächsten 
Mal die Informationen seitens der Landesregierung bekommen, es beim nächsten 
Mal wieder auf die Tagesordnung setzen, um dann entweder schon mit Stellungnah-
men oder zumindest im Wissen darum, dass sie kommen, weitere Verfahren bespre-
chen zu können. Das wäre der Vorschlag. Heute macht es weniger Sinn. - Herr 
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Dr. Scharfenberg. 
 
Abgeordneter Dr. Scharfenberg (DIE LINKE): 
 
Ich denke, darin sind wir uns einig, und ich bin sicher, dass die Befassung mit den 
Grundsätzen der Funktionalreform und hoffentlich die Beschlussfassung in der 
nächsten Sitzung auch dazu beitragen wird, uns im Umfang mit diesen Punkten zu 
versichern, denn das ist auch ein Rahmen, den wir damit abstecken. Die Forderung 
an die Landesregierung, dass wir die Stellungnahmen bzw. Positionierungen zügig 
erhalten, ist folgerichtig. Das ist eine Arbeitsgrundlage für uns, und wir wissen mit der 
Vorlage des Vorsitzenden, mit der Aufgabenübersicht, dass wir uns im Endeffekt da-
zu positionieren müssen, um dem Anspruch, die Funktionalreform voranzutreiben, 
gerecht werden zu können. 
 
Vorsitzender: 
 
Gut. Wenn es dazu keine weiteren Vorschläge gibt, würden wir wie vorgeschlagen 
verfahren. Damit steht dieser Punkt schon wieder auf der Tagesordnung unserer fol-
genden Beratung am 15.02.2013. Ich würde auch gern feststellen, dass damit die 
Arbeitsgruppe, die Herr Prof. Gebhardt sehr verantwortungsbewusst geleitet hat, ihre 
Aufgabe erfüllt hat und damit die Arbeit einstellen kann. Wir hatten dieses Gremium 
gebildet. 
 
 (Beifall der Ausschussmitglieder) 
 
Gibt es dazu Fragen oder andere Auffassungen? - Dann stelle ich hiermit formal fest, 
dass sie ihre Aufgabe erfüllt hat, danke allen Mitgliedern, aber auch Herrn 
Prof. Gebhardt für die sehr engagierte Arbeit. Sie können gern die Fülle von Doku-
menten im Sekretariat einsehen, die dazu zu ventilieren waren. Es war eine unglaub-
liche Arbeitsaufgabe. Ich wage gar nicht daran zu denken, wenn wir dieses zusätzlich 
in unseren regulären Beratungen hätten leisten müssen, was wir dann für einen Sit-
zungsrhythmus hätten finden müssen. Das wäre im üblichen Sitzungsrhythmus nicht 
abarbeitbar gewesen, und die kurze, komprimierte Form, die uns aufgeliefert wurde, 
ist eine sehr gute Grundlage, um hier zu Entscheidungen im Sinne von Empfehlun-
gen an den Landtag zu kommen. Herzlichen Dank für Ihre Arbeit! 
 
Wir kommen damit zum noch offenen Punkt. Wir müssen die Diskussion zu den Lan-
desverwaltungsstrukturen vorbereiten. Dies haben wir in unserem Zeitplan bereits für 
die nächste Sitzung vorgesehen und haben aber die Situation, dass eine Vorberei-
tung darauf in dieser Arbeitsgruppe oder in anderen Gremien bisher nicht möglich 
war, weil ein solcher Auftrag nicht vergeben ist. Wir müssten uns jetzt darauf ver-
ständigen, wie wir das, wenn wir es beim nächsten Mal so beraten wollen, vorberei-
ten wollen. Ich denke, es hat sich als sehr zielführend erwiesen, dass wir das anhand 
konkreter Vorschläge oder zumindest einzelner Beispiele hier in der Kommission zur 
Beratung aufrufen. Wer soll das machen? Wie soll es geschehen? Wir müssten das 
irgendwie aufs Gleis legen, ansonsten würde ich das pflichtgemäß mit Unterstützung 
des Sekretariates versuchen vorzubereiten, damit wir dazu eine strukturierte Debatte 
führen können. Aber wir müssen irgendwie entscheiden, wie Sie es haben wollen. 
Wenn wir es am 15. Februar 2013 beraten, ist nämlich nur noch sehr wenig Zeit. 
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Wir haben, um es nochmals deutlich zu sagen, die Situation, dass wir uns erst über 
die Aufgabenverlagerung verständigen wollten und dann Vorschläge für Strukturen 
machen. Ich habe es aber formal im Zeitplan für die nächste Beratung vorgesehen. 
Wir können heute auch entscheiden, dass das so dann nicht mehr stattfinden kann, 
wenn wir uns erst zu einem späteren Zeitpunkt über die Aufgabenverlagerung ver-
ständigen. - Herr Böttcher, bitte. 
 
Herr Böttcher: 
 
Herr Vorsitzender, es ist sicherlich richtig, das die Abfolge so sein sollte. Ich denke 
aber, wenn wir uns in der Februar-Sitzung generell mit der Frage der Kommunalisier-
barkeit befassen, dann können wir auch im Zusammenhang mit dem Papier über 
Grundsätze der Funktionalreform daraus ableiten und uns schon mindestens eine 
erste Diskussionsrunde in der Enquete-Kommission vorbehalten, dass wir uns über 
das Wie Gedanken machen. Ich hätte das ansonsten in der nächsten Sitzung einge-
bracht. Man muss hier auch betrachten, abgesehen von der Abfolge gemäß Einset-
zungsbeschluss, immer als Erstes beim Land anzufangen: Dazu gehören auch Lan-
desunternehmen und Landesgesellschaften, und es wäre sehr hilfreich, wenn wir 
dazu einmal eine Übersicht erhielten, welche Landesunternehmen und Landesge-
sellschaften es gibt und wo das Land möglicherweise nicht zu 100 % beteiligt ist, 
sondern mit einer anderen Beteiligung. Auch das wäre sehr wichtig zu betrachten. 
 
Vorsitzender: 
 
Vielen Dank. - Es gibt den Beteiligungsbericht des Landes, den können wir Ihnen 
sofort zuleiten und ihn zeitnah versenden, damit Sie sich ein eigenes Bild machen 
können. - Gibt es weitere Wortmeldungen? - Dann gehe ich davon aus, dass wir die 
Fragenvorschläge für Landesverwaltungsstrukturen dann sachgerecht machen kön-
nen, wenn wir über die Frage, welche Aufgaben beim Land verbleiben, befunden ha-
ben und daraus Schlussfolgerungen ziehen. So werden wir die nächste Tagesord-
nung entwerfen, dann ist in der nächsten Beratung eine Abstimmung dazu eher nicht 
angezeigt. 
 
Da sich keine Wortmeldungen ergeben, kann ich feststellen, dass wir diesen Tages-
ordnungspunkt damit bearbeitet haben. Wir werden Ihnen einen entsprechenden 
Vorschlag machen, wann es zur Diskussion und Entscheidung aufgerufen wird. 
 
Damit schließe ich diesen Tagesordnungspunkt und teile Ihnen mit, dass sich das 
Flugzeug von Herrn Prof. Ziekow in der Landung verspätet hat. Er sitzt aber bereits 
in der S-Bahn und ist auf dem Weg hierher. 
 
Ich rufe Tagesordnungspunkt 4 - neu (3 - alt) auf: 
 

Diskussion und ggf. Beschluss über Kriterien für Modellvarianten der 
kommunalen Gebietsstrukturen 

 
Dazu liegt Ihnen ein Schreiben des Ministeriums des Innern mit Vorschlägen für Kri-
terien für Modellvarianten vom 14. Januar 2013 (Anlage 9) vor. In der Diskussion in 
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unserer vergangenen Sitzung zu den Kriterien haben wir festgelegt, dass die von den 
Kommissionsmitgliedern vorgeschlagenen Kriterien vom Innenministerium aufgear-
beitet werden und uns dann als Beschlussvorlage zugeleitet werden sollen. Diese 
Kriterien liegen nun, wenn auch kurzfristig aufgeliefert, vor. Wenn wir sie heute so 
beschließen, würde das Innenministerium damit die von Prof. Bogumil in seinem 
Gutachten genannten Modellvarianten für die Kreisebene untersuchen. Das Ministe-
rium hatte aber bereits angemerkt, dass dies nur für die Kreisebene, nicht aber für 
die Gemeindeebene möglich sei. - Herr Keseberg, möchten Sie dazu ergänzend vor-
tragen? 
 
Herr Keseberg: 
 
Ja. Zunächst möchte ich mich entschuldigen, dass es so spät geworden ist. Es war 
ein technischer Fehler bei uns. Wir haben ein elektronisches Dokumentenverarbei-
tungssystem, außerdem kamen noch die Weihnachtsfeiertage dazwischen. Mehr 
möchte ich dazu nicht sagen. Es ist also etwas spät geworden, das muss ich zuge-
ben. Ich habe versucht, Ihnen auftragsgemäß die üblichen Kriterien nochmals darzu-
stellen, die üblicherweise von einem Landesgesetzgeber angelegt werden, wenn er 
solche strukturellen Entscheidungen trifft, und die das Verfassungsgericht, wenn es 
dazu kommt, jeweils zur Prüfung der Verfassungsmäßigkeit heranzieht. 
 
Wir haben das etwas aufgearbeitet, in eine Matrixstruktur gebracht und sehr differen-
ziert dargestellt. Darin sind auch die Vorstellungen, die von den Kommissionsmitglie-
dern eingebracht worden sind, eingearbeitet worden. Ich habe mir aber auch erlaubt, 
Sie darauf hinzuweisen, dass dies sehr detailliert ist, und möchte anregen zu über-
prüfen, ob das für die Kommission notwendig ist - sie ist hierbei nicht der Gesetzge-
ber -, sich wirklich so detailliert damit zu befassen, wenn es um die Modelle geht und 
nicht um konkrete Fusionen oder Strukturveränderungen. Da sind es - das müsste 
aus Ihrer Mitte selbst kommen - doch weniger Kriterien, die betrachtet werden soll-
ten, wenn man zu solchen Modellentscheidungen kommt. 
 
Konkret gibt es Modellvorschläge, auch gebietsscharf und konkret vorgelegt von 
Herrn Prof. Bogumil, bei denen man Betrachtungen anstellen könnte. Was die ge-
meindliche Ebene betrifft, sieht Bogumil nur Größenordnungen und keine konkreten 
Strukturen vor. Da ist es äußerst schwierig, die Kriterien anzuwenden und zu be-
schreiben. 
 
Vorsitzender: 
 
Vielen Dank. - Gibt es dazu Ihrerseits Wortmeldungen? - Herr Prof. Gebhardt zuerst, 
danach Herr Dr. Humpert. 
 
Herr Prof. Dr. Gebhardt: 
 
Ich halte den gelieferten Kriterienkatalog für völlig ausreichend für die Arbeit der En-
quete-Kommission zum gegenwärtigen Zeitpunkt, denn es ist nicht der Katalog ob-
jektiver naturwissenschaftlich ableitbarer Kriterien, sondern es geht am Ende eines 
solchen Prozesses, wenn wir Empfehlungen erarbeiten, die möglicherweise teilweise 
in der nächsten Legislaturperiode von einem Gesetzgeber aufgegriffen werden, um 
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Strukturentscheidungen, zum Beispiel um die Frage, ob die Amtsverfassung durch 
ein Verbandsgemeindemodell - das ist etwas, womit wir uns beschäftigen - ersetzt 
werden soll, ob die bisherigen Ämterstrukturen, die möglicherweise in einem solchen 
Modell aufgehen, vergrößert sein sollen, mit einer deutlich vergrößerten Anzahl von 
Einwohnern, etwa durch Fusion verschiedener Amtsverwaltungen heute, sodass ein 
Effizienzgewinn durch die Reduzierung der Hauptverwaltungen möglich wäre. 
 
Dann ist natürlich die Folgefrage politisch zuallererst zu beantworten: Macht dies 
dann auch notwendig, an gemeindliche Strukturen heranzugehen, oder sagt der poli-
tische Gesetzgeber in einer solchen Situation, nein, er will - gerade mit Blick darauf, 
dass vor 10 Jahren eine landesweite Gemeindegebietsstrukturreform stattgefunden 
hat - diese Ortsgemeinden dann unter dem Dach einer Verbandsgemeinde in ihrer 
Anzahl und heutigen Existenz beibehalten? Er will dieses Stück Heimat sozusagen 
weiter gewährleisten und ist auch der Meinung, dass er es finanzieren kann. Davon 
hängt letztlich ab, welche Kriterien - beispielsweise Einwohnerzahl, aber auch das 
Kriterium, wie viele verbandsgemeindeangehörige Ortsgemeinden - es dann nach 
dem Willen des Gesetzgebers geben darf. Heute sind es drei bis sechs amtsangehö-
rige Gemeinden. Bei einer Verdreifachung der Fläche durch entsprechende Haupt-
verwaltungsfusion wäre natürlich klar, dass die Entscheidung zu treffen ist. Sollen es 
dann auch künftig drei bis sechs sein - das würde natürlich logischerweise eine De-
zimierung der Gemeindeanzahl durch Fusion bedeuten -, oder kommt man, wenn 
man mit drei multipliziert, dann auf einen Wert von neun bis beispielsweise18 ver-
bandsgemeindeangehörige Gemeinden? 
 
Ich will damit sagen: Das sind Kriterien, die letzten Endes nicht die politische Ent-
scheidung vorprägen, sondern die politischen Gestaltungsvorstellungen haben sich 
dann natürlich in den Kriterien und ganz am Ende eines solchen Prozesses für den 
Gesetzgeber in einem landesweit anzuwendenden Leitbild wiederzufinden. 
 
Vorsitzender: 
 
Herr Dr. Humpert, bitte. 
 
Herr Dr. Humpert: 
 
Der Katalog von Prüfkriterien, der uns hier vorgelegt worden ist, ist durchaus stan-
dardmäßig. Das ist das, was bei allen Reformen zu kommunalen Gebietsstrukturen 
zugrunde gelegt wird und uns auch jetzt als Vorschlag unterbreitet worden ist. Daher 
ist er so auch in Ordnung. 
 
Ich hätte nur noch einen inhaltlichen Punkt, den man sich zumindest als Merkzettel 
ständig danebenlegen sollte. Wir haben auf Seite 2 unter „Verwaltungsstruktur“ - das 
ist schon etwas problematisch - den Ansatz „Bürgerschaftliche Mitwirkung -
ehrenamtliche Mandatsausübung“. Natürlich ist ein Kreistag oder eine Gemeindever-
tretung Teil der Verwaltung, sie ist kein Parlament. Gleichwohl würde es schon Sinn 
machen, diesen Aspekt, der unter der Überschrift „Ausübung oder Umsetzung der 
kommunalen Selbstverwaltungsgarantie“ steht, stärker hervorzuheben und ihn nicht 
als Unterpunkt zur Verwaltungsstruktur zu betrachten, sondern hier letztlich auch un-
ter dem Aspekt - ich glaube, Herr Büttner hat das einmal in einem Schreiben darge-
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stellt - „Nähe des Bürgers zur politischen Entscheidungsebene“ und umgekehrt: „Nä-
he der politischen Entscheidungsebene zum Bürger und seinen Problemen“. Das 
sollte schon ein eigenständiger Gesichtspunkt sein, denn wenn man sich die demo-
grafische Entwicklung anschaut, wird die Besiedlungsdichte in Brandenburg, insbe-
sondere die Frage der Flächenausdehnung von kommunalen Gebietskörperschaften, 
im Endergebnis eine zentrale Rolle spielen, und ich denke, das sollten wir gerade 
unter dem Aspekt der kommunalen Selbstverwaltungsgarantie gesondert beleuchten 
und in diesem Kriterienkatalog stärker hervorheben. 
 
Vorsitzender: 
 
Weitere Wortmeldungen? - Herr Richter. 
 
Abgeordneter Richter (SPD): 
 
Nun hat Herr Prof. Gebhardt gesagt, der Katalog reiche ihm vollkommen aus, und ich 
habe Herrn Keseberg so verstanden, dass er gesagt hat: Muss er denn in dieser 
Ausführlichkeit angewendet werden? Das sind zwei unterschiedliche Positionen, 
glaube ich. Jedenfalls habe ich es so verstanden. 
 
Wenn wir ihn jetzt so hinnehmen, wie er ist, eventuell mit der Ergänzung von Herrn 
Dr. Humpert: Habe ich das richtig verstanden, dass dann die Landesregierung ver-
sucht, die Modelle von Herrn Prof. Bogumil abzuprüfen oder eine Position zu bezie-
hen anhand der Vielzahl von Kriterien zu diesem Modell - was ja irgendwie mal ge-
schehen muss -, ob das alles überhaupt sinnvoll ist. Oder ist der Wunsch von 
Herrn Keseberg - oder habe ich Sie falsch verstanden - zu sagen: Könnt Ihr Politiker 
das nicht etwas reduzieren für Eure jetzige Aufgabe, damit wir erst mal ins Gespräch 
kommen, und die vielen Feinheiten können wir später noch besprechen usw.? 
Vorsitzender: 
 
Herr Prof. Hönnige. 
 
Herr Keseberg: 
 
Nein, Sie haben mich richtig verstanden, Herr Richter. Auftragsgemäß auf Wunsch 
aus der letzten Sitzung und aus der Klausursitzung haben wir die Kriterien, die übli-
cherweise zu beachten sind, aber dann eigentlich erst vom Landesgesetzgeber, 
wenn er konkret wird, hier einmal aufgeschrieben und strukturiert. Für Ihre Entschei-
dung ist, wenn Sie mir diesen Hinweis gestatten, diese Detailliertheit nicht nötig, 
glaube ich. Es geht um die Modelle und nicht um Struktur- oder gebietliche Entschei-
dungen, und ich denke, da ist wesentlich weniger notwendig. Was das aber ist, ist 
durchaus eine politische Entscheidung, die Sie hier in diesem Gremium treffen müs-
sen und die Ihnen die Landesregierung nicht vorwegnehmen kann. Ich kann Ihnen 
hinterher sagen, was wir Ihnen zuliefern können und in welcher Zeit, aber mehr 
möchte ich dazu nicht sagen. 
 
Vorsitzender: 
 
Herr Prof. Gebhardt, danach Herr Prof. Humpert. 
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Herr Prof. Dr. Gebhardt: 
 
Ohne in die Details dieser Liste einsteigen zu wollen, muss man meines Erachtens 
doch eines verdeutlichen: Die Kriterien, die hier genannt sind, spielen sich auf zwei 
unterschiedlichen Ebenen eines Gestaltungsprozesses eines Gesetzgebers ab. Das 
eine sind Kriterien, die der politische Gesetzgeber in seinen Vorstellungen einer künf-
tigen Gestaltung der Verwaltungsstrukturen zugrunde legt. Das sind die klassischen 
Kriterien, wie Fläche oder Einwohnerzahl, und dann das Spannungsverhältnis von 
Bürgernähe und Effizienz. Das ist alles seit hundert Jahren bekannt. 
 
Das andere, was auch Bestandteil dieses Papieres ist, aber hier eigentlich überhaupt 
nichts zu suchen hat, sind Abwägungsbelange. Wenn dort etwas von Pendlerströmen 
steht, dann ist dies nach der Rechtsprechung unseres Verfassungsgerichtes ein ab-
wägungsrelevanter Belang, genauso wie die historischen sowie soziokulturellen und 
im Übrigen topografische und sonstige Beziehungen. Das sind Prozesse, die im Zu-
ge - wie auch immer der Gesetzgeber das Thema anfasst - eines solchen Gestal-
tungsprozesses zu gewichten sind, damit die gesetzgeberischen Abwägungsent-
scheidungen dann auch verfassungsgerichtsfest sind. 
 
Aber im Grunde haben derartige Hinweise wie Pendlerströme hier noch gar nichts zu 
suchen, sondern die Grundfrage ist die Vorstellung, am Ende auf den Punkt ge-
bracht: Wie viele Landkreise dürfen es sein? Wollen wir an diesen gemeindlichen 
Strukturen festhalten? Wollen wir die Hauptverwaltung verändern, ohne in die Ge-
bietsstrukturen einzugreifen, oder geht das miteinander einher? Das sind rein politi-
sche Entscheidungen, wo auch unterschiedliche politische Vorstellungen aufeinan-
dertreffen und wo eine künftige Koalition aus den verschiedenen Empfehlungen, die 
es dann geben wird, sich das am Ende als notwendiges politisches Projekt heraus-
suchen muss, was sie dann verwirklichen will. Das muss man ganz deutlich sehen. 
Insofern reduziert sich die Anzahl der Hinweise in diesem Papier ohnehin automa-
tisch, wenn man diese beiden Ebenen des Gestaltungsprozesses differenziert. 
 
Vorsitzender: 
 
Herr Dr. Humpert. 
 
Herr Dr. Humpert: 
 
Ich möchte auf die Frage von Herrn Richter eingehen, der gefragt hat, ob wir diese 
Überlegungen von Herrn Prof. Bogumil zugrunde legen sollten. Ich möchte davor 
warnen, das, was uns Herr Bogumil unter diesem Aspekt vorgelegt hat, über zu be-
werten. Herr Bogumil selbst schreibt in seinem Gutachten, das seien Denkmodelle, 
die er erarbeitet habe, um das, was er an Aufgabenzuweisungen empfiehlt oder nicht 
empfiehlt, für die gutachterliche Betrachtung operabel zu machen. 
 
Dazu muss man ganz klar sagen: Herr Prof. Bogumil hat in seiner Studierstube in 
Bochum gesessen und sich überlegt, ob 12 + 1, 8 + 1 oder 5 + 1 die sinnvolle Varian-
te wäre, und er schreibt selbst in seinem Gutachten auf Seite 7/8 wörtlich: 
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„Hier ist nun allerdings nicht der Ort, ein exaktes Modell für eine solche Kreis-
gebietsreform zu entwerfen. Dies kann nur Gegenstand einer intensiven politi-
schen Diskussion zwischen der Landesregierung und den Kommunen, den 
kommunalen Spitzenverbänden und den Bürgern sein. Deshalb sind die hier 
präsentierten Szenarien nicht als ausgereifte Modelle einer möglichen Kreis-
gebietsreform misszuverstehen.“ 

 
Ich denke, genauso sollten wir auch diese Modelle von Herrn Prof. Bogumil betrach-
ten, denn ich kann nicht einschätzen, wieso er beispielsweise 12 + 1 gesagt hat und 
nicht 11 + 1 oder 10 + 1. Das bleibt alles im Verborgenen, und ich denke, wir sollten 
uns ein wenig mehr Freiheit nehmen, zu schauen, was unter Zugrundelegung der 
Kriterien, die uns das Innenministerium zugeliefert hat, als sinnvolle Modellvarianten 
am Ende in Betracht kommen kann. 
 
Vorsitzender: 
 
Genau an diesem Punkt sind wir. Wir müssen uns dazu eine Meinung bilden und zu 
Vorschlägen kommen, so hatten wir es vereinbart. Die Frage ist jetzt, ob wir zur 
nächsten Sitzung das Angebot des Innenministeriums wahrnehmen wollen, wenn wir 
sagen, diese Prüfkriterien sollen es sein, diese gewillkürten Bogumil-Annahmen zur 
Transparentmachung, wie solche Prüfschemata von uns wahrzunehmen sind. Es 
sind gewillkürte Annahmen, wie Herr Humpert sagt. Er hatte nicht den Auftrag eines 
Vorschlages für eine Kreisgebietsreform. Aber wie wir vorgehen müssten, um zu ei-
nem oder zu mehreren Modellen zu kommen, das könnte man sich so aufliefern las-
sen. Das ist die Frage. Zur nächsten Sitzung ergaben sich hier schon Bedenken. Ha-
be ich das richtig verstanden? - Herr Keseberg, bitte. 
 
Herr Keseberg: 
 
Mir ist noch nicht klar, was Ihre Leitgedanken sind. Dieses Raster ist sehr ausführlich, 
das könnte sicherlich nicht für die vier Modelle, wenn man noch das bestehende 
nimmt, zur nächsten Sitzung vorgelegt werden. Das geht nicht, sondern, wenn Sie 
mir die Anregung gestatten: Es müsste zunächst klar sein, was Ihre Vorstellungen 
sind, wie man an die Auswahl der Modelle, die die Kommission für die verschiedenen 
Ebenen vorschlagen will, herangehen will. 
 
Vorsitzender: 
 
Herr Schippel, bitte. 
 
Abgeordneter Schippel (SPD): 
 
Ich betrachte das Papier vom Innenministerium als eine Handreichung, die man für 
sich nochmals zu Rate zieht, wenn man zu konkreten Ergebnissen kommen will. An-
sonsten ist es für mich keine Arbeitsgrundlage, darin gebe ich Ihnen Recht, Herr 
Prof. Gebhardt. Es ist letzten Endes eine politische Entscheidung. Wir haben bereits 
einen Beschluss innerhalb der Enquete-Kommission gefasst, in dem steht, dass an-
hand der fünf Bogumil-Modelle - - Damit ist es erst einmal eingekreist - das ist ja 
niemand, der keine Ahnung hat. Er macht sich schon Gedanken, wenn er etwas auf-
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schreibt, ob das zumindest realistisch ist oder nicht. In diesem Sinne sind diese fünf 
Modelle zumindest realistisch, und wir sollten uns jetzt daran orientieren und nicht 
wieder anfangen zu diskutieren: Gibt es da noch etwas anderes, oder gibt es da noch 
mehr? Es ist die Zeit gekommen, Farbe zu bekennen und zu sagen: In diese Rich-
tung geht es. Daraufhin muss ich die Aufgabenzuordnung anschließen. Wir sind im 
Moment dabei, zu sagen: Was war als Erstes da, Huhn oder Ei? 
 
Ich halte es für dringend notwendig, dass man sich in der nächsten Sitzung schon 
mal annähert. Es wäre zumindest ein Vorschlag, zu sagen: Welche Modelle innerhalb 
dieser fünf schließen wir künftig aus, damit man überhaupt mal ein Stück weiter-
kommt? Wir haben im Zwischenbericht Veränderungsbedarf festgestellt. Eines der 
Modelle hat überhaupt keinen oder kaum Veränderungsbedarf. Das wäre jetzt eine 
Aufgabe, sonst kommen wir aus meiner Sicht nicht weiter. 
 
Vorsitzender: 
 
Herr Büttner, danach Herr Dr. Scharfenberg. 
 
Abgeordneter Büttner (FDP): 
 
Herr Schippel hat mir gerade völlig aus dem Herzen gesprochen. Ich habe ein wenig 
das Gefühl, ich verstehe Teile der Diskussion nicht mehr. 
 
 (Frau Nonnemacher [Grüne/B90]: Genau!) 
 
Was soll die Landesregierung jetzt eigentlich machen? Ich möchte nicht, dass die 
Landesregierung - Entschuldigung, Herr Keseberg - dieser Enquete-Kommission 
sagt, wie am Ende eine Reform aussehen soll, wie wir veränderte Strukturen beglei-
ten wollen. Das ist unsere Aufgabe. Wir hatten vorher die Diskussion, wie lange sol-
che Dinge dauern, bis sich Regierungen einigen oder ein Gutachten vorliegt. Das ist 
aber gar nicht die Aufgabe der Landesregierung. Wir haben uns doch hier als Parla-
ment darüber verständigt, dass wir das machen wollen, und wir haben in einer der 
letzten Sitzungen gesagt, als wir das Bogumil-Gutachten diskutiert haben, dass die-
ses Gutachten die Grundlage für die Fraktionen ist, ihre eigenen Vorschläge einzu-
bringen. 
 
Jetzt sind wir dran. Nun müssen wir uns an unsere eigene Nase fassen und sagen: 
Okay, wir haben es nicht gemacht. Aber das nun der Landesregierung zu geben - ich 
glaube, das ist der falsche Weg. Es ist für uns die Aufgabe, spätestens bis zur nächs-
ten Sitzung aus den Fraktionen heraus vorzulegen, was wir jetzt eigentlich wollen. 
Dabei können wir das Papier des Innenministeriums gern mit zurate ziehen, aber ich 
möchte nicht, dass das Innenministerium uns sagt, wie wir diese Reform zu struktu-
rieren haben, denn dann brauche ich hier nicht zu sitzen, dann sollen sie es selbst 
machen. Dann brauchen sie mich aber nicht dazu, sondern sie sollen eine Gesetzes-
vorlage ins Parlament einbringen, und dann beschließen wir darüber. Dann hätte sich 
ein Stück weit auch der Sinn dieser Enquete-Kommission erledigt. 
 
Vorsitzender: 
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Ich habe jetzt verstanden, dass Sie gegen etwas geredet haben. Da mir im Augen-
blick unklar ist, wogegen Sie geredet haben, wollte ich nochmals sagen: Falls es 
mein Hinweis zu dem Tagesordnungspunkt war, will ich es noch einmal klarstellen: 
Das Innenministerium hat ein solches Angebot auch nicht gemacht. Das wäre dann 
ein Missverständnis. Es hat lediglich angeboten, die vier gewillkürten Modelle von 
Herrn Prof. Bogumil anhand dieser einen Prüfliste aus Sicht des Ministeriums zu be-
werten, damit wir sehen, was am Ende bei einer solchen Prüfung exemplarisch her-
auskommt. Das Innenministerium hat zumindest mir nicht angezeigt, uns einen Vor-
schlag für eine Kreisgebietsneugliederung zu machen. Das wollte ich an dieser Stelle 
noch einmal klarstellen. - Herr Dr. Scharfenberg. 
 
Abgeordneter Dr. Scharfenberg (DIE LINKE): 
 
Ich frage mich jetzt, warum wir in Cottbus beraten haben. Dort ist ein Beschluss ge-
fasst worden. Wir haben etwas beschlossen, und darin heißt es: Die Landesregie-
rung wird gebeten, der Enquete-Kommission schnellstmöglich anhand von üblichen 
Kriterien eine Prüfung der in dem Gutachten zur möglichen Kommunalisierung von 
Landesaufgaben in Brandenburg von Prof. Dr. Bogumil genannten Gebietsmodelle 
für Kreise und Gemeinden vorzulegen. 
 
Außerdem haben wir gesagt, dabei sollen neben den üblichen Kriterien rechtliche, 
politische, wirtschaftliche und kulturelle Aspekte berücksichtigt werden. Die Liste 
könnte der Innenminister oder der Ständige Vertreter im Rahmen einer Präsentation 
in einer Kommissionssitzung vorstellen. Das haben wir beschlossen. Die Kriterien 
haben wir hier vorliegen. Es ist unstrittig, dass die Vielfalt der Aspekte jetzt nicht 
durchgespielt werden kann. Insofern haben wir einen Beschluss, mit dem wir bitten, 
dass das Innenministerium anhand der Kriterien - Kriterien sind ja nicht die Vielfalt 
der Aspekte, die hier aufgezeigt werden - aufzeigt, was mit den fünf Modellen ver-
bunden wäre. Das ist eigentlich schon beauftragt und darauf sollten wir drängen, 
dass dies beim nächsten Mal vorgelegt wird. 
 
Noch einmal: Es geht meiner Ansicht nach nicht darum, dass diese ganzen Einzelas-
pekte hier durchgespielt werden. Das kann nicht das Anliegen sein, aber ich denke, 
eine solche Positionierung trägt dazu bei, unsere eigene Positionierung voranzubrin-
gen, und ich bin völlig mit Ihnen in Übereinstimmung, Herr Büttner: Wir müssen letzt-
endlich sagen, wie wir uns das vorstellen. Das heißt nicht zwangsläufig, dass wir sa-
gen, der Vorschlag von Herrn Prof. Bogumil - 12 + 1 - ist jetzt unsere Variante. Das 
kann etwas ganz anderes sein. 
 
Vorsitzender: 
 
Frau Nonnemacher, Herr Gebhardt, Herr Böttcher und Herr Keseberg bekommen in 
dieser Reihenfolge das Wort. Habe ich eine Wortmeldung übersehen? - Nicht, dann 
Frau Nonnemacher, bitte. 
 
Abgeordnete Nonnemacher (GRÜNE/B90): 
 
Danke schön. - Ich möchte Herrn Dr. Scharfenberg zustimmen und bin auch ein we-
nig über Herrn Büttners Statement überrascht. Wir hatten uns darauf geeinigt, dass 
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wir diese Modellvariante von Herrn Prof. Bogumil untersetzen wollen und uns das 
näher anschauen wollen. Das war der Beschluss in Cottbus nach der Diskussion in 
Forst, und wir hatten gebeten, dass mögliche Kriterien genannt werden, um eine sol-
che Matrix zu erstellen. Diese hat uns Herr Keseberg hier vorgelegt, und ich denke 
auch, es sind zu viele Kriterien. Ich halte es für unsinnig, für eine Modellbetrachtung 
mehr als sechs oder sieben Kriterien anzulegen. Wir müssten uns nur darauf einigen, 
welche dieser Kriterien in dieser Liste wir nun haben möchten, und dann könnten 
diese Modelluntersuchungen vorgelegt werden. Natürlich ist es dann unsere Ent-
scheidung, zu sagen, das wollen wir überhaupt nicht haben; aber trotzdem würde 
das doch den Diskussionsprozess unterfüttern. Ich stelle mir vor, entweder hier in der 
Sitzung oder dass jede Fraktion den Auftrag bekommt, beispielsweise die sieben Kri-
terien, die sie für dringend notwendig erachtet, einzureichen und dass es dann los-
gehen kann. 
 
Vorsitzender: 
 
Herr Prof. Gebhardt, bitte. 
 
Herr Prof. Dr. Gebhardt: 
 
Gegen eine Zuspitzung ist zum jetzigen Zeitpunkt, auch mit Blick auf unser Arbeits-
programm, im Grunde nichts einzuwenden. Es ist also tatsächlich die Frage, ob die 
Landesregierung - und damit dann das Innenministerium - diese Zuspitzung als Vor-
lage leisten will. Sie werden sich erinnern, ich habe schon einmal versucht, einige 
Karten zu zeichnen für unsere Sitzung. Das ist die Zuspitzung. Sie können das in 
bunte Bilder packen oder auch einfach die Zahlen dort verkünden. Das ist es, worauf 
es dann hinausläuft. Da dieser Auftrag - das war mir jetzt auch nicht mehr ganz be-
wusst - so beschlossen worden ist und wenn wir nicht beschließen wollen, diesen 
Beschluss wieder aufzuheben, dann sollte man vielleicht so verfahren. Ich schicke 
die Karten auch gern an das Innenministerium, aber es hat wahrscheinlich eigene. 
Dann muss das eben mal aufgezeichnet werden. Es sollte nur nicht der Eindruck 
entstehen, dass uns das Innenressort die Vorlage macht. Es ist ein Stück weit die 
Abwägungsentscheidung und natürlich die politische Empfehlung. Die bleibt hier. 
 
Im Übrigen erlaube ich mir noch zum Einwand von Herrn Humpert den Hinweis, dass 
der Vorsitzende von dem Vorschlag abgesehen hat, bei der Strukturierung des Ab-
schlussberichtes mit 5 + 1 und 8 + 1 usw. zu arbeiten, und dies durch a), b) ,c) und d) 
ersetzt hat. Das trägt dem schon Rechnung, dass man nicht sagen kann: Ist es 
12 + 1 oder 11 + 1? Wo sind möglicherweise noch Spielräume vorhanden? 
 
Vorsitzender: 
 
Herrn Hönnige und Herrn Schippel habe ich noch zusätzlich gesehen. Das Wort geht 
jetzt aber an Herrn Böttcher. 
 
Herr Böttcher: 
 
Ich glaube, man darf verschiedene Dinge nicht zum Dogma erheben, so auch diese 
Studie von Herrn Prof. Bogumil. Das ist eine gedankliche Orientierung, nicht mehr. 
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Denn wenn wir sie als allein seligmachend anerkennen würden, dann, muss ich sehr 
deutlich sagen, würden wir schon nicht mehr über die übrigen drei kreisfreien Städte 
diskutieren, und diese Diskussion ist mit uns nicht zu machen, weil sie überhaupt 
jeglicher Untersuchungsbewertung entbehrt. Das ist eine Annahme, mehr nicht. 
 
In verschiedenen Papieren wird fälschlicherweise davon ausgegangen, Prof. Bogumil 
hätte Gebietsmodelle für Kreise und Gemeinden vorgelegt. Das steht in Ihrem 
Schreiben im ersten Absatz, Herr Keseberg. Das ist falsch. Insofern bitte auch bei 
allen übrigen Überlegungen - ich habe es vorhin schon bei einem anderen Punkt an-
gesprochen - die kreisfreien Städte nicht ausblenden. Ansonsten machen wir daraus 
Amtsgemeinden usw. Das geht ein wenig aus dem Blick, auch bei Prof. Bogumil, 
denn er ist mit keinem nennenswerten Beleg darauf eingegangen. Warum kommt er 
bei allen Modellen immer auf + 1 und nicht auf + 2, + 3 oder + 4? 
 
Die Betrachtung, die Bogumil vorgenommen hat, ist prioritär auf die Landkreisebene 
abgestellt und auf nichts weiter - das müssen wir an der Stelle auch berücksichtigen. 
Im Übrigen kann neben dieser Betrachtung auch das Rundschreiben zum Verfahren 
bei der Prüfung von freiwilligen Gebietsänderungen im Land Brandenburg vom 
07. Januar 2010 hilfreich sein. Was für unsere Arbeit ebenfalls sehr hilfreich sein 
dürfte - jedenfalls haben wir uns das zu Gemüte geführt -, sind beispielsweise - 1995 
angefangen und 2008 oder 2009 fortgeschrieben - die Ausstattungskriterien nach 
Landesentwicklungsplanung. Man sollte sich anschauen, für welche Art von Gemein-
de die Ausstattungskriterien gelten; da wird auf die zentralörtliche Gliederung abge-
stellt. Folgende Frage kann auch eine sehr hilfreiche Grundlage darstellen: Was wol-
len und können wir in den Gemeinden zukünftig vorhalten, und was ist Bedingung für 
eine selbständige Gemeinde, eine andere Art der Verwaltungsreform oder aber auch 
Grundbedingung für eine kreisfreie Stadt? Das sollte man dabei nicht außen vor las-
sen; man sollte nicht bloß mit einem Zirkel herumhantieren. 
 
Herr Keseberg (Ministerium des Innern): 
 
Die Diskussion zeigt, wie immanent politisch die Frage nach Kriterien ist. Das klingt 
zunächst trocken und wissenschaftlich, aber es sind eben doch politische Kriterien, 
die meines Erachtens hier in der Kommission angewandt werden müssen. Insofern 
kann die Landesregierung auch jetzt nicht in diesen Prozess eingreifen. Das würde 
möglicherweise genau das auslösen, was Herr Büttner vermeiden will; die Landesre-
gierung beabsichtigt das auch nicht. 
 
Herr Scharfenberg, der Beschluss vom Oktober ist in der November-Sitzung abge-
ändert worden. Auf den abgeänderten Beschluss habe ich mich bezogen, und darauf 
bezieht sich auch mein Schreiben. Noch einmal: Die Kriterien, die für Ihre Entschei-
dungsfindung maßgeblich sind, sollten Sie meines Erachtens selbst festlegen. Ich 
kann Ihnen anbieten - wenn Sie das wollen und Ihnen das weiterhilft -, für die 4 Mo-
delle von Bogumil - ob auch für das Modell von Böttcher, dazu muss er sich äußern - 
und auch für den Ist-Zustand in tabellarischer Form eine Übersicht über Flächengrö-
ße, Einwohnergröße - mit aktuellen Zahlen und einer Projektion bis 2030 -, Angaben 
zur Finanzkraft - auch über den jetzigen Stand -, meinetwegen auch zur Mitarbeiter-
zahl der Landkreise nach dem jetzigen Stand sowie Karten zu liefern. Das biete ich 
an, mehr nicht. 
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Herr Böttcher: 
 
Herr Keseberg, was in Bezug auf die Finanzierungsbetrachtungen bisher außer Acht 
gelassen wurde, aber noch wichtig wäre, ist die Umlagefinanzierung von der Syste-
matik. Das ist auch erfassbar. 
 
Herr Prof. Dr. Hönnige: 
 
Während der Diskussion stelle ich fest, dass wir verschiedene Dinge vermischen: 
Kriterien und Modellvarianten. Das sind zunächst einmal zwei getrennte Dinge, und - 
wie Frau Nonnemacher eben so schön sagte -, erst wenn wir sie übereinanderlegen, 
ergeben sie die Matrix, in der wir letzten Endes eine Bewertung vornehmen können.  
 
Zwei Punkte, die mir aus dem Schreiben von Herrn Keseberg nicht klar geworden 
sind: In der Kreuztabelle am Schluss sind sechs Kriterien aufgelistet. Was sich mir 
noch nicht zu 100 Prozent - insofern ist das eine Rückfrage - erschlossen hat, ist, 
inwiefern die dahinterstehenden Gewichtungsfaktoren den einzelnen Kriterien zuzu-
ordnen sind, denn danach sind sie separat aufgegliedert.  
 
Zweitens: Wir diskutieren jetzt wieder über Modelle und die Frage, mit welchen 
durchschnittlichen Einwohnerzahlen man das benennt. Jetzt haben wir ein Gutachten 
von Bogumil; darin sind Zahlen genannt. Wenn wir das zunächst als Grundlage neh-
men und 5+1 oder Ähnliches annimmt, ist in diesem Zusammenhang die Frage: Wie 
viele Landkreise wollen wir? Wenn wir jedoch wirklich auf die einzelnen Kennzahlen 
heruntergehen und eine durchschnittliche Einwohnerzahl wollen, müssen wir auch 
wissen, wo letzten Endes die Grenzen liegen. Für die durchschnittliche Einwohner-
zahl könnte man einen ungefähren Wert festlegen. Die zweite Frage ist: Welche 
Landkreise sollen es genau werden? Wie sind sie zugeschnitten? Vielleicht sollten 
wir uns trotz alledem, was die generelle Modellwahl betrifft, zunächst einmal die erste 
Variante wählen und sagen: Was sind die Grundmodelle? Das ist durchaus ein Punkt 
- den hat Herr Böttcher auch angerissen -: Warum enthält jeder Vorschlag ein „Plus 
eins“? Warum kreisen wir - wie auch immer das zum Schluss gemeint ist - Berlin o-
der eben Potsdam nicht auch ein? 
 
Wenn ich es richtig sehe, haben wir für den 20. April 2013 einen Termin festgelegt, 
um über das Modell für die Kreisebene zu sprechen. Das ist etwas, das wachsen 
muss. Nun haben wir die Diskussion angefangen, und in der kommenden Sitzung 
sollten wir uns auf jeden Fall - das würde für die Fraktionen und die Mitglieder der 
Enquetekommission Mehrarbeit bedeuten - Gedanken darüber machen, welche Mo-
delle wir erstens genau anschauen und welche Kriterien wir zweitens zugrunde legen 
wollen. 
 
Das Innenministerium hat uns zunächst einmal auf Basis des Mottos der Enquete-
Kommission und auf Basis der Rechtsprechung eine freundliche Zusammenstellung 
der möglichen Kriterien gegeben; trotzdem muss eine Auswahl getroffen werden - 
das hat Herr Keseberg so schön gesagt. Wir brauchen Zeit, um uns damit zu be-
schäftigen, sollten das jedoch festlegen, damit wir in der nächsten Sitzung diesbe-
züglich einen Schritt weiter kommen und das Thema nicht auf den April verschieben. 
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Abgeordneter Schippel (SPD): 
 
Unter Kriterien verstehe ich erst mal das, was in der Tabelle oben zusammengefasst 
ist, da haben wir die sechs Kriterien. Wir haben die Ortsnähe, die Sachnähe, die 
Identität. All das, was in den verschiedenen Geschichten immer eine Rolle gespielt 
hat. Identität und Sachnähe ist zu beachten. Das heißt im Klartext: Inwieweit ist bür-
gerliche Mitgestaltung noch gegeben usw. Das sind für mich die Kriterien. Jetzt ist 
das untersetzt worden. Diese Untersetzung kann aber erst zum Einsatz kommen, 
wenn ich weiß, wovon ich rede. Und weil die kommunalen Spitzenverbände das Gut-
achten so zerreden, weiß ich, dass wir auf der richtigen Fährte sind. Alles andere, mit 
Verlaub gesagt, geht nach hinten los. 
 
Die Frage an der Stelle ist jetzt: Im Gegensatz zu Einzelmitgliedern der Enquete-
Kommission haben es die Vertreter der politischen Parteien ja noch schwieriger. 
Denn Sie müssen mit dieser Liste und mit dieser Diskussion noch in ihre Fraktionen. 
Auch das dient der Vorbereitung des Abschlussberichts. Und insofern gehe ich davon 
aus –  und mir liegt nichts anderes vor, da kann man zerreden was man will  – : Das 
einzige was momentan auf dem Tisch liegt, was greifbar ist, was nachvollziehbar ist, 
sind solche Varianten, wie sie von Bogumil benannt werden. Sicherlich mit der ein 
oder anderen Abweichung – natürlich! Aber vom Grundsatz her muss man doch erst 
mal so ran. 
 
Und eine Bemerkung noch, weil es so anklang: Na ja, es gäbe doch die Möglichkeit, 
diese vier Varianten als Möglichkeit in den Raum zu stellen und im Abschlussbericht 
dann alle darzustellen – davor warne ich. Die Leute hauen uns das um die Ohren. 
Die erwarten von uns – und da können Sie in jede Bürgerversammlung, in jede 
Stadtverordnetenversammlung gehen, zu jedem Neujahrsempfang – eine klare Emp-
fehlung. Und nicht nur Empfehlungen in zig Varianten. Insofern müssen wir sehen, 
wie wir dort hinkommen. Und wenn jetzt die Rede davon ist, so habe ich Sie verstan-
den, Herr Professor Hönnige, in diese Richtung soll es gehen – dann kann man ja 
gerne noch darüber diskutieren, aber diese Diskussion sollten wir dann im April zum 
Abschluss bringen. Alles andere kriegen wir dann im Abschlussbericht nicht mehr 
unter. Insofern denke ich, sollte man nicht mehr versuchen, die Dinge zu zerreden. 
Denn die Fakten liegen eigentlich alle auf dem Tisch. Mein Vorschlag wäre schon so, 
dass wir uns an dem, was Bogumil an Varianten gezeigt hat, orientieren. 
 
Herr Büttner, ich habe Sie so verstanden, dass wir mit diesen Varianten in die Frakti-
onen gehen, um zu gucken, was hat denn in den Fraktionen überhaupt eine Chance. 
Solch eine andere Reihenfolge ist doch zumindest für die Mitglieder, die im politi-
schen Geschehen gebunden sind, auch geboten. Und das müsste, aus meiner Sicht, 
bis März machbar sein. Dass man mit solchen Varianten in die Fraktionen geht und 
dann kommen wir auch ein Stück weiter. 
 
Mit Verlaub gesagt, in Richtung der Spitzenverbände: In einer normalen Kreistagssit-
zung würde Ihnen die Mitwirkung entzogen werden. 
 
 (Herr Böttcher: Vielen Dank für die Wertschätzung, Herr Kollege!) 
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Abgeordneter Petke (CDU): 
 
Der Landtag hat diese Enquete-Kommission einstimmig eingesetzt, weil er offen-
sichtlich einen Veränderungsbedarf erkannt hat. Ich glaube, man kann so weit gehen 
und sagen: Wenn kein Veränderungs- bzw. Erkenntnisbedarf bestünde, hätte der 
Landtag die Enquete-Kommission nicht einrichten müssen, sondern er hätte sagen 
können, dass das „Alltagsgeschäft“ auch im Innenausschuss oder in anderen Aus-
schüssen bzw. im Plenum abgearbeitet werden kann. - Ich glaube, keines der Mit-
glieder der Enquete-Kommission kann ernsthaft davon ausgehen, dass unsere 
Kommunalstrukturen, aber auch die Strukturen der Landesverwaltung vor dem Hin-
tergrund der kritischen Einwohnerentwicklung im Land, die sich - das wussten wir 
vorher, aber es wurde uns hier in der Enquete-Kommission noch einmal bestätigt - 
sehr unterschiedlich gestaltet, so bleiben, wie sie sind.  
 
Nun höre ich gelegentlich von Mitgliedern der Enquete-Kommission, die auf dieser 
Seite des Tisches sitzen: Uns geht es finanziell so gut, es kann doch bleiben, wie es 
ist. - Das ist eine politische Aussage, nach dem Motto: Wenn man das Geld hat, kann 
man es auch verschwenden. - Ich will das nicht bewerten, nur: Niemand hier kann 
sich vorstellen, dass wir künftig mehr Landkreise haben werden, weil wir aufgrund 
eines nachrangigen Kriteriums wie Bürgernähe bürgernäher werden müssen und 
einen 15. oder 16. Landkreis in Berlinnähe brauchen.  
 
Jetzt haben wir Vorschläge auf dem Tisch, die man, was die kreisfreien Städte betrifft 
- wie Herr Böttcher es getan hat - hinterfragen kann. Aber, Herr Humpert, solche Zwi-
schentöne sind nicht gut: Wo Bogumil die Modelle erstellt hat - ob in Bochum in sei-
ner Studierstube, auf dem Weg hierher oder in Potsdam -, ist mir egal; er hat einen 
Vorschlag unterbreitet, und der ist anerkannt. Wir haben Bogumil schließlich eingela-
den, wir haben ihn auch dafür bezahlt, und als er seine Vorschläge in dem kleineren 
Kreis und auch dem öffentlichen Kreis präsentiert hat, hätte es jedem freigestanden, 
sie in Grund und Boden zu kritisieren - es gab durchaus auch kritische Situationen, 
jedenfalls in den nichtöffentlichen Teilen. Insofern müssen wir uns jetzt damit - wie ich 
finde, seriös - auseinandersetzen.  
 
Ich bin im Wesentlichen beim Kollegen Schippel: Der Veränderungsbedarf besteht; 
ich denke, es wird nicht so bleiben können, wie es ist. Das heißt auch: Wir können 
am Ende nicht nur acht Modelle zur Diskussion geben. Wenn wir so etwas täten, gä-
ben wir der kritischen Presse, die uns sowieso schon kritisiert, weil wir uns Gedanken 
machen, zum Teil Recht. Zum gegenwärtigen Zeitpunkt halte ich diese Kritik für nicht 
berechtigt, aber wenn am Ende unserer Beratungen nur verschiedenste Modelle 
stünden, wäre sie es womöglich. Also sollten wir uns einen Ruck geben und sagen: 
Was Bogumil hingelegt hat, ist diskussionswürdig. Das von vornherein mit Fouls zu 
begleiten finde ich in der Enquete-Kommission unangemessen; in anderen Berei-
chen, politischen Diskussionen, der öffentlichen Diskussion mag so etwas erlaubt 
sein, aber hier in der Enquete-Kommission sollten wir ernsthaft diskutieren.  
 
Ich finde auch das Angebot des Innenministeriums, das mit Zahlen zu untersetzen, 
gut. Das wäre für die Enquetearbeit, aber auch für die öffentliche Einordnung dieser 
Vorschläge hilfreich, insbesondere, weil die Frage der Nachhaltigkeit - die Einwohne-
rentwicklung hochgerechnet auf 2030 - im Enqueteauftrag enthalten ist. Die festen 
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Zahlen, die wir haben, sollten wir nutzen, um einen Orientierungspunkt zu finden, 
damit wir wissen, womit wir uns auseinandersetzen müssen.  
 
Ich unterstütze die Richtung, die Kollege Schippel vorgeschlagen hat. Wir sollten 
nicht verschiedene Dinge hinlegen, nach dem Motto einer Eisbar: Du kannst jetzt 
zwischen Schoko, Vanille, Erdbeere usw. auswählen. - Wir sollten einen Ansatz ver-
folgen, mit dem wir hier in der Enquete-Kommission einen größtmöglichen Konsens 
herbeiführen können. 
 
Mit den auf Bogumil fußenden Übersichten des Innenministeriums können wir das in 
den Fraktionen, aber auch im politischen Raum draußen diskutieren und eben an-
ders diskutieren, und das war anders als in der Vergangenheit Sinn der Enquete-
Kommission. Herr Böttcher, die Modelle, die bisher im Land diskutiert wurden und 
beispielsweise aus politischen Parteien, von Generalsekretären usw. unterbreitet 
wurden, sind auch deswegen auf Kritik gestoßen, weil sie so gegriffen waren und 
man einfach gesagt hat: 5+Potsdam. Jetzt haben wir die Möglichkeit, es anders - 
untersetzt - zu tun. Ich würde das gern so diskutiert wissen.  
 
Ansonsten: Wir haben nicht mehr viel Zeit, und jetzt heißt es tatsächlich, einmal Mut 
aufzubringen, vielleicht nicht so viel an Bogumil herumzukritisieren, sondern diesen 
Weg - wie Herr Schippel es gesagt hat - konsequent weiterzugehen. Streiten können 
wir uns immer noch. 
 
Herr Böttcher, lassen Sie mich noch eines sagen, weil sie einen Einwurf in Bezug auf 
die Verfassungsklage gemacht haben: Ich mache mir Herrn Schippels Worte nicht zu 
eigen, aber dass die Berufung der Spitzenverbände in die Enquete-Kommission eine 
politische Vorgeschichte hat, wissen wir doch beide ganz genau, und dass damit 
auch ein Problem beinhaltet war, haben wir schon einmal in der Zeit diskutiert, als 
Sie noch von „Wir“ gesprochen haben. Das machen Sie mittlerweile nicht mehr, da 
haben Sie sich - jedenfalls in meiner Wahrnehmung - etwas korrigiert. 
 
Nehmen wir einmal an, in der nächsten Legislaturperiode käme es, was die Neuglie-
derung betrifft, zu einem Gesetzentwurf. Dann würden die Spitzenverbände, sogar 
noch vor dem Landtag eine Stellungnahme abgeben können. Sie werden doch zuge-
stehen, dass man sich darüber wundern kann; das ist eine kuriose Situation: Die wa-
ren vorher in der Enquete-Kommission, die das vorgeschlagen hat, jetzt legt die Lan-
desregierung etwas vor, und jetzt liegt es zur Begutachtung, zur Stellungnahme wie-
der bei ihnen. - Deswegen brauchen wir am Tisch jedoch nicht über diese Distanz zu 
diskutieren. Jeder hier in der Enquete-Kommission hat eine Stimme, jeder hat die 
gleichen Möglichkeiten, sich einzubringen, ob nun nicht-parlamentarisches oder par-
lamentarisches Mitglied. Dass angesprochen werden kann, dass es da gewisse 
Problematiken gibt, halte ich für ganz normal. 
 
Herr Humpert: 
 
Ich stelle einfach nur fest, dass jedes Enquetekommissionsmitglied irgendwelche 
Interessen hat. Jetzt einzelne Kommissionsmitglieder nach oben zu ziehen und zu 
betonen, sie hätten auch Interessen, finde ich ziemlich unfair. Ich glaube, wir sollten 
die Diskussion an der Stelle beenden. 
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Herr Petke, mir ging es bei der Thematik Bogumil nicht darum, an ihm herumzukriti-
sieren. Ich habe aus dem Gutachten von Herrn Bogumil zitiert, der selbst gesagt hat, 
er habe die zugrunde gelegten Szenarien nicht geprüft. Stattdessen sagt er: Ich habe 
Denkmodelle entwickelt, die zugrunde gelegt werden können, um den Gutachtenauf-
trag reparabel zu machen. - Diesen Obersatz müssen wir im Kopf behalten, denn der 
durchzieht in der Tat sein gesamtes Gutachten. Ich gebe Herrn Böttcher, was die 
Frage betrifft, warum nur eine kreisfreie Stadt aufgeführt ist, Recht. Dazu sagt 
Bogumil im Gutachten nicht einen einzigen Satz. Das ist also nicht gutachterlich ge-
prüft, sondern lediglich zugrunde gelegt, um hier operabel zu werden. 
 
Bezüglich der Dinge, die Herr Keseberg soeben angeboten hat: All die Zahlen - zu-
mindest die Einwohner- und Flächenzahlen sind auf Seite 102 im Einzelnen darge-
stellt; man kann sie im Gutachten von Herrn Bogumil selbst nachlesen, und ich den-
ke, an der Stelle brauchen wir schon ein wenig mehr Erkenntnisgewinn. 
 
Ein letztes Wort zu Herrn Schippel, der deutlich gemacht hat, dass es aus seiner 
Sicht nicht in Betracht kommt, als Enquetekommission am Ende Modellvarianten 
vorzulegen: Herr Schippel, ich empfehle Ihnen einfach direkt die Lektüre des Einset-
zungsbeschlusses. Ich zitiere wörtlich aus Ziffer 6: 
 

„Die Enquetekommission soll ausgehend von den Analyseergebnissen dem 
Landtag verschiedene Modellvarianten einschließlich Mindestgrößen für eine 
möglichen Neu- bzw. Umstrukturierung der Gebietskörperschaften im Land 
Brandenburg vorlegen.“ 

 
Ich glaube, das ist in der Tat unsere Aufgabe; Herr Büttner hat das eben beschrieben. 
Wenn das Innenministerium die Denkmodelle - ich sage ausdrücklich Denkmodelle - 
von Herrn Bogumil tatsächlich zugrunde legt, um zu zeigen, was das im Einzelnen in 
den konkreten Ansätzen bedeutet, mag das meinetwegen passieren. Wir müssen 
uns aber weiterhin bewusst sein: Letztlich sind wir selbst gefordert, eigene Modellva-
rianten zu entwickeln. Da bin ich ganz nah bei Herrn Büttner. 
 
Abgeordnete Nonnemacher (GRÜNE/B90): 
 
Als Medizinerin würde ich sagen: Wir operieren hart am Nerv; es tut weh, und das ist 
auch gut so, denn wir müssen endlich einmal weiterkommen. Ich denke, es ist eine 
Binsenweisheit, dass wir Funktion und Größe nicht trennen können. Wir wollen die 
Funktionalreform in den Vordergrund stellen, aber Herr Bogumil hat uns auch vorge-
führt: Man muss immer schauen, auf welche Größeneinheit man welche Funktion 
übertragen kann.  
 
Wir beißen uns immer wieder in den eigenen Schwanz. Wenn wir die Liste der Auf-
gaben durchgehen und entscheiden wollen, welche übertragbar und kommunalisier-
bar sind, kommen wir immer wieder auf die Frage der Größenstruktur zurück. Man 
kann das Opernhaus nicht in einer 5 000-Einwohner-Gemeinde betreiben, und des-
halb müssen wir unbedingt weiterkommen.  
 
Ich bitte dringend darum, auf das Angebot von Herrn Keseberg einzugehen und die 



Landtag Brandenburg P-EK2 5/17 S. 39 

Enquete-Kommission 5/2  18.01.2013 
17. Sitzung  Stenogr. Dienst/du/le 

Kriterien, die Modellvarianten von Bogumil zu untersetzen und zu sagen: Einwohner-
zahlen, Projektion der Einwohnerentwicklung, Flächenbetrachtungen, Finanzkraft, 
Zahl der vorhandenen Verwaltungseinheiten - diese basalen Dinge wollen wir in die-
sen Modellvarianten wiederfinden. - Dann können wir weiterdiskutieren. 
 
Prof. Dr. Gebhardt: 
 
Ich fühle mich von der Enquete-Kommission nicht richtig verstanden, ich bin ganz 
traurig. Ich möchte - das habe ich schon gesagt - noch einmal zum Ausdruck bringen, 
wie wunderbar der Vorschlag von Herrn Keseberg ist, uns weiteren Erkenntnisgewinn 
zu ermöglichen. Ich muss jedoch - gerade im Hinblick auf die Klage „Keine Karten, 
keine Karten!“ von Herrn Crumbach - auf Folgendes hinweisen: Bitte, die liegen doch 
schon vor. Ich habe sie gemalt, und sie sind als stilisierte Karten öffentlich bespro-
chen worden. Im Übrigen sind dort auf den Folien auch schon bestimmte Projektio-
nen bezüglich Einwohnerzahlen und Ähnlichem vorgenommen worden. Dem kann 
man entgegenhalten, dass die Folien qualitativ nicht besonders hochwertig sind.  
 
Die von mir bereits errechneten bzw. dort aufgeführten Zahlen sind gewissermaßen 
in dem nächsten Arbeitsschritt vom Innenministerium auf Korrektheit zu überprüfen. 
Dabei handelt es sich auch schon um Projektionen der Einwohnerzahlen für 2020. 
Das heißt, da sind Bogumils Modelle 5+1, 8+1, 12+1 und 14+4 mit entsprechenden 
Einwohnerzahlen bereits zeichnerisch dargestellt. Natürlich gibt es andere Aspekte, 
die Herr Keseberg genannt hat. Beispielsweise ist nichts, was zur Finanzkraft dieser 
kommunalen Strukturen gehört, abgebildet, obwohl das sehr wichtig für uns wäre.  
 
Wenn es jedoch immer „Keine Karten, keine Karten!“ heißt, bitte ich Sie, auf die 
Website der Enquete-Kommission zu gehen und in den Anhang des Protokolls der 
letzten Sitzung zu schauen - dort können Sie die Power-Point-Präsentation herunter-
laden. Mit anderen Worten: Da bekommt man eine Vorstellung. Es geht ja nicht um 
die Kreisgebietsgrenzen, sondern es geht um die Größenzuschnitte, darum, plastisch 
zu sehen, ob etwas wie 5+1 überhaupt noch vermittelbar ist. Dann mag, was die 
Landkreisebene angeht, jeder zu einer Auffassung kommen und sagen: 5+1 ist Un-
sinn, das sind keine Landkreise mehr, sondern irgendwelche Regionalkreise oder so 
etwas Ähnliches wie Regierungsbezirke. - Oder man sagt: Ist doch alles wunderbar, 
ist ein prima Modell, diese Sektoralkreise sind zeitgemäß und absolut notwendig. - 
Das ist die politische Bewertung. Ich bitte Sie jedoch darum, meine Stimmungslage 
etwas zu beachten und zu berücksichtigen. Herr Crumbach, auch Sie mögen sich die 
Karten einmal ansehen. 
 
Abgeordneter Richter (SPD): 
 
Ich schließe mich Frau Nonnenmacher an: Wir sollten Herrn Kesebergs Angebot an-
nehmen. Dann können wir alle darüber diskutieren und zu klaren Varianten finden, 
und dann können wir diesen Punkt für heute beenden. 
 
Vorsitzender: 
 
Den Schlusspunkt würde ich gern so aufnehmen und anregen, dass wir zu einer Be-
schlussfassung kommen. Wir haben sehr ausführlich diskutiert und abgewogen. Das 
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Angebot liegt vor, und die Frage ist, welche Prüfkriterien wir für die Matrix anlegen 
wollen - in der aktuellen Version der Matrix sind es sechs - das ist eine Aufgabe. Es 
wäre freundlich, wenn Sie die durchschnittlichen Flächengrößen einfach noch einmal 
untersetzten, damit die harte Matrix oben sehr zügig - „quick and dirty“ - ausgestaltet 
wird. Es soll uns beim Modellentwickeln helfen; es soll selbst kein Modell sein. Wann 
wäre das möglich? 
 
Herr Keseberg (Ministerium des Innern): 
 
Mein Angebot lautet, dass ich Zahlen und Fakten liefere. Nehmen sie es mir nicht 
übel, aber die - wie soll ich sagen - Zuordnung zu diesen sechs Kriterien, wenn sie es 
sind, nehmen sie doch einfach selbst vor. Sie sehen die Ortsnähe, sie haben Kilome-
ter- und Quadratkilometerangaben. Wir können die größten Entfernungen darstellen, 
aber mehr können wir nicht leisten. Das ist bei jeder Modellbetrachtung so. Ich würde 
das, genau wie angeboten, schleunigst liefern. In zwei Wochen wird es wahrschein-
lich vorliegen. 
 
Vorsitzender: 
 
Das hilft uns bei der Arbeit sehr; zwei Wochen sind ein überschaubarer Zeitraum. - 
An diesem Punkt enden wir, was das Thema betrifft. Ich erinnere an das Plädoyer 
von Herrn Büttner - damit appelliere ich an die einzelnen Kommissionsmitglieder -: 
Wenn Sie Vorschläge unterbreiten wollen, tun Sie das pünktlich bis zur nächsten Sit-
zung, damit wir alles diskutieren können. Da kein weiterer Gesprächsbedarf besteht, 
schließe ich diesen Tagesordnungspunkt. Nach zweistündigem ausgiebigen Diskutie-
ren haben wir uns eine Mittagpause verdient. Wir treffen uns 12.30 Uhr wieder. 
 
 (Unterbrechung der Sitzung 12.01 Uhr)  

(Fortsetzung der Sitzung 12.37 Uhr) 
 
Sehr geehrte Mitglieder der Enquetekommission, wir treten jetzt in die Beratung ein. 
Herr Petke hat sich zeitweise entschuldigt, weil er eine Schulklasse zu betreuen hat; 
er wird der Beratung bald wieder beiwohnen.  
 
Ich eröffne Tagesordnungspunkt 5:  
 

Vortrag zu Modellen und rechtlichen Rahmenbedingungen zu Mitwir-
kungs- und Beteiligungsmöglichkeiten der Bürgerinnen und Bürger 

 
in Verbindung mit: 

 
Prüfung einer Beauftragung des Parlamentarischen Beratungsdienstes 
für eine Begutachtung zu den in Brandenburg vorhandenen Mitwirkungs- 
und Beteiligungsinstrumenten 

 
Dazu liegen Ihnen der Fragenkatalog der SPD-Fraktion vom 04. Dezember 2012 
(Anlage 10a), die Fragenkataloge von der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN (An-
lage 10b), der Fraktion DIE LINKE (Anlage 10c) sowie Herrn Böttcher (Anlage 10d) 
vom 05. Dezember 2012 und die Tischvorlage mit dem Beschlussantrag zur Beauf-
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tragung des Parlamentarischen Beratungsdienstes aus der letzten Sitzung (Anlage 
11) vor.  
 
Ich begrüße Herrn Prof. Dr. Jan Ziekow vom Lehrstuhl für Öffentliches Recht, insbe-
sondere allgemeines und besonderes Verwaltungsrecht von der uns allen gut be-
kannten Hochschule in Speyer. Herr Prof. Ziekow, für Ihren Vortrag stehen Ihnen 
rund 20 Minuten zur Verfügung. Im Anschluss findet eine Frage- und Diskussions-
runde statt. Danach sollten wir klären, ob zu diesem Thema weiterer Informationsbe-
darf besteht.  
 
Prof. Ziekow hat angeboten, uns außerhalb seiner 20 Minuten Vortragszeit kurz über 
den aktuellen Beratungsstand in Thüringen zu informieren, wo es demnächst einen 
Abschlussbericht gibt. Ich halte das für sehr interessant und bitte Sie, uns vorab in 
den aktuellen Stand zu setzen. Unabhängig davon wird sich das Sekretariat bemü-
hen, den Abschlussbericht so schnell wie möglich als Beratungsunterlage für uns zu 
organisieren. Herr Prof. Ziekow, Sie haben das Wort. 
 
Prof. Dr. Jan Ziekow (Lehrstuhl für Öffentliches Recht, insbesondere allgemei-
nes und besonderes Verwaltungsrecht, HfV Speyer): 
 
Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren! Vielen Dank für die Einladung! Ich woll-
te Sie hintergründig über den Stand der Verhandlungen in Thüringen informieren. Wir 
übergeben der Ministerpräsidentin den Bericht am 31.01.2013. Sie und Herr Mat-
schie wissen beide nicht, was darin steht - darum werde ich das jetzt hier nicht verra-
ten; damit stünde ich an der Grenze des Selbstmords. Ich wollte nur auf Folgendes 
hinweisen: Ich habe Ihre vorherige Debatte intensiv verfolgt und bin sehr dankbar, 
dass Sie mich nicht zu den Fragen Funktional- und Gebietsreform eingeladen haben, 
weil ich mich für Rheinland-Pfalz und dann für Thüringen in den vergangenen vier 
Jahren mit diesen Themen beschäftigt habe.  
 
Ein weiterer Hinweis, weil es um die Frage Datengrundlage und Ähnliches ging: In 
Thüringen hatten wir die sehr erfreuliche Situation, zum einen als Expertenkommissi-
on eineinhalb Jahre Zeit und zum anderen eine sehr opulent ausgestattete Ge-
schäftsstelle mit vier Vollzeitstellen des höheren Dienstes zu haben. Das hat ermög-
licht, im bundesweiten Benchmarking zwischen den Bundesländern auf ver-
schiedensten Ebenen sehr viele Daten zu erheben, die nirgendwo anders zu finden 
sind, weil ihre Erhebung extrem arbeitsaufwendig ist. Die Ergebnisse muss und kann 
man ohnehin nicht auf Brandenburg übertragen - dessen bin ich sicher -, aber die 
Materialgrundlage kann Ihnen als Steinbruch dienen, weil gerade über die bundes-
weiten Vergleiche, was Personalbestände, Größenklassen und -strukturen sowie 
Haushaltsstrukturen usw. anbetrifft, eine Menge zu finden ist. Ich nehme an, dass der 
Bericht verfügbar ist, sobald er am 31.01.2013 bei einer Pressekonferenz übergeben 
wird, denn dann ist er ohnehin öffentlich. Das dazu - ich wollte diese Debatte nicht 
noch einmal eröffnen, denn die ist in jedem Bundesland schon schwierig genug.  
 
Ich bin insoweit froh, dass ich zu dem viel schöneren, weil weichen Thema Bürgerbe-
teiligung sprechen darf. Vielen Dank für Ihren Fragenkatalog, der mich jedoch ein 
wenig in Gewissensprobleme gestürzt hat, denn ich gehöre einer Enquete Bürgerbe-
teiligung in Rheinland-Pfalz an. Dort lassen wir uns für ziemlich die gleichen Fragen 
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eineinhalb Jahre Zeit und hören 100 Experten. Daher ist es ein wenig schwierig, die-
ses Thema in einer Stunde abzuarbeiten. Ich werde in meinem Vortrag nicht auf all 
Ihre Fragen eingehen können; auf Nachfrage kann ich zusätzliche Aspekte bespre-
chen. Ich habe mich auf zwei Blöcke konzentriert, in denen ich versuche, Ihnen mir 
wichtige Punkte darzulegen: zum einen Beteiligung bei Verfahren - also Verwaltungs- 
und Genehmigungsverfahren - und zum anderen direkte Demokratie.  
 
Ich beginne mit dem Punkt Beteiligung bei Genehmigungsverfahren. Aus Zeitgründen 
setze ich voraus, dass die allgemeinen Rahmenbedingungen der formellen Bürger-
beteiligung im Planfeststellungsverfahren, im immissionsschutzrechtlichen Genehmi-
gungsverfahren - die Möglichkeit zur Erhebung von Einwendungen, Auslegung von 
Antragsunterlagen, Erörterungsterminen usw. - bekannt sind. Als bekannt setze ich 
auch den Gesetzentwurf der Bundesregierung zur Verbesserung der Bürgerbeteili-
gung und zur Vereinheitlichung von Planungsverfahren voraus, der einen neuen § 25 
Absatz 3 Verwaltungsverfahrensgesetz zur frühzeitigen Bürgerbeteiligung einführt. 
Nach meinem Kenntnisstand wird der Entwurf spätestens im Februar 2013 in der 
dritten Lesung sein. Er hat jedoch nicht allzu viel mit Ihrem Thema zu tun. 
 
Wichtig ist - und das kann man, gerade, wenn es um die Frage rechtlicher Regelun-
gen geht, nicht oft genug betonen -, dass es jeder zuständigen Behörde unbenom-
men ist, Bürgerbeteiligungen durchzuführen, wenn es im Einzelfall als sinnvoll erach-
tet wird. Das ist also auch ohne gesetzliche Regelungen möglich. Wenn es um ge-
setzliche Regelungen geht, empfehle ich Ihnen, Gedanken, die darum kreisen, durch 
Brandenburger Landesgesetze in bundesgesetzlich geregelten Verfahren ergänzen-
de Regelungen zur Öffentlichkeitsbeteiligung zu erlassen, von vorherein zurückzu-
stellen. Die meisten bzw. viele Gegenstände liegen in der ausschließlichen Gesetz-
gebungskompetenz des Bundes - da kann ein Land sowieso nicht tätig werden. Die 
anderen sind konkurrierende Gesetzgebungszuständigkeiten; dort würde ich jedoch 
die Regelungen von Artikel 74 Absatz 2 Grundgesetz in der Regel für abschließend 
halten und dort keine Prioritäten setzen.  
 
Soweit das Land Brandenburg die Gesetzgebungskompetenz hat - zum Beispiel im 
Bereich Planfeststellung Landesstraßen, Planfeststellung Wasserrecht für die Ertei-
lung einer Gewässerbenutzungserlaubnis, für eine immissionsschutzrechtlich ge-
nehmigungsbedürftige Anlage; es ist nicht immer einfach, im Landesrecht überhaupt 
noch Kompetenzen zu finden -, handelt es sich meist um Regelungen, die den Stan-
dard der bundesgesetzlichen Regelungen - Auslegung von Unterlagen, Einwendun-
gen, Erörterungsterminen - fortschreiben. Das entspricht auch ziemlich genau dem 
Standard des Landesrechts anderer Bundesländer - nicht weniger, aber auch nicht 
mehr. Das heißt, nach meiner Einschätzung bestünde hier durchaus - wenn Sie es 
wollen - politisches Profilierungspotential.  
 
Ich wiederhole: Aus meiner Sicht spielt die Musik nicht so sehr beim Erlass neuer 
Gesetze, obwohl das eine gewisse Symbolik hat, sondern primär bei der Schaffung 
der notwendigen Rahmenbedingungen für eine verbesserte Bürgerbeteiligung und 
insbesondere beim Aufbau von Erfahrungswissen und der Etablierung von Routinen 
für die Durchführung von Bürgerbeteiligungen.  
 
Ich nenne nur einige Aspekte: Ich hatte die Freude, das dem Deutschen Juristentag 
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auf 150 Seiten darzulegen, also muss ich mich auch hier ein wenig kurzfassen. Mitt-
lerweile wissen alle, dass Bürgerbeteiligung frühzeitig einsetzen muss. Die wesentli-
chen Entscheidungen dürfen noch nicht gefallen, Varianten müssen offen sein. Meine 
Auffassung: Bürgerbeteiligung darf nicht nur punktuell ansetzen. Es macht keinerlei 
Sinn, irgendwann am Anfang eines Genehmigungsverfahrens darüber zu sprechen 
und das nächste Mal fünf Jahre später, wenn der Erörterungstermin ansteht - das ist 
das klassische Stuttgart-21-Phänomen. Bis dahin gibt es eine völlig andere Genera-
tion von Betroffenen. Das heißt aus meiner Sicht, dass wir Bürgerbeteiligung im 
Längsschnitt an das Verfahren legen müssen.  
 
Bürgerbeteiligung muss offen sein. Das heißt, es darf keine thematische Begrenzung 
geben. Bürger wollen über das sprechen, was ihnen wichtig ist. Ich habe über lange 
Zeit Mediationsverfahren mit vielen Bürgerinitiativen und verschiedenen Unterneh-
men geleitet. Sie können nicht festlegen: Wir sprechen heute über dies und das und 
jenes. - Das können Sie sich vornehmen, aber wichtig ist, dass über das gesprochen 
wird, was den Beteiligten wichtig ist. So muss der Diskurs strukturiert sein.  
 
Schließlich ist sehr wichtig: Bürgerbeteiligung setzt Information voraus. Bürger fühlen 
sich in der Regel sowohl den Unternehmen als auch den Behörden unterlegen, wenn 
es um das reine Faktenwissen geht; sie misstrauen auch nicht selten den eingehol-
ten Gutachten - ob das berechtigt ist oder nicht, ist eine andere Frage. Nach meinem 
Verständnis ist es, wenn Bürgerbeteiligung verbessert werden soll, Aufgabe der Ver-
waltung, einen entsprechenden Informationsfluss sicherzustellen, damit auf informier-
ter Basis gesprochen werden kann. Dafür ist ein beträchtliches Know-how zur Durch-
führung von Bürgerbeteiligungen nötig. Das würde ich nicht nur privaten Dienstleis-
tern überlassen, sondern ich plädiere dafür, eine zentrale Beratungsstelle im Land zu 
etablieren, die sich damit auskennt und die entsprechenden Fachbehörden vor Ort 
beraten kann - so ähnlich wie die Stabsstelle von Frau Erler im Staatsministerium in 
Baden-Württemberg -, denn sonst wird es zuweilen schwierig.  
 
Ein Hinweis, um nicht missverstanden zu werden: Bürgerbeteiligung setzt eine politi-
sche Entscheidung voraus. Man wird sie sicherlich nicht zum Nulltarif haben können; 
danach haben Sie gefragt. Man kann es nicht verallgemeinernd beziffern - das hängt 
schlicht und ergreifend vom konkreten Verfahren, der Komplexität und den entspre-
chenden Instrumenten ab. Ich muss ganz klar sagen: Aufwendige Bürgerbeteili-
gungsverfahren, insbesondere Mediationsverfahren - dann nämlich, wenn das Kind 
schon in den Brunnen gefallen ist -, kosten Sie in der Regel mehr als einen fünfstelli-
gen Betrag. Ich bin aber auch sicher, dass sich, wenn Sie Bürgerbeteiligungsverfah-
ren mehr als Regelverfahren etablieren, Skaleneffekte ergeben. Das heißt, die Ver-
fahren als solche werden mit Sicherheit billiger werden, aber völlig kostenlos werden 
sie nie sein. 
 
Zur Frage nach dem Verhältnis zwischen Bürgerbeteiligung, Verwaltungsaufwand 
und Verwaltungseffizienz: Hier kann man es sich einfach machen und der Meinung 
sein, wenn man mehr Aufwand betreibt als bisher, ist der Aufwand immer höher als 
vorher, doch diese Sicht kann ich Ihnen nicht empfehlen. Wenn man denkt, dass eine 
Effizienzmessung immer die Herstellung eines Gesamtverhältnisses zwischen einer 
Maßnahme - also hier Bürgerbeteiligung - und dem Gesamtverfahren darstellt, muss 
man auch Entlastungseffekte durch die Bürgerbeteiligung an anderen Stellen in 
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Rechnung stellen - beispielsweise bei Gerichtsverfahren in der Verwirklichungsphase 
des Projekts.  
 
Hier fehlt es jedoch leider - das muss ich auch an vielen anderen Stellen in Deutsch-
land beklagen - komplett an Langzeitstudien. Definitiv kann man zum jetzigen Zeit-
punkt lediglich sagen: Man müsste dies berücksichtigen, es gibt keine Langzeitstu-
dien dazu, und das ist ein großes Manko. Hier ist man stark auf Vermutungen ange-
wiesen.  
 
Es gibt eine aussagekräftige Studie zum Verhältnis von Beteiligungsverfahren im 
Verhältnis zum Gesamtaufwand eines Genehmigungsverfahrens, allerdings nur, was 
die zeitliche Dimension, nicht was die Kosten betrifft. Es wurde untersucht, wie stark 
sich Beteiligungsverfahren auf die Dauer des Gesamtverfahrens auswirken, und zwar 
nicht in Bezug auf informelle, sondern auf formell vorgesehene Erörterungs- und 
Einwendungsverfahren. Wir haben für das Land Baden-Württemberg, das unsere 
Untersuchung freundlicherweise finanziert hat, mehrere tausend Verfahren in den 
Bereichen Wasserschutz, Baurecht und Immissionsschutz analysiert. Ganz klar kann 
man sagen, dass jedenfalls die formelle Bürgerbeteiligung im Vergleich zu anderen 
Faktoren im Verwaltungsverfahren einen absolut vernachlässigungsfähigen Verzöge-
rungseffekt aufweist. Wenn Sie das mit der Diskussion um die Vollständigkeit der 
Unterlagen vergleichen, können Sie sie im Grunde als Faktor vernachlässigen. Das 
sagt jedoch nichts darüber aus, wie sich das bei anderen Beteiligungsinstrumenten 
darstellt - auch das muss man klar sagen. Zu den anderen Punkten gibt es schlicht 
keine Untersuchungen.  
 
Eine Warnung - weil das Wort auch in Ihrem Fragenkatalog auftaucht - zur berühm-
ten - ich finde eher berüchtigten - Akzeptanzschaffung durch Bürgerbeteiligung: Hier-
zu gibt es definitiv genügend empirische Studien. Durch Bürgerbeteiligung machen 
Sie einen Vorhabensgegner bzw. eine -gegnerin nicht zum Vorhabensbefürworter 
bzw. zur -befürworterin; das wird niemals funktionieren. Dass ein Großflughafen Ber-
lin-Brandenburg akzeptiert wird, weil Sie ein schönes Mediationsverfahren durchge-
führt haben, geschieht nicht. 
 
Was hier jedoch ebenfalls leider fehlt, sind Langzeitstudien: Welche Langzeiteffekte 
hat Bürgerbeteiligung beispielsweise auf die Verwirklichungsphase und Betriebspha-
se von Projekten? Das ist spannend. Führt Bürgerbeteiligung dazu, dass von dem 
Vorhaben betroffene Bürgerinnen und Bürger dem später positiv gegenüberstehen? 
Auch dazu gibt es leider nichts. 
 
Was wir auch aufgrund eigener Forschung - das ist immer die schönste, weil man sie 
genau kennt -, die wir kürzlich für Baden-Württemberg zum Pumpspeicherwerk Atdorf 
und dem dortigen runden Tisch betrieben haben - sicher sagen können, wenn es da-
rum geht, was Sie mit Bürgerbeteiligung erreichen können, ist, dass das Verfahren 
als fair empfunden wird, dass die Bürgerinnen und Bürger zu Wort kommen, dass sie 
das Gefühl haben, dass die Punkte, die ihnen wichtig sind, gehört wurden und sie es 
verstanden haben - zumindest, warum die Entscheidung nicht so ausgefallen ist, wie 
sie es sich gewünscht hätten -, dass andere Argumente stärker waren. Das kann 
man erreichen, mehr in der Regel nicht.  
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Zu Raumordnungsverfahren und Landesplanung sage ich auf Nachfrage gern etwas; 
aus Zeitgründen vernachlässige ich diese Punkte jetzt jedoch.  
 
Ich komme zum zweiten Block, zur direkten Demokratie. Auch hier möchte ich aus 
der langjährigen Befassung mit dem Thema vor etwas warnen: Direkte Demokratie 
und die Fokussierung auf Beteiligungsquoren, Zustimmungsquoren ist wichtig, sollte 
aber nie das einzige Mittel sein; es bringt genauso viel wie immer auf die Schweiz als 
Vorbild hinzuweisen. Das Schweizer Demokratiemodell der Konkordanzdemokratie 
ist anders als das deutsche. Dort brauchen sie den Volksentscheid, um bestimmte 
Fragen überhaupt entscheidbar zu machen. Selbst angesichts wechselnder großer 
Koalitionen in Brandenburg haben Sie, glaube ich, nicht das Gefühl, in einer Konkor-
danzdemokratie zu leben.  
 
Nach diesen Warnungen ein kurzer Blick darauf, wo Brandenburg im Vergleich zu 
anderen Bundesländern steht. Die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN hat auf das 
Ranking von Mehr Demokratie e.V. hingewiesen, wobei ich jetzt methodisch nicht 
kommentieren möchte, was da zur Abwertung geführt hat. Man kann sicherlich lange 
darüber diskutieren, ob die Indikatoren wirklich so aussagekräftig sind.  
 
Ich meine, Sie sollten sich auf keinen Fall - das werde ich an mehreren Stellen sagen 
- schlechter machen, als Sie sind. Wenn Sie ein anderes Ranking, nämlich die Zahl 
der Bürgerentscheide bis Ende 2011, anschauen, stellen Sie fest, dass Brandenburg 
im bundesweiten Vergleich etwa rund gerechnet auf Platz vier aller durchgeführten 
Bürgerentscheide liegt. Das heißt, so ganz zum Erliegen scheint mir das direktdemo-
kratische Leben in Brandenburg nun noch nicht gekommen zu sein, was sicherlich 
auch damit zu tun hat, dass Brandenburg hinsichtlich der direktdemokratischen In-
strumente auf Landesebene im bundesweiten Vergleich eher gut - obwohl vielleicht 
verbesserungsfähig - im Rennen liegt. 
 
Volksbegehren - das wissen Sie besser als ich - setzen in Brandenburg für die Unter-
stützung 80 000 Stimmberechtigte voraus. Wenn man das vergleichen will, muss 
man rundrechnen: Das sind nach den vorliegenden Zahlen ungefähr vier Prozent der 
Stimmberechtigten, wenn ich das richtig sehe. Das setzt voraus, dass mindestens ein 
Viertel der Stimmberechtigten auch zugestimmt hat. Das sind nach meinem proviso-
rischen Vergleich wirklich keine hohen Hürden; auch bei einer notwendigen Unter-
stützung für ein Volksbegehren im Vergleich der Bundesländer liegt die Unterstüt-
zungsquote mit 10 % fast durchweg deutlich höher. Dem Deutschen Juristentag hatte 
ich - mit furchtbaren Gewissensbissen - fünf Prozent als das, was als Abwägung zwi-
schen repräsentativer und direkter Demokratie noch vertretbar ist, empfohlen. Bei der 
Unterstützung von Volksbegehren unterbietet Brandenburg diese 5 % sogar.  
 
Ein Volksentscheid in Brandenburg wäre bereits wirksam - ich sagte es schon -, 
wenn 25 % teilgenommen und zugestimmt haben. Das liegt ebenfalls ziemlich im 
Durchschnitt aller Bundesländer. Man muss jedoch sehen, dass verschiedene Bun-
desländer und insbesondere Bayern ohne diese Quoren auskommen. Bayern kennt 
keine Quoren, außer wenn es um Verfassungsänderungen geht. Wenn man sich 
dem anschließen und wie in Bayern auf Zustimmungsquoren verzichten will - man 
muss immer das Gesamtsystem sehen -, muss man auch beachten, dass die Unter-
stützung für ein Volksbegehren in Bayern 10 % beträgt, also mehr als das Doppelte 
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als in Brandenburg. Das heißt, die Stellschrauben sind ziemlich stark aufeinander 
abgestimmt.  
 
Wenn sie beides - den Prozentsatz für die Zustimmung zum Volksbegehren und Zu-
stimmungsquorum - gleichzeitig absenken wollen, laufen Sie Probleme. Dann kommt 
es zum klassischen Catcher-Problem: Eine sehr handlungsbereite Minderheit kann 
schlicht ihren Willen durchsetzen. Dem könnte man entgegnen: Wenn die Mehrheit 
nicht am Volksentscheid teilnimmt, ist sie selbst schuld, sie könnte es ja anders ha-
ben. - Das entspricht jedoch nicht den empirischen Studien zur Aktivierbarkeit der 
Bevölkerung. Wenn der zu entscheidende Punkt mich nicht interessiert, gehe ich 
auch nicht zum Volksentscheid. Ich gehe nicht zum Volksentscheid, um zu verhin-
dern, dass ein anderer über eine Frage entscheidet, die mich persönlich nicht inte-
ressiert. Das ist immer wieder belegt worden.  
 
Zur Frage zum Brandenburger Negativkatalog: Welche Verfahren dürfen direkter 
Demokratie nicht zugeführt werden? Landeshaushalt, Dienst- und Versorgungsbezü-
ge, Abgaben, Personalentscheidungen. Das finden Sie in allen Landesverfassungen, 
außer in Bayern, wo nur der Staatshaushalt der direkten Demokratie entzogen ist, 
was, wie ich finde, auch gute Gründe hat - das ist die bekannte Sternstunde des Par-
laments. Man muss aber auch sehen, dass es in der direkten Demokratie unter-
schiedliche Auslegungen des Haushaltsvorbehalts gibt. Mehr Demokratie e.V. hat auf 
die sehr restriktive Demokratie des brandenburgischen Verfassungsgerichts hinge-
wiesen. Der sächsische und der Berliner Verfassungsgerichtshof sind da großzügi-
ger. Ich will nicht vertiefen, in welcher Hinsicht sie großzügiger sind; dazu gebe ich 
gern auf Nachfrage Auskunft.  
 
Wenn man dem nacheifern will, müsste man - bei der derzeitigen Lage der Recht-
sprechung, die nun einmal besteht - die Landesverfassung dahingehend ändern, 
dass eine Abstimmung über den Haushalt insgesamt nicht zulässig ist, wohl aber 
über einzelne Haushaltsposten. Das entspricht ziemlich genau der sächsischen Linie.  
 
Zur kommunalen Ebene und dem Unterstützungsquorum für ein Bürgerbegehren: 
Hier liegt Brandenburg mit 10 % unter dem Bundesdurchschnitt. Ich weise nur auf 
eine Tendenz hin, die ich hier für die richtige halte: Nicht mit einer starren Grenze 
operieren, sondern - wie es mehrere Bundesländer getan haben, allerdings genau in 
jeweils entgegengesetzter Richtung - nach Gemeindegrößen staffeln. Das heißt, das 
Unterstützungsquorum von Gemeindegrößen abhängig zu machen, was ein wesent-
lich stärkeres In-Beziehung-Setzen von Repräsentativität und tatsächlicher Durch-
führbarkeit von direktdemokratischen Instrumenten bedeutet.  
 
Beim Bürgerentscheid liegt Brandenburg mit einem Zustimmungsquorum von 25 % 
der Stimmberechtigten also exakt auf dem Median des bundesdeutschen Durch-
schnitts. Nur Bayern differenziert auch beim Zustimmungsquorum nach Gemeinde-
größe: Je größer die Gemeinde, desto geringer muss das Zustimmungsquorum sein. 
Das liegt bei zwischen 20 % in den kleinsten und 10 % in den größten Gemeinden. 
Das halte ich für ein Modell, über das man nachdenken muss, wobei man aber nicht 
außer Acht lassen darf, dass es in Bayern insbesondere in den Großstädten andere 
Gemeindegrößen gibt als in Brandenburg.  
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Schließlich zum berühmt-berüchtigten Negativkatalog: Was darf einem Bürgerent-
scheid auf Landesebene nicht unterworfen werden? Zugegebenermaßen haben Sie, 
glaube ich, mit zehn Nummern den Rekordkatalog in Ihrer Kommunalverfassung, 
aber ich weise darauf hin: Erbsenzählen bringt nichts. Bei näherer Betrachtung stel-
len Sie fest, dass einige Regelungen darin enthalten sind, die immer noch gelten 
würden, auch wenn Sie sie herausstreichten. Dass ein Bürgerentscheid nicht von 
vornherein auf eine gesetzeswidrige Maßnahme gerichtet sein darf, ist klar. Das ist 
laut Rechtsprechung auch in allen anderen Bundesländern so, in denen dieser Punkt 
nicht explizit im Katalog aufgeführt ist, und das gilt auch für einige andere Punkte. 
Wenn Sie diese Selbstverständlichkeiten herausstreichen, können Sie die Liste kür-
zen.  
 
Nachdenken sollte man - jedenfalls ist das der Trend - über die Bauleitplanung. Die 
Bauleitplanung ist in Brandenburg sehr kategorisch verankert, das heißt, sie hängt 
sehr stark von der gerichtlichen Auslegung ab, hat jedoch auch eine hohe Abschre-
ckungswirkung. Wenn ich Gemeinderat bin und gern einen Bürgerentscheid im Be-
reich der Bauleitplanung herbeiführen möchte, sage ich: Die Bauleitplanung ist so 
allgemein definiert, ich lass das einfach. - Hier mache ich es auch kurz: Dem Deut-
schen Juristentag habe ich vorgeschlagen, die Bauleitplanung herauszustreichen. 
Allerdings sollte man in der Gesetzesbegründung klarstellen, was bundesrechtlich 
sowieso gilt, damit keine Missverständnisse entstehen.  
 
Ein Bebauungsplan kann nie durch Bürgerentscheid beschlossen werden, es darf - 
auch wenn es ständige Rechtsprechung von Gerichten ist - kein Bürgerentscheid 
mehr durchgeführt werden, wenn der Bebauungsplan vom Gemeinderat bereits be-
schlossen worden ist, und es dürfen auch keine inhaltlichen Festlegungen getroffen 
werden, die - ein Bebauungsplan ist immer Ergebnis einer Gesamtabwägung - die 
Abwägung zu stark festlegen. Diese Vorgaben können Sie nicht ändern, sie ergibt 
sich, wenn ich mich recht erinnere, bereits aus § 1 Absatz 4 Baugesetzbuch. Auch 
über die Haushaltssatzung könnte man nachdenken - in ähnlicher Weise wie über 
den Haushaltsvorbehalt auf Landesebene, über den ich gesprochen habe.  
 
Ein letzter Punkt, weil Sie darüber vorhin bereits diskutiert hatten, betrifft den Zu-
sammenhang zwischen bürgerschaftlicher Mitwirkung und Gemeindegröße. Die Fra-
ge ist: Sinkt die bürgerschaftliche Mitwirkung, wenn man die Gemeinden vergrößert? 
- Man muss klar sagen: das hängt davon ab. Von Herrn Hesse ist die berühmte Stu-
die zu Mecklenburg-Vorpommern, in der er zu der Auffassung kommt - Sie kennen 
das Urteil des Landesverfassungsgerichts Mecklenburg-Vorpommern, das die Dis-
kussion angestoßen hat -, dass die Wahrnehmung kommunaler Ehrenämter unter zu 
großen Kreisen durchaus leidet. Er kommt jedoch zu der Folgerung, dass dieser Ge-
sichtspunkt aus Gründen der Verwaltungseffizienz zurücktreten muss.  
 
Ich will auf Folgendes hinweisen: Für Thüringen haben wir eine eigene Berechnung 
durchgeführt, nicht bezüglich der Beteiligung an kommunalen Ehrenämtern, aber be-
züglich des ehrenamtlichen Engagements außerhalb kommunalpolitischer Gremien. 
Um auf die wesentlichen Punkte einzugehen: Brandenburg hätte hier einiges aufzu-
holen. Nach dem Engagement-Atlas 2008 hatte Brandenburg 25,22 % ehrenamtliche 
Beteiligung und ist damit gesamtdeutsch unter den Flächenländern unangefochten 
Schlusslicht.  
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Hier könnte also eine entsprechende Engagementpolitik einiges heben. So lange 
braucht man sich, glaube ich, auch an anderen Fragen nicht zu „verkämpfen“.  
 
Ich möchte nur noch auf Folgendes hinweisen. Bei unserer sehr detaillierten Analyse 
sind wir zu dem Ergebnis gekommen: Es gibt einen Stadt-Land-Unterschied; das 
weiß man aber auch aus der Alltagsempirie. In großen Städten ist das ehrenamtliche 
Engagement immer geringer; das lässt sich auch ohne Weiteres belegen. Es gibt 
auch regionale Zusammenhänge. Es gibt Traditionen bürgerschaftlichen Enga-
gements. Aber innerhalb von regionalen Zusammenhängen gibt es keine belegba-ren 
Unterschiede zwischen Gemeinden verschiedener Größenklassen. Hier schei-nen 
mir also doch keine wirklich klaren Kausalitäten belegbar zu sein, sodass dies ein 
Punkt ist, den man sicher in Rechnung stellen muss, der aber jedenfalls empi-risch 
nicht ohne weiteres tatsächlich sattelfest ist. 
 
Vorsitzender: 
 
Herzlichen Dank für den interessanten Vortrag. Jetzt kommen wir zur Fragerunde der 
Mitglieder. 
 
Abgeordneter Schippel (SPD): 
 
Ich möchte an das Letzte anschließen. Es wurde gesagt, dass in Mecklenburg-
Vorpommern aufgrund von Flächengrößen usw. das ehrenamtliche Engagement in 
den Kommunen, speziell in den Kreistagen, nachlässt. Wäre es gegebenenfalls ein 
Ausweg, um dieser Befürchtung zu begegnen, die Anzahl der Ehrenamtlichen dort zu 
erhöhen und Wahlkreise entsprechend zuzuschneiden? Denn mir ist letztlich der Eh-
renamtliche von den Kosten her noch zehnmal lieber als ein Verwaltungsangestellter 
oder Beamter, den ich schließlich noch in der Altersversorgung alimentieren muss. 
Könnte man über einen solchen Weg diese Befürchtungen zerstreuen? 
 
Abgeordnete Nonnemacher (GRÜNE/B90): 
 
Ich könnte noch eine Menge zum Thema direkte Demokratie sagen; das haben wir 
hier lange diskutiert. Ich lasse das angesichts der Zeit sein. 
 
Ich habe drei konkrete Fragen. Erstens: Warum, glauben Sie, ist Brandenburg so 
deutlich das Schlusslicht beim ehrenamtlichen Engagement? Gibt es Ihrer Meinung 
dazu irgendwelche Kriterien? 
 
Zweitens hätte ich gern gewusst, was für eine Kompetenz in der von Ihnen erwähn-
ten Stabstelle zur Beratung bei Beteiligungsverfahren in Baden-Württemberg gebün-
delt wird. Könnte das für uns Vorbildcharakter haben? Empfehlen Sie, dass wir das 
übernehmen? 
 
Drittens: Wie stehen Sie dazu, dass oft die Bürgerbeteiligung bei Planfeststellungs-
verfahren, bei B-Plänen eine sehr formale Beteiligung ist? Ich stelle mir vor, wie oft 
wir im Kommunalparlament dann sagen: All die Einwendungen haben wir „weggewo-
gen“, wie es direkt heißt. Wie kann man das Ihrer Meinung nach mit mehr Leben fül-
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len? 
 
Herr Prof. Dr. Gebhardt: 
 
Eine Frage zu dem, was Sie gegen Ende Ihres Vortrags erwähnt haben: Ich würde 
Herrn Hesse fragen, wenn er denn hier wäre, aber Sie haben ja auch das Hesse-
Gutachten kurz erwähnt. Herr Hesse hat eine Fusionsrendite berechnet oder zu be-
rechnen versucht. Die Frage zielt dahin: Wie haben Sie diese Berechnung verstan-
den, gerade auch hinsichtlich dessen, was man möglicherweise durch die Reduzie-
rung der Anzahl der Landkreise auf die Hälfte erzielen kann? Die Zahl, die mir für 
Schleswig-Holstein im Hinterkopf herumspukt, liegt in einer Größenordnung von etwa 
20 Millionen Euro per anno. 
 
Herr Prof. Dr. Ziekow: 
 
Wir haben gerade in Thüringen diskutiert, wie es mit dem Verhältnis Zahl der Ehren-
amtlichen zur vertretenen Bevölkerung bei der Frage Größenverhältnisse kommuna-
ler Einheiten aussieht. Ich glaube, man muss zwei Sachen unterscheiden. Was Sie 
gesagt haben, ist absolut richtig, soweit es die Repräsentativität betrifft. Wenn Sie 
den Anteil der Ehrenamtler erhöhen, wird die Vertretung im Grunde dichter, weil sich 
die Vertretungsrelation ändert. Ich möchte nur auf Folgendes hinweisen: Wir haben 
im Grunde etwas umgekehrt argumentiert. Wir haben argumentiert: Wenn die gleich-
bleibende Zahl von Ehrenamtlern eine größere Bevölkerung beispielsweise nach ei-
ner Fusion von Landkreisen vertritt, ist das gerade unter dem Gesichtspunkt Füh-
rungsnachwuchs der Parteien möglicherweise sogar das attraktivere Amt, weil sich 
dadurch Personen, die sich insbesondere für politische Gestaltung interessieren, 
mehr angesprochen fühlen. Also ist das wieder einer der Punkte, wo es in der Tat 
sowohl für die eine wie für die andere Sichtweise gute Argumente gibt, wo es lei-
der - Hessen hin und Hessen her - keinerlei Empirie gibt. 
 
Ein zweiter Punkt ist aber der, der jedenfalls in Mecklenburg-Vorpommern die große 
Rolle spielte. Das betraf nicht so sehr das Repräsentativitätsverhältnis, sondern die 
schlichte Teilnahmemöglichkeit durch zu große räumliche Entfernungen. Auf Kreis-
ebene können Sie dieses Problem nicht lösen; denn Sie müssten dazu bestimmte 
Regionen, bestimmte Sitze quotieren. Dann könnte man es mit Ihrem Modell einer 
Erhöhung des Anteils Ehrenamtlicher lösen. Ich fürchte bloß, Sie würden kommunal-
verfassungsrechtlich in Probleme der Gleichheit der Wahl kommen, wenn Sie Regio-
nen quotieren. Das heißt, dieses Problem der räumlichen Entfernung werden Sie 
schwer lösen können. Hier war eben die Überlegung, wenn Sie das Amt von der Ge-
wichtigkeit her attraktiver machen, dass dann möglicherweise das Entfernungsargu-
ment der Teilnahme etwas zurücktritt, für uns jedenfalls eines. Aber auch hier fehlt 
es, muss man ehrlicherweise sagen, an belastbaren Daten. 
 
Zu Ihrer Frage, warum Brandenburg Schlusslicht ist: Ich bin zu lange weg aus dem 
Raum Berlin-Brandenburg, um das wirklich beurteilen zu können. Das ist ganz 
schwer zu sagen. Was auffällt, ist natürlich, dass es erstens das Übliche gibt. Es gibt 
ein klares Ost-West-Gefälle, und es gibt das übliche Nord-Süd-Gefälle. Also, die ost-
deutschen Bundesländer liegen beim bürgerschaftlichen Engagement hinten: mit ei-
ner Spannbreite von ungefähr 5 %. Vorn liegen im Grunde die klassischen Länder 
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des Bürgertums: Rheinland-Pfalz, Baden-Württemberg und Bayern mit knapp 40 %. 
Das hat zum größten Teil traditionelle Gründe, und es hat wahrscheinlich - aber dazu 
muss man sehr gründliche bevölkerungspolitische Studien machen - auch etwas mit 
der Verteilung der Bevölkerung zu tun. In Brandenburg mag es, wenn man den Ge-
sichtspunkt Stadt-Land einbezieht, einfach mit dem Speckgürtel-Effekt zu tun haben: 
bei einer nicht geringen Zahl von Personen eine relativ starke Ausrichtung auf die 
Zentren und dadurch eine von vornherein geringere Beteiligungswahrscheinlichkeit. 
Man müsste aber sehr genau in die Stadt-Land-Verteilung der Bevölkerung hineinge-
hen, um das einmal anzusehen. Es gibt Erklärungen, warum Brandenburg so sein 
könnte. Ein Land wie Rheinland-Pfalz ist von der regionalen Siedlungsstruktur fast 
genauso aufgestellt. Auch da hat die größte Stadt 200 000 Einwohner; eine größere 
gibt es dort nicht. Es gibt natürlich große Industrien, die haben aber nichts mit bür-
gerschaftlichem Engagement zu tun. Also auch mit sozialen Verteilungsstudien be-
kommen Sie diese Frage nicht ohne Weiteres beantwortet. 
 
Weiterer Punkt: Die Stabstelle hat vor allen Dingen die Funktion, Wissen zu bündeln, 
also: Wie führe ich Konfliktanalysen durch? Wie kommuniziere ich - früher hätte man 
gesagt „herrschaftsfrei“ -, also wie führe ich einen Diskurs auf Augenhöhe durch, wo 
auch schon die Sitzordnung und die Atmosphäre stimmen usw.? Das heißt, es ist 
eine relativ kleine Einheit. Wenn man mit den Kollegen dort spricht, stellt man fest, 
dass sie an der Grenze der Leistungsfähigkeit sind. Aber sie fahren wirklich übers 
Land, werden angefordert und schulen die Leute. Sie sagen, was man hier und was 
man dort machen könnte, wie man an einen Konflikt herangeht. Bei einer Konflik-
tanalyse muss man erst einmal die Akteursstruktur kennenlernen. Man muss sehen, 
was möglicherweise die kritischen Punkte sind, wer die wichtigsten Spieler dort sind, 
ob es Einzelakteure, Bürgerinitiativen, Verbände usw. sind. Also: Wie ist das Kom-
munikationsverhalten? Das kann man nicht. Normale Behördenmitarbeiterinnen 
und -mitarbeiter werden dafür nicht geschult; das ist auch nicht ihre Aufgabe. Dieses 
Wissen zu transportieren ist die Aufgabe; das halte ich für ein absolutes Vorbild, das 
muss man wirklich sagen, nicht nur als Service für die Bürgerinnen und Bürger, son-
dern auch als Service für die Verwaltung, um sie nicht allein zu lassen mit den stei-
genden politischen Anforderungen. 
 
Bürgerbeteiligung, Planfeststellung, Bebauungsplanverfahren - sehr formale Beteili-
gungen: Dazu kann man nur sagen, das hängt davon ab, wie man Bürgerbeteiligun-
gen durchführt. Ich habe mit 40 Anhörungsbehörden für Planfeststellungsverfahren 
bundesweit Interviews durchgeführt. Das wird unterschiedlich gemacht. Da gibt es 
den kleinen König, der sagt: Ich haue auf den Tisch, und dann ist der Erörterungs-
termin durch! - Der andere sagt: Ich nehme mir eine Woche Zeit, wir reden über al-
les, auch wenn es gar nicht auf der Tagesordnung ist, und mir ist wichtig, dass die 
Leute hinterher mit dem, was besprochen worden ist, zufrieden sind. - Da kann auch 
so eine Stabstelle durchaus eine etwas vereinheitlichende Wirkung der Standards 
haben. 
 
Ein Punkt ist einfach - den muss man sehen -: Bürgerbeteiligung tut weh, wenn man 
es ernst macht. Ich war neulich zu einer Podiumsdiskussion der Atomwirtschaft ein-
geladen. Dabei ging es um den Gesetzentwurf der Bundesregierung zur Endlagersu-
che, wo es eine Bürgerbeteiligung bei der Festlegung der Kriterien für ein Endlager 
geben soll, also bei etwas, über das sich die Experten seit 30 Jahren streiten. Daran 
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beteiligt sich keiner, außer vielleicht aus Gorleben. Sie können aber sehr wohl eine 
Beteiligung erreichen - ich nenne das immer „Beteiligungseskalation“ -, um bei dem 
Endlagerbeispiel zu bleiben: Es gibt nach meiner Kenntnis drei, vier oder fünf Endla-
gerungsmöglichkeiten in Deutschland. Wenn Sie an diese Standorte gehen und sa-
gen: „Freunde, bei euch könnte möglicherweise ein Endlager hinkommen“, was mei-
nen Sie, was Sie für eine Beteiligung haben! Die Bürger beteiligen sich sofort. Es ist 
nur eine Frage, ob Sie es wirklich wollen oder ob Sie Bürgerbeteiligung nur im Ge-
setz stehen haben. 
 
Wir arbeiten bei den Höchstspannungsleitungen sehr eng mit der Bundesnetzagentur 
zusammen, und diese macht es jetzt so. Wir haben lange mit ihr genau über diese 
Punkte gesprochen. Sie sieht das Problem. Ich weiß nicht, ob Sie das Netzausbau-
beschleunigungsgesetz kennen. Darin ist eine gestufte Bürgerbeteiligung vorgese-
hen. Bisher ist es so, dass bei der Szenarioplanung die Bürgerbeteiligung sehr gering 
ist. Das ist klar, denn das versteht keiner. Die Politik findet das wunderbar und meint, 
es seien alle damit einverstanden. Aber der Bundesnetzagentur ist klar, dass das 
nicht so ist, sondern es knallt nachher im Planfeststellungsverfahren. Weil sie das 
sieht, ist sie so klug, genau das zu machen, was wir vorschlagen, nämlich eine Betei-
ligungseskalation. Sie fährt jetzt nämlich deutschlandweit in die Landkreise und 
macht dort Bürgerversammlungen, was rechtlich nirgendwo vorgesehen ist, und sagt: 
„Bei euch kommen wahrscheinlich die Höchstspannungsleitungen hin, was sagt ihr 
denn dazu?“, um das möglichst früh abzufangen. Aber man muss es schon wissen 
wollen, dann bekommt man auch eine Antwort. Wenn man es nicht wissen will, be-
kommt man auch eine Antwort, aber eine, die dann anders verpackt ist. 
 
Herr Gebhardt, das Stichwort Fusionsrendite ist ein klasse Punkt. Die Behauptung, 
die Fusionsrendite stelle sich ein, ist Sterndeuterei. Wenn man über Merger spricht, 
also die Zusammenlegung von kommunalen Einheiten, muss man zwei Sachen aus-
einanderhalten. Man muss die quantitativen Gesichtspunkte - das ist die Fusionsren-
dite - und die qualitativen Gesichtspunkte auseinanderhalten. Bei Fusionsrenditen, 
die bezifferbar sind, nach Personalplänen zu gehen, das ist ein bisschen „Prinzip 
Hoffnung“. Das kann man machen. Zu sagen: „Ich habe jetzt zwei Landkreise, da 
waren jeweils drei Personen; wenn ich sie zusammentue, ist es zwar ein bisschen 
größer, aber dann brauche ich nicht sechs, sondern nur vier“, da wäre ich sehr vor-
sichtig. Das kann man so nicht sagen, ganz einfach, weil auch Personalwirtschaft 
bestimmte Eigenlogiken hat, die sich in der Praxis entwickeln. Mir ist besonders wich-
tig, dass man vor allen Dingen auch auf die qualitativen Gesichtspunkte achtet, Ge-
sichtspunkte wie: Was brauche ich für Größeneinheiten? Um bei diesem Beispiel zu 
bleiben. Das hat mit Bürgerbeteiligung nur am Rande zu tun, aber Sie haben mich 
dahin gedrängt. Ein Gesichtspunkt ist also: Was brauche ich für Einheiten, die bei-
spielsweise vom Stellenkegel her Personal attrahieren können und auch bei den Auf-
stiegschancen so attraktiv sind, dass Sie in der Lage sind, diese Aufgaben zu erfül-
len? Es reicht nicht, einen Ingenieur in TVL 13 einzustufen, der keinerlei Aufstiegs-
möglichkeiten bis TVL 15 hat; denn diese Möglichkeit haben Sie einfach nicht im 
Stellenplan. Den kriegen Sie nicht. Wenn Sie aber eine größere Einheit haben, be-
kommen Sie auch bessere Leute.  
 
Diese Gesichtspunkte muss man also auch einbeziehen. Die reinen Fusionsrenditen 
prozentual zu beziffern - das machen auch die Rechnungshöfe - halte ich aber als 
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alleinige Aussage für nicht ausreichend. Man muss es berechnen, sicherlich, man 
kann aber nicht sagen: Wenn man zwei zusammenlegt, braucht man nur noch halb 
so viel. Das ist eine Milchmädchenrechnung. 
 
Vorsitzender: 
 
Gibt es weitere Fragen? 
 
Abgeordneter Dr. Scharfenberg (DIE LINKE): 
 
Könnten wir noch etwas zu Erfahrungen mit den gestaffelten Quoren bei Bürgerbe-
gehren darlegen? 
 
Abgeordneter Schippel (SPD): 
 
Ich habe noch eine Frage in dem Zusammenhang, den Sie erwähnten, dass zumin-
dest in den Ballungsgebieten oder in den Städten das ehrenamtliche Engagement 
geringer ist als anderswo. Wenn ich mir das vor dem Szenario ausmale, dass in 
Brandenburg künftig etwa zwei Drittel der Bevölkerung innerhalb und ein Drittel au-
ßerhalb des Autobahnrings leben werden, und wenn ich mir darunter noch die 80-
Jährigen vorstelle - wir sind gerade dabei, Kriterien zu suchen, wie wir in Zukunft be-
stimmte Dinge handhaben wollen -, dann wird mir angst und bange. Wenn ich die 
politischen Appelle an das Ehrenamt so betrachte, dann wird es richtig schwierig. 
Dann müsste es gegebenenfalls eine Aufgabe auch von Wissenschaftlern oder einer 
solchen Enquete-Kommission sein, zu sagen, wo denn dort neue Aufgaben sind, die 
staatlicherseits erledigt werden müssen, wo man nicht auf ehrenamtliches Engage-
ment setzen kann. 
 
Herr Böttcher: 
 
Herr Professor Ziekow, Sie haben eine Reihe von Fragen, die ich Ihnen auch aufge-
schrieben hatte, schon in Ihrem Vortrag mit beantwortet. Nichtsdestotrotz möchte ich 
noch praktische Dinge hinterfragen. Beispielsweise wird beim Verein „Mehr Demo-
kratie e. V.“ immer gepredigt, dies bis hin zur Abschaffung von Quoren immer sehr 
niedrig anzusetzen. Ist das nicht auch ein Problem dahingehend, dass damit - das 
beobachtet man in Deutschland und auch in Brandenburg zunehmend - interessen-
geleitete Lobbyismusgruppen hier ein Übergewicht bekommen könnten und dass es 
auch ein Problemfaktor für die repräsentative Demokratie ist? 
 
Zweiter Ansatzpunkt - das ist mehr eine Bemerkung als eine Frage, aber vielleicht 
haben Sie diese Erfahrung auch anderswo gemacht -: Wir werden nach wie vor da-
mit gefüttert, dass mehr als zwei Drittel der Bevölkerung für die Energiewende sind. 
Aber es passiert das, was Sie geschildert haben: Wenn das Problem, der Propeller 
des Windrads zum Beispiel, der eigenen Haustür näherkommt, dann ist es genau 
umgekehrt. Man hat auch bisher noch nicht die richtigen Instrumente gefunden. Bei-
spielsweise findet eine lokale Wertschöpfung bei der Energiewende nicht statt. Das 
erzeugt natürlich auch bei den Lokalpolitikern Missstimmung oder schafft keine Ak-
zeptanz, weil ich den Leuten nicht einmal anbieten kann: Im Gegenzug dafür spru-
deln bei uns die Gewerbesteuern - es gibt nämlich so gut wie keine -, und wir können 
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dann für die Bevölkerung etwas tun. Haben Sie das anderswo auch schon erleben 
können? 
 
Herr Prof. Dr. Ziekow: 
 
Zu Erfahrungen mit gestaffelten Quoren: Auch da ist die Wahrheit sehr schwierig. Es 
gibt gegenläufige Regelungen. Rheinland-Pfalz hat die Regelung: Je kleiner die Ge-
meinde, desto niedriger das Quorum. Bayern und Nordrhein-Westfalen regeln es ge-
nau umgekehrt. Daraus sehen Sie bereits, wie schwierig die Bewertung ist, was gut 
und sinnvoll ist. Eine wirklich belegbare empirische Erfahrung, die genauso beim 
bürgerschaftlichen Engagement wiederkommt, ist, dass die Identifikation mit lokalen 
Interessen natürlich in kleinen Gemeinden höher und schneller zu erzielen ist. Sie 
können beispielsweise als Bürgerinitiative in einer kleinen Gemeinde eine höhere 
Aktivierung erreichen als in einer Großstadt. Darum - ich möchte jetzt nicht gegen 
mein Herkunftsland reden - verstehe ich die rheinland-pfälzische Regelung schlicht-
weg nicht, denn sie widerspricht aller empirischen Erfahrungen und Belegbarkeit. 
Auch da kenne ich keine wirklich ausdifferenzierten Auswertungen, die sagen: Was 
haben diese Regelungen im Vergleich zu den früheren Regelungen verändert? In 
Nordrhein-Westfalen wäre es ja machbar, da ist diese Quotierung ja ziemlich neu 
geregelt.  
 
Inwieweit das zu Veränderungen geführt hat, insbesondere gerechnet auf die unter-
schiedlichen Größenklassen, das wäre im Grunde genommen zu prüfen, um das si-
cher belegen zu können. Klar ist: Sie erhöhen die Chancen für direkte Demokratie in 
größeren Einheiten. Das ist das, was Sie damit erreichen. Ob das jetzt tatsächlich zu 
einer Zunahme führt, dazu kenne ich keine Zahlen einer Auswertung. 
 
Städte und ehrenamtliches Engagement, darauf bezog sich Ihre Frage, Herr Schip-
pel. Das ist wieder der Identifikationsfaktor. Aber ich will auch da nur sagen: Die em-
pirische Wirklichkeit - ich will jetzt nicht als Wissenschaftler die Welt überkomplex 
machen, aber es ist leider so - hängt leider auch mit ganz banalen Sachen zusam-
men. Die Frage ist: Haben Sie eine freiwillige Feuerwehr oder eine Berufsfeuerwehr? 
In südwestdeutschen Ländern ist ein großer Teil des ehrenamtlichen Engagements 
die freiwillige Feuerwehr, weil es teilweise auch das Einzige ist, was es überhaupt 
noch in den Dörfern gibt. Da werden die Feste organisiert usw. Manchmal ist die Welt 
vergleichsweise banal und hat in Wirklichkeit gar nichts mit dem ehrenamtlichen En-
gagement zu tun. Ein Punkt ist natürlich, dass man nicht in allen, aber in den meisten 
größeren Städten Berufsfeuerwehren hat, sodass das schon einmal entfällt. Ansons-
ten, würde ich auch meinen, hängt das nicht unbedingt mit der Frage zusammen, wie 
Stadtgrenzen gezogen sind, sondern wie die Struktur innerhalb der Stadtgrenzen ist. 
Sicher müssen Sie eine Stadt wie Berlin herausnehmen. Wenn Sie andere Städte 
nehmen, die sich beispielsweise aus vielen eingemeindeten Teilen zusammensetzen, 
dann sieht das völlig anders aus, weil Sie eine relativ hohe Identifikation in diesen 
Ortschaftsteilen haben. Da muss man auch sehr genau hingucken. Größe sagt nicht 
alles, aber der Speckgürtel-Effekt, den Sie genannt haben, führt möglicherweise zu 
einer geringeren Identifikation. Ich will aber auch nur sagen „möglicherweise“. Es ist 
eine spannende Studie, ob das nicht genau das Gegenteil erzeugt nach dem Mot-
to - ich darf das vielleicht als Berliner sagen -: Am Tag arbeite ich im Moloch, und 
wenn ich nach Hause komme, kümmere ich mich aber um mein schönes kleines 
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Brandenburger Dorf. - Es kann also genau den umgekehrten Effekt haben. 
 
Was die Engagementpolitik betrifft, stimme ich Ihnen völlig zu: Das ist eine Justie-
rung, die man treffen muss zwischen zivilgesellschaftlichen und staatlichen Aufga-
ben. Die macht sich aber nicht allein. Die berühmte Zivilgesellschaft ist nicht immer 
so ganz organisationsfähig. Man spricht in der internationalen Diskussion, nicht nur in 
der Forschung, von „citizen engagement“, wobei das Wort „engagement“ nichts mit 
unserem Engagement zu tun hat, sondern das heißt „engagiert werden“. Das ist das 
staatliche Tätigwerden für das Engagement der Bürgerinnen und Bürger, was in de-
veloping countries selbstverständlich ist. Da gibt es keine Zivilgesellschaften. Wenn 
das nicht als staatlicher Impuls organisiert wird, dann funktioniert das auch nicht. Ich 
möchte nur darauf hinweisen, dass Länder wie Rheinland-Pfalz seit vielen, vielen 
Jahren eine auch bundesweit von der personellen Besetzung hochangesehene Leit-
stelle Bürgerengagement haben, die sich einfach im Land überall darum kümmert 
und übers Land fährt, um diese Sachen anzuschieben. Da ist in der Tat die Frage: 
Was will ich in der Aufgabenverteilung haben? 
 
Das ist natürlich, Herr Böttcher, ein klassisches Problem: Wie verhält es sich mit der 
repräsentativen Demokratie und der direkten Demokratie? Alle empirischen Studien 
sagen, dass man sehr, sehr genau hingucken muss. Erst einmal wissen wir: Die Gut-
ausgebildeten, die Informierten, die sowieso überall dabei sind, beteiligen sich weit 
überproportional. Es kommen organisierbare Interessen mehr zu Wort; in allen Betei-
ligungsprozessen treten immer Bürgerinitiativen, Verbände auf, ganz selten Einzel-
personen. Das ist einer der Punkte, wo wirklich Wunschdenken in eine ganz falsche 
Richtung geht: zu Bürgerbeteiligung in E-Government-Lösungen. Dort ist es eigent-
lich noch schlimmer, weil sie dort schon eine Selektion durch die Fähigkeit haben, 
überhaupt mit Internet umzugehen. Das ist etwas anderes, als bei Pro 7 ein Online-
Spiel zu spielen. Wenn Sie sich einmal einen etwas komplizierteren Beteiligungsblog 
ansehen, werden Sie feststellen: Man muss schon etwas länger vor dem Bildschirm 
sitzen und etwas nachdenken, um sich zu beteiligen. Das führt also zu einer noch 
größeren Spreizung bei den Online-Beteiligungen. Beteiligung erledigt sich nicht von 
selbst. Wenn Sie sicherstellen wollen, dass sich auch die Bevölkerungsgruppen, die 
sich vielleicht beteiligen sollten, es aber nicht von sich aus tun, beteiligen, wozu ich 
dringend raten würde, müssen Sie über andere Formate nachdenken. Natürlich gibt 
es diese, aber die müssen Sie ebenfalls organisieren; das kommt nicht von allein.  
 
„Energiewende und Bürgerbeteiligung“, das ist ein wundervolles Thema. Ich sagte 
schon: Die Bundesnetzagentur macht es richtig. Ansonsten bin ich gerade mit dem 
Thema „Energiewende und Bürgerbeteiligung“ viel unterwegs und höre dauernd: 
Was soll denn die Bürgerbeteiligung? Wir sind doch die Guten, wir sind doch für das 
Richtige, wir wollen doch die Energiewende. - Ich fürchte, das wird ein ganz schlim-
mes Erwachen geben. Denn bei der Energiewende gibt es wie immer das Problem: 
Ich habe gern Windräder, aber nicht in meinem Backyard, sondern ganz woan-
ders. - Diesen Punkt bearbeiten wir gerade für das Umweltbundesamt: Wie erzeuge 
ich mehr Gewinner als Verlierer, beispielsweise bei Biogasanlagen, bei Windkraftan-
lagen? Der eine Bauer verkauft sein Feld teuer für die Windkraftanlage, und der an-
dere hat die Schlagschatten. Das ist das bekannte Problem. Das ist genau das, wo-
rum man sich kümmern muss. Zum Beispiel in dem Mediationsverfahren, das ich 
jetzt in der Endphase noch leite. Bei der Tiefengeothermie ging es genau um die 
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Frage: Wie erzeuge ich Vorteile für die Gemeinde? Einer der wichtigen Punkte, zu 
dem sich die Unternehmen dann freiwillig verpflichtet haben, war: Sie nutzen die Tie-
fengeothermie, also das Tiefenwarmwasser, nicht nur für die Energieerzeugung, also 
für kommerzielle Effekte, sondern nutzen auch das Abwasser und stellen es kosten-
los den Gemeinden für Fernwärme oder für die Beheizung völlig defizitärer kommu-
naler Schwimmbäder zur Verfügung. So können Sie beispielsweise Akzeptanz und 
einen Mehrwert von Energiewendevorhaben für die entsprechenden Kommunen 
schaffen. Man muss es bloß sagen; das macht kein Unternehmen von allein. Das 
kostet ja auch zusätzliches Geld. 
 
Vorsitzender: 
 
Ich würde gern zwei Fragen stellen. Zum einen: Wir hatten bereits zwei Experten in 
der Anhörung, die darauf hinwiesen, dass man bei übergroß empfundenen Verwal-
tungsstrukturen eher Frustrationskosten erzeugt, weil bürgerschaftliches Engage-
ment zurückgeht. Es ist nicht spezifiziert worden für ehrenamtliche Tätigkeit, sondern 
es ging allgemein um die Bereitschaft, unter anderem so simple Dinge wie Straßen-
reinigung oder Laubentsorgung zu übernehmen. Wenn ich Sie richtig verstanden ha-
be, können Sie einen solchen Effekt für ehrenamtliches Engagement nicht erkennen. 
Ich würde Sie darum bitten, das noch einmal konkret auszudrücken. 
 
Zum anderen komme ich zum aktuellen Konflikt. Gegebenenfalls könnte es einen 
Landtag geben, der direkte Demokratie ernst nimmt und in der Situation ist, dass mit 
entsprechenden Quoren etwas beschlossen wird, wo diejenigen, die abgestimmt ha-
ben, etwas wollen, was aber mit dem beschlossenen Text nicht erreichbar ist. Wie 
geht man mit einem solchen Konflikt um? 
 
 (Prof. Dr. Ziekow: Können Sie den Konflikt noch einmal konkretisieren?) 
 
Es gibt ein Volksbegehren. Ich spreche jetzt aber nicht für die Kommission oder für 
den Landtag, sondern wirklich nur für mich selbst. Ich habe den Eindruck: Es gibt ein 
erfolgreiches Volksbegehren im Land Brandenburg; zum ersten Mal ist das Quorum 
deutlich erreicht worden. Die Menschen, die unterschrieben haben, wollten ein 
Nachtflugverbot an einem Flughafen, den es noch gar nicht gibt, an dem noch lange 
gebaut wird. Das soll aber länger laufen als das, was bis jetzt planfestgestellt ist. 
Aber mit dem Text, der beschlossen wurde, lässt sich das nicht erreichen. Wie geht 
man mit einem solchen Konflikt um? Gibt es dafür Beispiele? Sie haben das offen-
sichtlich bundesweit im Blick wie niemand sonst. Das würde mich interessieren. 
 
Herr Prof. Dr. Ziekow: 
 
Zu den Frustrationskosten: Ich bin jetzt einmal etwas vorsichtig, denn ich weiß ers-
tens nicht, wer es gesagt hat, und zweitens auf welcher Grundlage, ob es gefühlte 
Empirie war oder ob es eine empirisch ausgewertete Grundlage dafür gibt. Warum 
jetzt, um bei Ihrem Beispiel zu bleiben - ich hake mich mal da ein, ich bitte um Nach-
sicht -, der Zusammenschluss von mehreren Gemeinden dazu führen soll, dass man 
kein Laub mehr fegen will, das verstehe ich nicht, das wird mir auch niemand nahe-
bringen können. Das funktioniert einfach nicht. Das ist die eine Seite. Die andere Sei-
te, um das andere Extrem einmal auszuloten, wo wahrscheinlich wirklich Frustrati-
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onskosten entstehen würden, wäre die, wenn Sie kleinräumige, sehr gut funktionie-
rende kommunale Strukturen mit einer hohen lokalen Identität komplett sozusagen 
kastrieren, ihrer sämtlichen Funktionen berauben würden, ihrer Kindergärten bei-
spielsweise. In Rheinland-Pfalz haben auch Orte mit weniger als 800 Einwohnern 
nach wie vor einen eigenen Kindergarten; das ist Kern der sozialen Infrastruktur. 
Wenn Sie denen diesen wegnehmen und diese Orte im Grunde reine Schlafdörfer 
werden, dann würde das sicherlich zu einem Rückzug der Bevölkerung führen. Wenn 
Sie denen auch noch den ehrenamtlichen Ortsbürgermeister und den eigenen Ge-
meinderat wegnehmen, also nicht einmal mehr eine Ortschaftsvertretung haben, gibt 
es auch nichts mehr, mit dem man sich identifizieren kann. Aber es hängt wie immer 
davon ab, wie man es macht.  
 
Dass das Zusammenlegen von Einheiten dazu führt, dass bürgerschaftliches Enga-
gement zurückgeht - ich drücke mich vorsichtig aus -, dafür kenne ich keine Belege. 
Unsere eigenen Studien sagen, dass das definitiv nicht belegbar ist. Man muss aber 
die Rahmenumstände sehen. Aber ich nehme einmal an, über die Rahmenumstände 
diskutieren Sie sehr intensiv: Welche sind es, die dazu führen könnten? 
 
Zum Thema Volksbegehren, Flughäfen u. a.: Ich hatte sowohl für Frankfurt als auch 
für Berlin schon mehrfach Gelegenheit zu Gutachten. Deshalb drücke ich mich etwas 
vorsichtig aus. Ob man mit dem Volksbegehren, das hier gelaufen ist, überhaupt je-
mals das angestrebte Ziel erreichen kann, ist eine andere Frage. Auch hier bewegen 
wir uns in dem bundesrechtlich geregelten Verfahren; das muss man einfach einmal 
sehen. Ich kann mich jetzt nur allgemein ausdrücken. Dass Sie Volksbegehren und 
Bürgerbegehren haben, die auf Sachen gerichtet sind, die Sie damit nicht erreichen 
können, das ist tägliche Praxis, völlig klar. Über sinnlose Dinge abzustimmen, das 
kann man niemandem verbieten. Warum sollte man es auch tun? Nur zieht - das ist 
die Kehrseite - ein erfolgreiches Volksbegehren einen Volksentscheid nach sich, und 
der kostet einiges. Wenn definitiv von vornherein klar ist, dass dieser Volksent-
scheid - ich möchte mich nicht zu diesem Beispiel äußern, das müsste ich mir noch 
einmal genauer anschauen -, ebenso ein Bürgerentscheid auf kommunaler Ebene, 
niemals das angegebene Ziel wird erreichen können, und zwar entweder aus rechtli-
chen oder aus faktischen Gründen, dann halte ich ihn für unzulässig; denn aus recht-
lichen Gründen ist er unzulässig nach allen Regelungen und aus faktischen Gründen. 
Wenn er, wie Sie gesagt haben, möglicherweise aus der zeitlichen Staffelung heraus 
definitiv nicht erreichbar ist - da würde ich die Hürde relativ hoch anlegen -, halte ich 
ihn für unzulässig. Aber ich kenne die Situation nicht genau und weiß auch nicht ge-
nau, ob das eine Antwort auf Ihre Frage ist. 
 
Vorsitzender: 
 
Die Frage ist ja schon schlicht: Wer stellt denn verbindlich fest, dass etwas unzuläs-
sig ist? Ich möchte Sie da auch nicht zitieren. Die Frage ist: Wenn ein Volksentscheid 
durchgeführt wird - wir müssen nicht bei einem konkreten Beispiel bleiben -, und es 
ist formal zulässig, aber dieses Ziel lässt sich einfach nicht umsetzen, wie geht man 
in einer repräsentativen Demokratie dann mit diesem Konflikt um? Eine relevante 
Gruppe - ich bin noch nicht einmal bei Lobbyfragen, sondern bei einer relevanten 
Gruppe - hat etwas entschieden, was so nicht machbar ist. Dann steht man so da, 
als würde man plötzlich direkte Demokratie doch nicht ernst nehmen. Moderiert man 



Landtag Brandenburg P-EK2 5/17 S. 57 

Enquete-Kommission 5/2  18.01.2013 
17. Sitzung  Stenogr. Dienst/du/le 

dann einen solchen Konflikt? 
 
Herr Prof. Dr. Ziekow: 
 
Das ist die Frage: Welche Wirkung wollen Sie mit einem Volksbegehren bzw. Volks-
entscheid erreichen? Es ist völlig klar, dass ein erfolgreicher Volksentscheid in dem 
Sinne „Ich habe eine Abstimmungsmehrheit erzielt“ eine andere politische Symbol-
wirkung oder Initialwirkung hat, als wenn der Volksentscheid nicht durchgeführt wür-
de. Bloß würde ich relativ banal sagen: Ein Volksentscheid heißt „Volksentscheid“, 
weil etwas entschieden werden soll. Es ist keine Volksinitiative. Gerade die Branden-
burger Verfassung hat unterschiedliche Instrumente. Wenn Sie eine Frage auf die 
politische Agenda heben wollen, gibt es dafür das Instrument der Volksinitiative. Ein 
Volksbegehren dient dazu, einen Volksentscheid herbeizuführen. Das heißt, es soll 
eine Frage entschieden werden. Es geht nicht darum, eine Frage, wie groß auch im-
mer diese Mehrheit sein mag, politisch zu artikulieren; denn dafür ist verfassungs-
rechtlich ein anderes Instrument vorgesehen. Wenn das nicht zum Erfolg führt, weil 
die repräsentativ Gewählten die Sache einfach anders sehen, dann ist das einfach in 
der Struktur der Instrumente angelegt. 
 
Vorsitzender: 
 
Vielen Dank. Gibt es weitere Fragen? 
 
Herr Prof. Dr. Gebhardt: 
 
Auf kommunaler Ebene würde dann das entsprechende Begehren oder der Ent-
scheid ja auch beanstandet. Nur fehlt hier die Beanstandungsinstanz. Das ist es im 
Grunde genommen; aber die Wertung, die Herr Ziekow vornimmt, teile ich auch 
ganz.  
 
Mich würde, weil Sie zu den Frustrationskosten etwas gesagt haben, Ihre Erfahrung 
mit dem rheinland-pfälzischen Verbandsgemeindemodell interessieren. Sie sagten, 
man müsse sich dann nicht wundern, wenn man dann den Ortsgemeinden jegliche 
Einrichtungen wegnimmt - was Sie ja auch nicht getan haben. Aber Sie haben im-
merhin die früher auf Ortsgemeindeebene angesiedelten Verwaltungen abgeschafft, 
im Unterschied zu Niedersachsen, haben dann aber dort, wo auf der Ortsgemeinde-
ebene verschiedene Einrichtungen, Kitas u. Ä., versammelt waren, immerhin noch 
einen hauptamtlichen Bürgermeister, dann auch nicht mehr. Aber wie wird dann eine 
Mehrzahl von Einrichtungen auf der Ortsgemeindeebene gewissermaßen admi-
nistriert? 
 
Vorsitzender: 
 
Gibt es weitere Fragen? - Das ist nicht der Fall. Damit schließe ich die Frageliste ab. 
Herr Professor Ziekow, Sie haben jetzt noch einmal Gelegenheit zu antworten. 
 
Herr Prof. Dr. Ziekow: 
 
Das rheinland-pfälzische Modell ist gut da, wo es ist. Und Rheinland-Pfalz ist nicht 
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nur Rheinland-Pfalz: Es gibt eine starke Trennung in den pfälzischen Teil und in den 
früheren preußisch-rheinländischen Teil und auch sehr unterschiedliche Größenklas-
sen. Da muss man sehr vorsichtig sein, was man bewertet. Es funktioniert, weil es 
eben seit einer langen Zeit so ist. Es macht aus meiner Sicht keinen Sinn, Strukturen, 
die anders sind, in das rheinland-pfälzische Muster zu pressen. 
 
Aber wenn man es genau betrachtet, sind die Ortsgemeinden Gemeinden im Sinne 
von Art. 28 des Grundgesetzes. Das sind die Träger der kommunalen Selbstverwal-
tung, von der in der Praxis nichts übrig ist. Sie haben die Planungshoheit in einem 
relativ ausgereizten Planungsraum wie Rheinland-Pfalz. Da können Sie vielleicht 
noch einmal ein Neubaugebiet für fünf Einfamilienhäuser ausweisen; mehr ist da 
nicht, auch primär darum, damit die alten Bauernfamilien noch etwas Land verkaufen 
können. Sie haben eine Finanzhoheit. Wenn Sie sich den Zustand der rheinland-
pfälzischen Kommunen angucken, ist da nicht viel zu „hoheiten“, insbesondere unter 
den Bedingungen der Doppik, die in diesem Bereich verheerend wirkt. Wir haben für 
den Landesrechnungshof den Teil des Kommunalberichts „Einführung der kommuna-
len Doppik“ geschrieben. Ehrenamtler auf Ortsgemeindeebene stürzen in noch grö-
ßere Verzweiflung als andere, wenn sie sich mit dem Doppik’schen Haushalt ausei-
nandersetzen sollen, was aber nichts daran ändert, dass trotz dieser im Grunde völli-
gen Nacktheit der kommunalen Selbstverwaltung die Identifikation extrem hoch ist. 
Die Verwaltung findet auf Verbandsgemeindeebene statt, die aber auch relativ klein-
maßstäblich ist. Das heißt, das sind keine sehr großen Verwaltungseinheiten. Sie 
haben in den Ortsgemeinden nur den ehrenamtlichen Bürgermeister, bei den kleine-
ren nicht einmal mit einer Helferin oder einem Helfer oder anderem Personal. Perso-
nalhoheit betrifft allenfalls den einen Gemeindearbeiter; mehr ist da an sich nicht. 
Aber freiwillige Feuerwehr, Kindergarten und eine Sporthalle reichen eben aus für 
das Gefühl: Wir sind Gemeinde und wählen einen eigenen Gemeinderat, der tatsäch-
lich etwas beschließen kann, sei es auch faktisch nichts, und wählen eine eigene 
Bürgermeisterin oder einen eigenen Bürgermeister. Das ist eine hohe Identifikation; 
lokale Identität wird damit sehr stark hergestellt, aber es kostet auch etwas. Umsonst 
ist es nicht. 
 
Vorsitzender: 
 
Herzlichen Dank. Damit sind wir mit Vortrag und Fragerunde für heute durch. Wir 
freuen uns, dass Sie hier sein konnten. Sie können der öffentlichen Beratung gern 
weiter beiwohnen; aber wir haben auch Verständnis dafür, wenn Sie sich anderen 
Terminen stellen. 
 
In der vergangenen Sitzung haben wir uns darauf verständigt, die ursprünglich vor-
gesehene Beauftragung des Parlamentarischen Beratungsdienstes vorerst auszu-
setzen und nach dem Vortrag, den wir eben gehört haben, erneut zu beraten. Des-
halb haben wir die Beschlussvorlage aus der letzten Sitzung nochmals als Tischvor-
lage ausgegeben (Anlage 11). Ich frage Sie daher, ob Sie zum Thema Bürgerbeteili-
gung weiteren Informationsbedarf haben. Bei der vorgesehenen Beauftragung des 
Parlamentarischen Beratungsdienstes ging es konkret um die in Brandenburg vor-
handenen Mitwirkungs- und Beteiligungsinstrumente.  
 
Zusätzlich möchte ich Ihnen mitteilen, dass das Kommissionssekretariat während 
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unserer Mittagspause bereits Kontakt mit dem Parlamentarischen Beratungsdienst 
zur Beschlussfassung in dem vorhergehenden Tagesordnungspunkt aufnehmen 
konnte. Es ist möglich, dass wir die Stellungnahme zum Thema Wechsel im Aufga-
benverständnis im Land Brandenburg bis zur nächsten Beratung bekommen könn-
ten. Wenn wir das, was jetzt hier in Rede steht, ebenfalls beim Parlamentarischen 
Beratungsdienst begutachten lassen wollen, müssen wir uns entscheiden, was zuerst 
passieren soll.  
 
Herr Böttcher: 
 
Ich möchte noch einmal unterstreichen, dass wir uns diese Zuarbeit machen lassen 
sollten. Denn auch der Vortrag von Herrn Professor Ziekow hat eigentlich noch ein-
mal untersetzt, dass wir sehr genau darauf schauen sollten, welche Instrumente es 
tatsächlich in Brandenburg gibt. Ich wäre sehr froh gewesen, wenn uns Herr Profes-
sor Ziekow dazu eine Synopse an die Wand geworfen hätte, was es wo gibt. Ich ha-
be bisher keine gefunden, zumindest nicht für Brandenburg. Insofern wäre es für uns 
alle vom Verständnis her sehr hilfreich, damit wir nicht irgendetwas beschließen, was 
es entweder schon gibt oder, wie Herr Professor Ziekow gesagt hat, eventuell be-
stimmte Ziele gar nicht erreichen kann und irgendwo ein Pseudoverständnis oder 
eine Erwartungshaltung erweckt wird, der es nicht bedarf. Denn das, was ich aus 
dem Vortrag eben geschlossen habe, ist: Es ersetzt nichts die repräsentative Demo-
kratie, das heißt die Entscheidung, die tatsächlich vor Ort möglich ist. Deshalb würde 
ich das nach wie vor unterstreichen, zumal wir hier kein Fremdgutachten in Auftrag 
geben, das noch zusätzlich Geld kostet, sondern wir nutzen Möglichkeiten, die hier 
im Hause vorhanden sind. 
 
Abgeordneter Dr. Scharfenberg (DIE LINKE): 
 
Ich halte ein solches Gutachten für überflüssig. Ich meine, wir stellen uns selbst ein 
Armutszeugnis aus, wenn wir den Parlamentarischen Beratungsdienst fragen, was 
es denn für Beteiligungsinstrumente hier im Land Brandenburg gibt. Also, ich bitte 
Sie! Ich hätte unter einer Voraussetzung Interesse an einer solchen Darstellung, 
nämlich, dass man eine Vergleichsbetrachtung machen würde, was andere Bundes-
länder angeht. Das müsste aber nicht sofort sein. Ansonsten ist das für mich über-
haupt kein Problem. Selbstverständlich müsste das beauftragt werden, was wir heute 
Vormittag beraten haben. 
 
Herr Prof. Dr. Hönnige: 
 
Ich sehe es auch eher unter dem Punkt, dass dies, wenn man es in einer Synopse 
haben würde, spannend wäre. Es gibt allerdings Literatur dazu, die sozusagen ein-
fach Standard ist. Es gibt von Vatter und Freitag einen dicken Band, der heißt „Die 
Bundesländer im Vergleich“, wo man die kompletten Aspekte des politischen Sys-
tems der Bundesländer in tabellarischen Vergleichen durchgeht. Darunter gibt es 
auch ein Kapitel zu direkter Demokratie. Dort sind all die Verfahren aufgelistet, auch 
die Anwendungshäufigkeiten. Es ist Stand 2009, also vier Jahre alt. Trotzdem hat 
man dadurch eine schnelle Übersicht. Das könnte man als Literatur zur Verfügung 
stellen. Es sind etwa 20 Seiten. Es ist nichts total Bahnbrechendes, es lässt sich aber 
auch relativ flüssig lesen, gerade wenn man Interesse an so etwas hat, was die Zu-
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stimmungsquoren u. Ä. betrifft. Das ist dort relativ gut erklärt. 
 
Vorsitzender: 
 
Das bildet nicht nur die staatliche, sondern auch die kommunale Ebene ab? 
 
Herr Prof. Dr. Hönnige: 
 
Dazu müsste ich noch einmal hineinschauen: Es ist die staatliche Ebene, also die 
Brandenburger Ebene im Vergleich mit den anderen Bundesländern. Es ist nicht der 
kommunale Bereich. Man müsste noch einmal gucken, ob es auch so etwas gibt. 
Aber es ist nicht so, dass das komplett neu wäre. Ich hätte auch erwartet, dass wir 
eine Tabelle zu sehen bekommen. Aber für das Land Brandenburg im Vergleich mit 
den anderen Bundesländern gibt es das. 
 
Herr Dr. Humpert: 
 
Ich würde, wenn die Kapazitäten des Parlamentarischen Beratungsdienstes begrenzt 
sind, dringend dafür plädieren, dass wir uns auf das stürzen, was uns als Nächstes 
vor Augen steht. Das ist das Thema Funktionalreform. Funktionalreform ist der Dreh- 
und Angelpunkt für alles, was wir weiter zu entscheiden haben. In diesem Kontext 
scheint die Frage der Aufgabenbewertung, monistisch oder dualistisch, einen zentra-
len Punkt zu bilden. Es wäre mir schon sehr wichtig, dass wir da Klarheit gewinnen, 
um auf dieser Grundlage weiter diskutieren zu können. Das würde ich als eindeutig 
prioritär bewerten wollen. 
 
Vorsitzender: 
 
Dann wäre das Angebot von dieser Seite des Tisches, dass wir bis zur nächsten Sit-
zung unter diesem Blickwinkel einmal eine Literaturrecherche machen und das beim 
nächsten Mal wieder aufrufen. Wenn die Schwerpunktsetzung ist, erst einmal die 
andere Frage bearbeiten zu lassen, ist das ja auch keine Verzögerung. Dann würden 
wir das bei weiterem Bedarf später in Auftrag geben, aber jetzt die Konzentration 
beim Beratungsdienst auf dem lassen, was wir vorhin besprochen hatten. 
 

(Einverständnis) 
 
Wir schauen noch einmal alles durch beziehungsweise holen uns Rat ein. Es gibt ja 
Bibliotheken, die noch größer sind als die hiesige. Dann werden wir das klären. Bei 
der nächsten Beratung werden wir Sie informieren, auf welchen Stand wir gekommen 
sind. Insofern ist dieser Beschluss jetzt nur zurückgestellt und noch nicht endgültig 
bearbeitet. 
 
Sehen Sie in diesem Tagesordnungspunkt noch Beratungsbedarf? - Das ist nicht der 
Fall. Damit schließe ich Tagesordnungspunkt 5 (neu) und rufe Tagesordnungs-
punkt 6 (neu) auf: 
 

Sachstand zur Vergabe eines Gutachtens zur Evaluation der Zukunftsfä-
higkeit vergangener Reformen, ggf. Beschluss über weiteres Vorgehen  



Landtag Brandenburg P-EK2 5/17 S. 61 

Enquete-Kommission 5/2  18.01.2013 
17. Sitzung  Stenogr. Dienst/du/le 

 
Hierzu liegen vor mein Schreiben vom 13. Dezember 2012 zum Sachstand der Gut-
achtenvergabe (Anlage 12), das Schreiben des Bürgermeisters der Stadt Luckau 
vom 15.01.2013 zur Evaluierung der Gemeindegebietsreform 2003 (Anlage 13), das 
Schreiben von Herrn Böttcher vom 17.01.2013 zur Gutachtenvergabe mit dem Vor-
schlag zur Beauftragung von Prof. Dr. Rosenfeld (Anlage 14), damit verbunden die 
gerade ausgereichte Tischvorlage mit dem ursprünglichen Antrag von Herrn Böttcher 
zur Beauftragung von Herrn Prof. Dr. Rosenfeld vom 12.11.2012 (Anlage 15). 
 
Wie Sie meinem Schreiben entnehmen konnten, konnten uns Herr Professor Franz-
ke und Frau Dr. Büchner entgegen ursprünglichen Zusagen eine Bearbeitung des 
avisierten Gutachtenauftrags nicht mehr in dem gesetzten Zeitrahmen garantieren. 
Außerdem haben Sie ein Schreiben der Stadt Luckau zum Thema Evaluierung ver-
gangener Reformen erhalten, welches wir hiermit formal zu den Unterlagen nehmen. 
Herr Böttcher wiederholt in seinem Schreiben seinen Vorschlag zur Beauftragung 
von Professor Rosenfeld. Herr Böttcher, möchten Sie diesen Vorschlag noch einmal 
begründen? 
 
Herr Böttcher: 
 
Ich glaube, es ergibt sich zwangsläufig aus den Dingen, die uns jetzt zur Kenntnis 
gekommen sind, dass das KWI oder die zu beauftragenden Personen, Herr Profes-
sor Franzke und Frau Dr. Büchner, ihre Zusage zurückgenommen und relativiert ha-
ben. Nur, zur Frage Ortsteilverfassung kann man sich das entsprechende Heft des 
KWI aus dem Schrank nehmen, und das war es denn auch. Dazu brauchen wir kein 
Gutachten für Geld. Aber nichtsdestotrotz gibt es, wie es der Zwischenbericht korrekt 
wiedergibt, ein belastbares Gutachten hinsichtlich auch dieser Gesichtspunkte, die 
ich schon im August 2011, dann auch noch einmal im Zusammenhang mit dem Zwi-
schenbericht und mit diesem Schreiben vom November angesprochen habe, nach 
wie vor nicht. Insofern besteht hier dringend die Notwendigkeit, dies tun zu wollen. 
Das war auch die Absicht, mit der das KWI ins Gespräch gebracht worden ist. Ob es 
nun genauso geworden wäre, wenn es tatsächlich Rosenfeld oder andere durchge-
führt hätten, das sei dahingestellt. Zumindest war es die Zielrichtung, diese Belast-
barkeit herzustellen; und die ist bis jetzt eben nicht gegeben.  
 
Vorsitzender: 
 
Wir haben mit Herrn Professor Rosenfeld bereits im November zur Vorbereitung des 
damaligen Beratungspunkts Kontakt aufgenommen. Die ersten Kostenkalkulationen 
von Herrn Professor Rosenfeld ergaben, dass es ein Gutachten in einem Wertum-
fang werden wird, dass es die Landtagsverwaltung zwingend ausschreiben muss. 
Das heißt, ein Ausschreibungsverfahren von über vier Wochen würde dann vor uns 
liegen. 
 
Abgeordnete Nonnemacher (GRÜNE/B90): 
 
Ich glaube, mich erinnern zu können, dass ich mich schon in der Oktobersitzung sehr 
kritisch gegenüber einem Gutachten in dieser Form geäußert hatte. Ich möchte das 
noch einmal unterstreichen. Wenn sich die Universität Potsdam nicht in der Lage 
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sieht, in der zur Verfügung stehenden Zeit ein solches Gutachten vorzulegen, glaube 
ich auch nicht unbedingt, dass andere wissenschaftliche Einrichtungen da schneller 
sind. Wir sollten uns wirklich in der Kürze der zur Verfügung stehenden Zeit jetzt auf 
Sachen fokussieren, die uns nach vorn bringen, und nicht eine neuerliche Evaluation 
anstreben. Wir haben die Gemeindegebietsreform bei allen unseren Anhörungen mit 
abgefragt. Ich meine, wir haben diesen Punkt ausreichend abgearbeitet. Ich spreche 
mich ganz dezidiert gegen ein solches Gutachten aus. 
 
Herr Prof. Dr. Gebhardt: 
 
Wir sind ja durch die Formulierung des Einsetzungsbeschlusses in einem Dilemma. 
Irgendetwas müssen wir zu dem Auftrag sagen, die Effekte der Gemeindegebietsre-
form zu evaluieren. Aber wie der alte Lateiner so sagt: Impossibilium non est obliga-
tur. Es war eigentlich von Anfang an klar: Auf ein Unmögliches Gerichtetes kann letzt-
lich nicht eingefordert werden. Hier hat der Einsetzungsbeschluss uns ein Problem 
bereitet. Es ist deutlich geworden, dass man letzten Endes eine vernünftige, umfas-
sende Evaluierung all der Wirkungen einer Gebietsreform, die zehn Jahre zurück-
liegt, zum heutigen Zeitpunkt nicht wird leisten können, und zwar ganz unabhängig 
von der Frage, wie viel Zeit man sich dafür nimmt. Deshalb wird auch der Vorschlag 
von Herrn Ludwig wiederholt vorgetragen, dass man unter Umständen eine Längs-
schnittanalyse nach dem Rosenfeld-Muster bei diesem Herrn auch in Auftrag geben 
könnte und sollte, was dann eine teilweise ersetzende Wirkung hätte. Das wäre ge-
nau genommen auch nicht die Evaluierung der Wirkungen der Gemeindegebietsre-
form, sondern es wäre die Frage unter einem sehr ökonomischen Blickwinkel, welche 
Veränderungen durch ein Herangehen an Gebietsstrukturen, an Veränderungen der 
Größenstrukturen sich in ökonomischer Hinsicht einstellen. Ich bin da inzwischen 
einigermaßen leidenschaftslos. Aber ich weise darauf hin, dass Herr Rosenfeld mit 
seiner Truppe bereits ein Gutachten zu den Verhältnissen in Sachsen-Anhalt ge-
macht hat. Das ist oder war zumindest auf der MI-Seite in Sachsen-Anhalt abrufbar; 
ich habe es mir auch heruntergeladen. Ich wage die Prognose, bei allen Unterschie-
den im Detail, dass Herr Rosenfeld, wenn man sich das aufgabentypisch anschaut 
auf die Verhältnisse in Brandenburg, nicht zu wesentlich anderen Ergebnissen ge-
langen kann und wird als in Sachsen-Anhalt. Dann kommt das Beispiel: Wir machen 
den Dienst auf der Straße, freiwillig wird dann der Besen geschwungen im Winter, 
oder bei vergrößerten Strukturen fällt das plötzlich der vergrößerten Gemeinde mit 
der ganzen Kostentragungslast anheim. Selbstverständlich wird es dann auch ähnli-
che Ergebnisse für Brandenburg geben.  
 
Insofern: In der Sache bin ich der Meinung, das kann man sich sparen und muss sich 
als Enquete-Kommission eingestehen, dass man zum gegenwärtigen Zeitpunkt eine 
vollständige Evaluierung, die diesen Namen verdient, all der Effekte der Gebietsre-
form nicht mehr wird anstellen können.  
 
Abgeordneter Schippel (SPD): 
 
Frau Nonnemacher hat es gesagt: Wir tragen das Thema schon ewig vor uns her. 
Wir hatten jetzt einen Fürsprecher in Person von Herrn Böttcher, das zu tun, und es 
gab eine Gegenmeinung dazu. Jetzt sollten wir abstimmen. Dann ist das Thema 
entweder beerdigt oder es wird praktisch umgesetzt. Man muss dann auch zugeben 
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können, dass man in Teilen im Laufe der Entwicklung gegebenenfalls die eine oder 
andere Formulierung des Umsetzungsbeschlusses nicht umsetzen kann. 
 
Vorsitzender: 
 
Wir haben im Vorfeld schon einmal geprüft, ganz in dem Sinne, wie es Herr Schippel 
jetzt vorschlägt, was für Möglichkeiten wir überhaupt hätten. Die vorgeschlagene ist 
eine, von der wir Gebrauch machen können. Eine andere wäre die Teilbeauftragung 
von Professor Franzke und Dr. Büchner zu dem Thema „Auswirkungen auf die lokale 
Demokratie“. Das ist aber bereits ansatzweise durch den Vortrag von Frau Büchner 
hier erledigt worden. Wir hätten darüber hinaus die Möglichkeit der Ausschreibung 
eines Gutachterauftrags. Maximal vier Wochen müssen wir für das Verfahren rech-
nen. Denn wir müssten sehen, dass nach einer eventuellen Beauftragung von Herrn 
Professor Rosenfeld dann ein Gutachten erstellt werden muss. Wann wir das dann 
haben, ist durch uns im Augenblick schwer abzuschätzen. Wir hätten dann die Mög-
lichkeit, den Arbeitsauftrag im Einsetzungsbeschluss „Zusammenfassende Bewer-
tung vergangener Reformen unter dem Aspekt der Zukunftsfähigkeit“ anders zu erle-
digen, zum Beispiel durch die gemeinsame Erarbeitung eines Textfelds im Ab-
schlussbericht zu diesem Thema oder durch die Bildung einer Arbeitsgruppe zur Be-
wältigung dieser Arbeit aus der Enquete-Kommission selbst, oder wir stellen eben 
heute fest, dass mit dem, was uns an Arbeitsmöglichkeiten jetzt zur Verfügung steht, 
dieses Thema bearbeitet ist, dass mehr nicht möglich ist, und insofern ist es dann 
von unserer Seite aus erschöpfend bearbeitet. 
 
Abgeordneter Büttner (FDP): 
 
Herr Schippel hat ja einen guten Vorschlag gemacht. Herr Vorsitzender, lassen Sie 
einfach darüber abstimmen. Insofern stelle ich jetzt den Antrag, dass die Enquete-
Kommission beschließt, auf die Beauftragung eines Gutachtens zur Evaluation der 
Zukunftsfähigkeit vergangener Reformen zu verzichten. 
 
Vorsitzender: 
 
Das ist dann aber nur ein Teil der Erledigung der Arbeitsaufgabe. Wir müssen dann 
noch entscheiden, was wir weiter dazu machen. Denn im Abschlussbericht muss da-
zu etwas stehen.  
 
Abg. Büttner (FDP): 
 
Wir nehmen weiterhin zur Kenntnis, dass sich die Kommission in den vergangenen 
Sitzungen ausführlich mit diesem Punkt beschäftigt hat und wir damit den Punkt aus 
dem Einsetzungsbeschluss als erledigt ansehen. 
 
Vorsitzender: 
 
Gibt es Fragen zur Antragslage? Weiteren Gesprächsbedarf? - Das ist nicht der Fall. 
Wer ist dafür? Gegenstimmen? Enthaltungen 
Der Antrag des Abgeordneten Büttner wird damit mit 10 Ja-Stimmen und 2 Nein-
Stimmen angenommen. 
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Wir haben dann die Arbeit vor uns, im Abschlussbericht dazu eine Passage zu fin-
den, um darzustellen, was vorliegt und weshalb wir so gearbeitet haben, wie wir es 
getan haben. Dazu werden wir Ihnen einen Vorschlag machen. 
 
Herr Keseberg: 
 
In aller Bescheidenheit möchte ich noch auf den doch sehr inhaltsreichen und aus-
führlichen Beitrag der Landesregierung zu diesem Thema hinweisen, der Ihnen auch 
vorliegt. 
 
Vorsitzender: 
 
Damit haben wir auch das im Protokoll.  
 
Gibt es weiteren Gesprächsbedarf zu diesem Tagesordnungspunkt? - Das ist nicht 
der Fall. Dann schließe ich den Tagesordnungspunkt 6 (neu) und komme zum Ta-
gesordnungspunkt 7: 
 

Beschluss zur Durchführung einer Informationsreise nach Rheinland-
Pfalz 

 
Hierzu liegen vor das Schreiben des Vorsitzenden vom 15.01.2013 inklusive Be-
schlussvorlage mit Programmentwurf (Anlage 16a), die Tischvorlage mit Auswahl des 
Reisetermins und das Schreiben von Herrn Böttcher vom 17.01.2013 (Anlage 17). 
 
Wir haben die Tischvorlage schon während der Sitzung bearbeitet. Wir können also 
das vorläufige Ergebnis in die Beratung mit aufnehmen. In der letzten Sitzung hatten 
Sie mich gebeten, zu klären, ob die Richtlinien des Landtages eine weitere Informati-
onsreise unserer Enquete-Kommission zulassen. Geplant ist eine Reise nach Rhein-
land-Pfalz, um sich das Modell der Verbandsgemeinde vor Ort erläutern zu lassen. 
Unter Zugrundelegung einer ausreichenden Begründung der zwingenden Notwen-
digkeit ist eine weitere Informationsreise für unsere Enquete-Kommission möglich. 
Dazu werde ich einen entsprechenden Antrag beim Präsidenten einreichen. Unter 
Umständen müssten im Falle eines Einwands des Präsidiums aber die Fraktionen 
die Reisekosten selbst übernehmen. Eine Kostenübernahme für die nicht-
parlamentarischen Mitglieder ist in jedem Falle gewährleistet.  
 
Sie haben von mir eine Beschlussvorlage mit einem vom Kommissionssekretariat 
erstellten Programmentwurf sowie zwei Terminoptionen erhalten. Bevor wir über das 
Programm sprechen, wollen wir den Reisetermin festlegen. Die beiden Termine sind 
eindeutig abgestimmt worden. Unter den Parlamentariern gibt es übereinstimmend 
die Auffassung, dass der erste Termin - 29./30. April 2013 - zu bevorzugen ist, wobei 
einem Kommissionsmitglied die Teilnahme an keinem der beiden Termine möglich 
ist. Sehe ich das richtig, Herr Büttner? 
 
Abgeordneter Büttner (FDP): 
 
Herr Vorsitzender, ich bitte das nicht so zu werten, dass ich kein Interesse daran hät-
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te, mit Ihnen dahin zu fahren. Es ist schlichtweg bei dem ersten Termin so, dass dann 
auch schon eine andere Delegationsreise dieses Landtages geplant ist. Beim zwei-
ten Termin gibt es ein anderes Problem; der Terminkalender ist dann schon voll. Ich 
werde prüfen, ob es meinem Vertreter aufgrund seiner Terminplanung möglich ist, 
daran teilzunehmen. 
 
Vorsitzender: 
 
Ich würde Sie bitten, das zu erfragen und uns die Antwort zukommen zu lassen. 
 
Unter den nicht-parlamentarischen Mitgliedern gibt es überwiegend die Möglichkeit, 
an beiden Terminen teilzunehmen, wobei wir Frau Professor Färber und Herrn Große 
jetzt nicht fragen können. Herr Große hat bereits signalisiert, dass ihm die Teilnahme 
an keinem der beiden vorgesehenen Termine möglich sein wird. Es gibt dadurch eine 
leichte Bevorzugung des ersten Reisetermins. Ich schlage vor, dass wir den ersten 
Reisetermin festsetzen.  
Zur Abstimmung: Wer ist dafür, dass die Enquete-Kommission eine Informationsreise 
am 29./30. April 2013 nach Rheinland-Pfalz antreten wird? Gegenstimmen? Enthal-
tungen? Damit ist das einstimmig beschlossen. 
 
Zum vorläufigen Programm: Da erst heute das genaue Reisedatum bestimmt wurde, 
können wir erst im Anschluss an unsere Beratung die Termine mit unseren Ge-
sprächspartnern fixieren. Außerdem liegt uns das Schreiben von Herrn Böttcher mit 
dem Vorschlag vor, Vertreter des rheinland-pfälzischen Gemeinde- und Städtebun-
des sowie des Städtetages anzuhören. An dieser Stelle muss ich darauf hinweisen, 
dass wir terminlich nur über einen sehr begrenzten Zeitrahmen an diesen beiden Ta-
gen verfügen. Herr Böttcher, haben Sie möglicherweise schon konkrete Vorstellun-
gen oder schon Kontakte hergestellt? 
 
Herr Böttcher: 
 
Beim Gemeindebund Rheinland-Pfalz ist der Termin bereits avisiert. Der Vorsitzende 
und auch der Geschäftsführer stehen zur Verfügung. Vom zeitlichen Rahmen her 
meine ich, dass das beim Programmentwurf dann auch anstelle anderer Gespräche 
durchaus einrücken könnte. Ich glaube, dass das auch deshalb wichtig ist, weil der 
kommunale Spitzenverband eine Gesamtübersicht über die Entwicklung im Land hat 
und auch damit befasst ist, welche Absichten es für die Zukunft gibt. Insofern wäre 
das gut. Der Vorsitzende des Gemeindebundes ist gleichzeitig Chef einer Verbands-
gemeinde. Dadurch haben wir eine weitere Sichtweise aus dem Themenfeld, die wir 
brauchen. Insofern wäre der Städtetag möglicherweise entbehrlich. Diesen hatte ich 
deshalb mit vorgeschlagen, weil es in Rheinland-Pfalz eine größere Anzahl kreisfreier 
Städte gibt, auch durchaus mit Einwohnerzahlen, die unter denen unserer jetzigen 
liegen. Das war der Gesichtspunkt, dies einmal zu betrachten. 
 
Vorsitzender: 
 
Gibt es Einvernehmen damit, dies zusätzlich auf die Tagesordnung zu setzen? 
 
Abgeordneter Dr. Scharfenberg (DIE LINKE): 
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Ich würde das für möglich halten unter der Voraussetzung, dass wir vielleicht eine 
Koppelung mit einem anderen Termin vornehmen. Es ist doch nicht abwegig, dass, 
wenn wir eine Verbandsgemeinde besuchen, ein Vertreter des Spitzenverbands da-
bei ist und dass man sozusagen die Diskussion damit verbindet. Das scheint mir 
sinnvoll zu sein. 
 
Vorsitzender: 
 
Da wir jetzt ein konkretes Reisedatum haben, können wir diese Absprache jetzt vor-
nehmen.  
 
Herr Keseberg: 
 
Ich hatte schon letztes Mal darüber berichtet, dass auch wir eine Reise gemacht ha-
ben, um uns zu informieren. Wir haben in der Tat zwei Verbandsgemeinden besucht. 
Wenn Sie mir die Anregung gestatten: Bitburg ist ein sehr gutes Ziel, weil das eine 
sehr strukturschwache und einwohnerarme Gegend ist. Dort ist ein Umstrukturie-
rungsprozess gerade voll in Gange. Es wäre vielleicht für die Kommission sehr inte-
ressant, eine seit 40 Jahren bestehende Verbandsgemeinde zu sehen. Sehr gut pas-
sen würde dazu die Gemeinde Nieder-Olm, weil der dortige Bürgermeister Herr 
Spiegler der Vorsitzende des Gemeinde- und Städtebunds ist. Sie könnten dort eine 
Verbandsgemeinde inklusive ehrenamtlichem Bürgermeister sehen. Wir waren auch 
dort. Man hätte auch die Möglichkeit, Bitburg - sozusagen im Prozess - und eine sehr 
einwohnerschwache Gegend zu besichtigen. 
 
Vorsitzender: 
 
Das sind also Dinge, die dafür sprechen. Es gibt keine Gegenrede; wir versuchen 
dies beim Reiseprogramm zu berücksichtigten. Das müssen wir aber wegen der Be-
antragung beim Präsidenten formal beschließen. Gibt es zu den übrigen Teilen des 
Programms noch Fragen? - Das ist nicht der Fall. Dann werden wir versuchen, das 
so zu organisieren. Wer stimmt so für das Reiseprogramm? Gegenstimmen? Enthal-
tungen? Damit ist das einstimmig beschlossen. 
 
Das Sekretariat wird ab Montag die Teilnahmeerklärungen versenden. Ich möchte 
Sie bitten, diese unterschrieben bis zum 1. Februar 2013 an das Sekretariat zurück-
zusenden. 
 
Herr Keseberg, können Sie uns mitteilen, ob ein Vertreter der Landesregierung an 
dieser Informationsreise teilnehmen wird? 
 
Herr Keseberg: 
 
Selbstverständlich. 
 
Vorsitzender: 
 
Dann müssten Sie uns bis zum 1. Februar 2013 mitteilen, wer das sein soll. 
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Gibt es weitere Fragen zu diesem Tagesordnungspunkt? - Das ist nicht der Fall. Wir 
kommen zum Tagesordnungspunkt 8: 
 

Beschluss zur Durchführung einer auswärtigen Sitzung 
 
Dazu liegt mein Schreiben vom 15.01.2013 zu diesem Thema vor. Wir haben in der 
vergangenen Sitzung auch darüber gesprochen, ob eine weitere auswärtige Sitzung 
durchgeführt werden soll. Dazu habe ich Ihnen einen Vorschlag gemacht. Bei der 
Klausurtagung in Forst beziehungsweise der auswärtigen Sitzung in Cottbus tagten 
wir bereits im Süden des Landes. Aber nicht nur deshalb schlage ich Ihnen Heiligen-
grabe im Landkreis Ostprignitz-Ruppin vor. Die Gemeinde Heiligengrabe, die Städte 
Wittstock/Dosse, Pritzwalk sowie das Amt Meyenburg sind bereits jetzt enge Koope-
rationspartner und befinden sich in einer intensiven Fusionsdebatte. Dies könnte uns 
vor Ort der Bürgermeister, Herr Holger Kippenhahn, sicherlich gut erläutern. Außer-
dem könnten wir uns vor Ort den mobilen Bürgerbus der Stadt Wittstock/Dosse mit 
seinem Dienstleistungsangebot vorführen lassen; das ist schon vorbesprochen. Wir 
würden in Heiligengrabe im dortigen Klosterstift tagen. Die Räumlichkeiten sind be-
reits angefragt; das wäre möglich. Sind Sie mit diesem Tagungsprogramm einver-
standen? 
 
Herr Böttcher: 
 
Ist beabsichtigt, möglicherweise den Bürgermeister aus Wittstock und den Bürger-
meister aus Pritzwalk mit hinzuziehen oder ihnen zumindest diese Gelegenheit zu 
geben? Das wäre vielleicht ganz sinnvoll. 
 
Vorsitzender: 
 
Neben der formalen Eröffnung durch den Bürgermeister von Heiligengrabe geht es 
ja, zumindest nach meinem Vorschlag, genau darum, uns diese Fusionsdebatte als 
auch die bisherige Arbeit in der engen Kooperation erläutern zu lassen. Ich würde 
alle dazu einladen, die Amtsdirektorin, aber natürlich auch die Bürgermeister. Gibt es 
weitere Wortmeldungen dazu? - Das ist nicht der Fall. 
Wer stimmt für die Durchführung einer auswärtigen Sitzung in Heiligengrabe und für 
das vorgelegte Programm? Gegenstimmen? Enthaltungen? Damit ist das einstimmig 
beschlossen. 
 
Wir kommen zum Tagesordnungspunkt 9: 
 

Sonstiges 
 
Dazu liegt Ihnen die Tischvorlage mit der Übersicht der Besprechungspunkte vor: 
 
 9.1 Sachstand zu den Arbeitsaufträgen der Landesregierung 
 
Dazu haben wir bereits etwas gehört. Dazu liegt uns ein Schreiben des MI vom 20. 
Dezember 2012 zur Umsetzung der Arbeitsaufgaben im Bereich Straßenwesen vor 
(Anlage 18); zum Stand im Bereich Forsten und Wasser haben wir vorhin bereits et-
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was gehört. Gibt es seitens der Landesregierung Ergänzungsbedarf? - Das ist nicht 
der Fall. Wir setzen es beim nächsten Mal wieder auf die Tagesordnung. 
 
 9.2 Vorläufige Planung und Vorbereitung der 18. Sitzung  
 
Wir haben heute bereits gehört, was auf der kommenden Sitzung erneut aufgerufen 
werden muss. Allerdings macht die im Rahmenzeitplan ausgewiesene Befassung mit 
den Landesverwaltungsstrukturen in der kommenden Beratung noch keinen Sinn, 
wenn wir uns nicht über die Aufgabenwahrnehmung verständigt haben. Das würde 
ich dann nicht aufrufen. 
 

(Einverständnis) 
 
Gibt es weitere Punkte, zu denen Sie anzeigen, dass sie auf der Sitzung am 15. Feb-
ruar 2013 in Potsdam beraten werden sollen? Wenn Sie Vorschläge haben, bitte ich 
Sie, diese bis zum 1. Februar 2013 einzureichen. Sonst kommen wir mit der Einla-
dung nicht zurecht. 
 
Herr Prof. Dr. Hönnige: 
 
Kurze Rückfrage: Welche Punkte haben wir aus der Sammlung heute, die wir nächs-
tes Mal besprechen wollen? 
 
Vorsitzender: 
 
Wir haben einmal die Information, hoffentlich Vorlage der Prüfergebnisse der Landes-
regierung, aber zumindest zum Stand wird das neu aufgerufen. Weiter stehen auf der 
Tagesordnung: die Frage der Notwendigkeit der Beauftragung des Parlamentari-
schen Dienstes für eine Begutachtung zur Frage Bürgerbeteiligungsmöglichkeiten im 
Land Brandenburg auf der Grundlage unseres Rechercheberichts sowie Punkt 2 
(neu) zur Funktionalreform und die Ergebnisse zur Frage Dimensionen des Paradig-
menwechsels zum Aufgabenverständnis im Land Brandenburg. 
 
Herr Prof. Dr. Hönnige: 
 
Wir hätten trotzdem noch die Prüfung der Modellvarianten als Ergebnis der Prüfung 
der Landesregierung. 
 
Vorsitzender: 
 
Genau. 14 Tage bis zur Lieferung waren avisiert. 
 
Herr Prof. Dr. Hönnige: 
 
Dann haben wir auch einiges an substanziellen inhaltlichen Themen, die wir diskutie-
ren können, ohne dass wir noch neue Themen suchen müssen. 
 
Vorsitzender: 
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Ich will Sie nicht dazu verleiten, weitere Punkte zu benennen; aber wenn Sie welche 
haben, dann tun Sie das bitte rechtzeitig, sodass wir sie in die Einladung aufnehmen 
und entsprechend vorbereiten können. 
 
Wir kommen zu Punkt 
 

9.3 Statistik der Zugriffe auf die Internetseite unserer Enquete-
Kommission  

 
Dazu liegt vor die Tischvorlage mit der Zugriffsstatistik; sie enthält außerdem die Ge-
samtbetrachtung für das Jahr 2012 (Anlage 19).  
 
Gibt es dazu Diskussionsbedarf?  
 
Herr Böttcher: 
 
Es wurde uns ein Schreiben des Innenministeriums übersandt zum Entwurf des Ge-
setzes über die Zuständigkeit in Staatsangehörigkeitsangelegenheiten (Anlage 20). 
Einmal abgesehen von weiteren inhaltlichen Gesichtspunkten wollte ich nur darauf 
hinweisen, Herr Keseberg, dass hier die großen kreisangehörigen Städte fehlen. 
 
Vorsitzender: 
 
Das nehmen wir zur Kenntnis. Gibt es weitere Wortmeldungen? - Das ist nicht der 
Fall. Dann schließe ich die Sitzung und danke für die Aufmerksamkeit. 
 
 (Ende der Sitzung: 14:20 Uhr) 
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Anlagen 
 
Anlage 1 Antrag des Vorsitzenden zur Gliederung des Abschlussberichts vom 14. 

Januar (zu TOP 2) 
Anlage 1a Antrag von Prof. Dr. Hönnige zur Tagesordnung sowie zur Gliederung 

des Abschlussberichts vom 17. Januar (zu TOP 2) 
Anlage 2 Vorläufige Übersicht mit den Besprechungspunkten unter dem TOP 9 

Sonstiges (zu TOP 9) 
Anlage 3 Antrag der Koalitionsfraktionen mit einem Beitrag zum Abschlussbericht 
  zu Grundsätzen der Funktionalreform (zu TOP 2) 
Anlage 4 Beschluss zur Beauftragung des Parlamentarischen Beratungsdienstes 

zur Prüfung der Auswirkungen eines Wechsels vom monistischen zum 
dualistischen Aufgabenwahrnehmungsmodells (zu TOP 2) 

Anlage 5 Schreiben des MUGV vom 27. November 2012 zur Zuständigkeitsver-
lagerung auf den Gebieten der Tierseuchenbekämpfung und der Ver-
wendung tierischer Nebenprodukte (zu TOP 3) 

Anlage 6 Schreiben des Vorsitzenden vom 11. Januar 2013 zu den Ergebnissen 
der Sitzung der AG Aufgabenerfassung am 09. Januar 2013 (zu TOP 3) 

Anlage 7 Beschluss zur Beauftragung von Prof. Dr. Proeller für ein Gutachten zur 
interkommunalen Funktionalreform (zu TOP 3) 

Anlage 7a Beschlussantrag des Vorsitzenden vom 16.Januar 2013 zur Beauftra-
gung von Prof. Dr. Proeller für ein Gutachten zur interkommunalen 
Funktionalreform (zu TOP 3) 

Anlage 8 Schreiben zum Gutachten von Herrn Prof. Dr. Bogumil, Kapitel Forst-
verwaltung, von Dr. Simon vom 9. Dezember 2012 (zu TOP 3) 

Anlage 9 Schreiben des Ministeriums des Innern mit Vorschlägen für Kriterien für 
Modellvarianten vom 14. Januar 2013 (zu TOP 4) 

Anlage 10a Fragenkatalog an Prof. Dr. Ziekow von der SPD-Fraktion vom 
04. Dezember 2012 (zu TOP 5) 

Anlage 10b Fragenkatalog an Prof. Dr. Ziekow von der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN vom 05. Dezember 2012 (zu TOP 5) 

Anlage 10c Fragenkatalog an Prof. Dr. Ziekow von der Fraktion DIE LINKE vom 05. 
Dezember 2012 (zu TOP 5) 

Anlage 10d Fragenkatalog an Prof. Dr. Ziekow von Herrn Böttcher vom 05. Dezem-
ber 2012 (zu TOP 5) 

Anlage 11 Tischvorlage mit dem Beschlussantrag zur Beauftragung des Parlamen-
tarischen Beratungsdienstes aus der 16. Sitzung (zu TOP 5) 

Anlage 12 Schreiben des Vorsitzenden vom 13. Dezember 2012 mit dem Sach-
stand zur Gutachtenvergabe an Prof. Dr. Franzke und Dr. Büchner (zu 
TOP 6) 

Anlage 13 Schreiben des Bürgermeisters der Stadt Luckau vom 15. Januar 2013 
zur Evaluierung der Gemeindegebietsreform 2003 (zu TOP 6) 

Anlage 14 Schreiben von Herrn Böttcher vom 16. Januar 2013 zur Gutachten-
vergabe mit dem Vorschlag zur Beauftragung von Prof. Dr. Rosenfeld 
(zu TOP 6) 

Anlage 15 Tischvorlage mit dem Antrag von Herrn Böttcher zur Beauftragung von 
Herrn Prof. Dr. Rosenfeld vom 12. November 2012 (zu TOP 6) 

Anlage 16 Beschluss zur Durchführung einer Informationsreise nach Rheinland-
Pfalz (zu TOP 7) 
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Anlage 16a Schreiben des Vorsitzenden vom 16. Januar 2013 mit einem Beschlus-
santrag zur Durchführung einer Informationsreise nach Rheinland-Pfalz 
sowie einer auswärtigen Sitzung (zu TOP 7) 

Anlage 17 Schreiben von Herrn Böttcher zur Informationsreise vom 17. Januar 
2013 (zu TOP 7) 

Anlage 18 Schreiben des MI vom 20. Dezember 2012 zur Umsetzung der Arbeits-
aufgaben im Bereich Straßenwesen (zu TOP 9) 

Anlage 19 Tischvorlage mit der Zugriffsstatistik auf die Internetpräsenz der EK 5/2 
(zu TOP 9) 

Anlage 20 Schreiben des MI vom 30. Oktober 2012 zur Zuständigkeitsverlagerung 
in Staatsangehörigkeitsangelegenheiten (zu TOP 9) 

 


























































































































































































